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Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetz

Bekanntmachung
tiber die Zertifizierung von Basisrentenvertragen geméaB § 10 des Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetzes (AltZertG)

Die Zertifizierungsstelle des Bundeszentralamts fiir Steuern hat die nachfolgenden Basisrentenvertrage gemaf § 3 Absatz 2 Alt-
ZertG mit sofortiger Wirkung (Bescheiddatum) zertifiziert:

Anbieter Anbieteranschrift Produktname Zertifizierungs-
nummer

SV SparkassenVersicherung Lebens- | LowentorstraB3e 65 SV Basisrente — Tarif ABR, ABRT 006453

versicherung Aktiengesellschaft 70376 Stuttgart

SV SparkassenVersicherung Lebens- | LowentorstraBBe 65 BasisRente IndexGarant — 006454

versicherung Aktiengesellschaft 70376 Stuttgart Tarif ABRTI

Stuttgarter Lebensversicherung a. G. RotebihlstraBe 120 RV mit Indexbet. nach § 10 Abs. 1 006455
70197 Stuttgart Nr. 2b aa EStG (T69/69.1)

Generali Deutschland Lebens- Adenauerring 7 Basisrente Vermogensaufbau 006456

versicherung AG 81737 Munchen

VPV Lebensversicherungs-Aktien- Mittlerer Pfad 19 VPV Basisvorsorge 006457

gesellschaft 70499 Stuttgart

Berlin, den 14. Dezember 2021
St11 8-S 2220 a - GFZ/21/00001 - 8

Bundeszentralamt fir Steuern
- Zertifizierungsstelle -

Im Auftrag
Karboul
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Doppelbesteuerung

Bundesministerium der Finanzen Berlin, 26. November 2021

IV B3-S 1301-AUT/19/10006 :003
2021/0000002

Oberste Finanzbehoérden
derLander

nachrichtlich:
Bundeszentralamt flr Steuern

Bundesfinanzakademie im
Bundesministerium der Finanzen

Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Osterreich zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermdgen vom 24. August 2000 (DBA-Osterreich);
Zusammenstellung geltender Konsultationsvereinbarungen im Sinne von Art. 25 Abs. 3 DBA-Osterreich

7 Anlagen

Mit der zustandigen Behérde der Republik Osterreich wurden in den letzten Jahren mehrere Konsultationsvereinbarungen im Sinne
von Art. 25 Abs. 3 DBA-Osterreich abgeschlossen. Zur Erleichterung der Rechtsanwendung werden die derzeit giiltigen Konsultati-
onsvereinbarungen in diesem BMF-Schreiben zusammengefasst:

Konsultationsvereinbarung vom 4. April/9. April 2019 zu Zweifelsfragen hinsichtlich der Auslegung der Grenzgangerregelung nach
. Art. 15 Abs. 6 des deutsch-0sterreichischen Doppelbesteuerungsabkommens vom 24. August 2000 (BStBI 2019 | S. 456) - Anla-
gel,

Konsultationsvereinbarung vom 30. Oktober 2018 zur Auslegung von Artikel 18 Absatz 2 des deutsch-6sterreichischen Doppelbe-
. steuerungsabkommens vom 24. August 2000, zuletzt gedndert durch das Anderungsprotokoll vom 29. Dezember 2010 (BStBI
20181 S. 1105) - Anlage 2,

Konsultationsvereinbarung vom 10. August 2012 zur Besteuerung von Hinterbliebenenpensionen nach Artikel 19 Absatz 2 des
. Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Osterreich zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf
dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermdgen vom 24. August 2000 (BStBI 2012 | S. 865) - Anlage 3,

Konsultationsvereinbarung betreffend die steuerliche Behandlung von erstattungsfédhigem Kurzarbeitergeld nach dem deutschen
- Sozialgesetzbuch 3 (SGB Ill) (in Osterreich mit Erlass vom 8. Juni 2012 - BMF - 010221/0376 - 1V/4/2012 - AOF Nr. 135/2012 -
veroffentlicht) - Anlage 4,

Konsultationsvereinbarung betreffend die steuerrechtliche Behandlung von erstattungsféhigen Aufstockungsbetradgen nach dem
. deutschen Altersteilzeitgesetz (in Osterreich mit Erlass vom 21. Februar 2011 - BMF - 010221/0088 - 1V/4/2011 - AOF Nr. 55/201 -
verdffentlicht) - Anlage 5,

Konsultationsvereinbarung vom 9. Juli/12. Juli 2010 zwischen dem Bundesministerium der Finanzen der Bundesrepublik Deut-
schland und dem Bundesministerium fiir Finanzen der Republik Osterreich nach Art. 25 des Abkommens zwischen der Bundesre-

" publik Deutschland und der Republik Osterreich zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Ein-
kommen und vom Vermdgen zur Auslegung von Art. 17 Absatz 1 des Abkommens (BStBI 2010 | S. 647) - Anlage 6,

Konsultationsvereinbarung zur Besteuerung von Abfindungszahlungen nach Artikel 15 des Abkommens zwischen der Bundesre-
. publik Deutschland und der Republik Osterreich zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Ein-
kommen und vom Verm&gen vom 24. August 2000 (BStBI 2010 | S. 645) - Anlage 7.

Die folgenden BMF-Schreiben werden aufgehoben:
. BMF-Schreiben vom 18. April 2019 (IV B 3 - S 1301-AUT/07/10015-02, 2019/0328577) - BStBI 2019 | S. 456,
. BMF-Schreiben vom 5. November 2018 (IV B 3 - S 1301-AUT/07/10018, 2018/0747013) - BStBI 2018 | S. 1105,

- BMF-Schreiben vom 23. August 2012 (IV B 2 - S 1301-AUT/07/10019, 2012/0776276) - BStBI 2012 | S. 865,



. BMF-Schreiben vom 27. August 2010 (IV B 2 - S 1301-AUT/07/1001) - BStBI 2010 | S. 647,

- BMF-Schreiben vom 26. August 2010 (IV B 2 - S 1301-AUT/07/10015-01) - BStBI 2010 | S. 645.

Die aus Anlass der COVID-19-Pandemie abgeschlossene Konsultationsvereinbarung vom 29. September 2021 (BStBI | S. 1828) ist
von diesem BMF-Schreiben nicht berihrt.

Im Auftrag

Kreienbaum
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Zur einheitlichen Anwendung und Auslegung der Grenzgéngerregelung in Artikel 15 Absatz 6 des DBA-Osterreich haben die zustén-
digen Behérden, gestiitzt auf Artikel 25 Absatz 3 des DBA-Osterreich, am 4./9. April 2019 folgende Konsultationsvereinbarung ge-
schlossen, die auf alle offenen Falle anzuwenden ist:

Konsultationsvereinbarung zu Zweifelsfragen hinsichtlich der Auslegung der Grenzgangerregelung nach Art. 15 Abs. 6 des
deutsch-6sterreichischen Doppelbesteuerungsabkommens vom 24. August 2000

Gestlitzt auf Artikel 25 Absatz 3 des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Osterreich zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und Ertrag vom 24. August 2000, zuletzt gedndert
durch das Protokoll vom 29. Dezember 2010, (im Folgenden als "Abkommen" bezeichnet) haben die zustandigen Behérden Deut-
schlands und Osterreichs die folgende Konsultationsvereinbarung zur Anwendung des Abkommens zur Auslegung der Grenzgén-
gerregelung nach Artikel 15 Absatz 6 i. V. m. Ziffer 8 des Protokolls zum Abkommen erzielt:

1. Grundsitzliche Auslegungsfragen zur Grenzgéangerregelung:

1. Die fur die Grenzgéngerregelung des Artikel 15 Absatz 6 des Abkommens maBgebliche Grenzzone umfasst einen Grenzstreifen
entlang der Grenze von 30 km, wobei flr die Berechnung der Entfernung die Luftlinie und nicht die Zahl der StraBenkilometer maf-
geblich ist.

2. Die Eigenschaft als Grenzganger erfordert grundsétzlich eine téagliche Riickkehr zum Wohnort im Anséssigkeitsstaat in der
Grenzzone.

3. Nach dem Wortlaut des Abkommens steht die Grenzgéngereigenschaft nur Personen zu, die ihren Wohnsitz in der maBgebenden
Grenzzone haben. Die Begriindung eines bloBen Zweitwohnsitzes in der Grenzzone reicht nicht fir die Inanspruchnahme der
Grenzgangerregelung des Abkommens aus. Allerdings besteht Einvernehmen, dass dann, wenn ein Grenzgénger seinenHaupt-
wohnsitz in der Grenzzone hat, ein auBerhalb dieser Zone im Anséassigkeitsstaat oder ein in einem Drittstaat gelegener Zweitwohn-
sitz nicht zur Aberkennung der Grenzgangereigenschaft fiihrt. Auch ein Zweitwohnsitz auBerhalb der Grenzzone im Tatigkeitsstaat
schlieBt die Anwendbarkeit der Grenzgangerregelung dann nicht aus, wenn nachweisbar ist, dass dieser Zweitwohnsitz nicht in einer
Art und Weise genutzt werden kann, dass hierdurch Zweifel an der arbeitstaglichen Riickkehr in den Anséssigkeitsstaat auftreten.

2. Rechtsfolgen bei Wegfall der Grenzgéngereigenschaft:

4. Entfallt die Grenzgéngereigenschaft, beispielsweise weil die schadlichen Tage im maBgeblichen Zeitraum Uberschritten werden
(siehe Pkt 3), entfallt die Anwendung von Artikel 15 Absatz 6 des Abkommens (Grenzgéangerregelung) und Artikel 15 Absétze 1 bis 3
des Abkommens finden wieder Anwendung.

5. Dies bedeutet, dass soweit die Téatigkeit im Ansassigkeitsstaat des Arbeitgebers oder im Staat, in dem der Arbeitgeber eine Be-
triebsstétte hat, welche die Vergiitungen trégt, ausgelibt wird, der Tatigkeitsstaat nach Artikel 15 Absatz 1 Satz 2 des Abkommens
das Besteuerungsrecht erhalt. Soweit die Tatigkeit im Anséssigkeitsstaat des Arbeitnehmers ausgeubt wird, verbleibt das Besteue-
rungsrecht nach Artikel 15 Absatz 1 Satz 1 des Abkommens im Anséssigkeitsstaat des Arbeitnehmers.

3. Schéadlichkeitsregelung:

a) Allgemeines

6. Die Grenzgéngereigenschaft im Sinne von Artikel 15 Absatz 6 des Abkommens setzt voraus, dass die abgabepflichtige Person
"taglich von ihrem Arbeitsort an ihren Wohnsitz zuriickkehrt". Kehrt ein Arbeithehmer nicht téglich an seinen Wohnsitz zuriick oder
ist er ausnahmsweise an Arbeitsorten auBerhalb der Grenzzone beschéftigt, so geht die Grenzgéngereigenschaft nicht verloren,

wenn der Arbeitnehmer wahrend des ganzen Kalenderjahres in der Grenzzone beschéftigt ist und in dieser Zeit héchstens an
a) 45 Arbeitstagen nicht zum Wohnsitz zurlickkehrt oder auBerhalb der Grenzzone fir seinen Arbeitgeber tétig ist, oder

falls der Arbeitnehmer nicht wahrend des ganzen Kalenderjahres in der Grenzzone beschaftigt ist - wenn die Tage der Nichtrii-
ckkehr oder der Tatigkeit auBerhalb der Grenzzone 20 % der tatsdchlichen Werk- bzw. Arbeitstage im Rahmen des Ar-
b) beitsverhéltnisses (der Arbeitsverhéltnisse) wahrend des Kalenderjahres nicht lGbersteigen, jedoch in keinem Fall mehr als 45

Tage betragen.

7. Ist der Arbeitnehmer in der Grenzzone des einen Staates anséssig und wird er im Anséassigkeitsstaat oder im anderen Staat
auBerhalb der Grenzzone oder in sog. Drittstaaten tatig, sind diese Tage als Tage der Nichtriickkehr zu werten, wenn sich der Ar-



beitnehmer dort an einem Arbeitstag iberwiegend (d. h. mehr als die Halfte der taglichen Arbeitszeit) aufhalt. Solche Arbeitstage
sind bei der Berechnung der Schéadlichkeitsgrenze zu berlcksichtigen. Dieser Grundsatz gilt fir alle Berufsgruppen.

b) Sonderfélle inkl. Heimarbeit (Home Office)

8. Uberschreiten die Tage der Nichtriickkehr bei einem ganzjéhrig bestehenden Arbeitsverhaltnis das AusmaB von 45 Tagen, entféllt
somit fir das gesamte Jahr die Grenzgéangereigenschaft. Hierbei zéhlen Krankheits- oder Urlaubstage sowie Elternkarenz bzw.
Elternzeit nicht als Tage der Nichtriickkehr.

9. Sieht man von den Sonderféllen der Krankheit, des Urlaubs, der Elternkarenz bzw. Elternzeit und dergleichen ab, ist es unerheb-
lich, aus welchen Griinden der tagliche Grenzubertritt nicht stattfindet. Auch Tage, an denen der Arbeitnehmer die Grenze deshalb
nicht passiert, weil er im Rahmen eines Teleworking-Programms des Arbeitgebers die Mdglichkeit hat, zu Hause seiner Arbeit
nachzugehen (sog. Home-Office), sind Tage der Nichtriickkehr.

c) Teilzeitbeschdftigung

10. Bei Teilzeitbeschéftigten, die nur tageweise im anderen Staat beschaftigt sind, ist die Grenze der schadlichen Arbeitstage ent-
sprechend der 20%-Regelung in Tz. 6 bemessen auf die vereinbarten Arbeitstage zu ermitteln.

Beispiel 1:

B, wohnhaft in Deutschland innerhalb der Grenzzone, ist teilzeitbeschéftigt und arbeitet im ganzen Kalenderjahr lediglich zwei
Tage pro Woche in Osterreich innerhalb der Grenzzone. Im Zuge seiner Tatigkeit ist B an 17 Tagen aus dienstlichen Griinden
in einem Drittstaat tatig.

Die tatséchlichen Arbeitstage im Kalenderjahr betragen:
a) 90 Tage
b) 80 Tage.

Unschédlich sind
bei a) 18 Nichtriickkehrtage (90 x 20 % = 18 Tage)

bei b) 16 Nichtriickkehrtage (80 x 20 % = 16 Tage).

B ist im Fall a) Grenzganger und im Fall b) kein Grenzganger.

11. Bei Teilzeitbeschaftigten, die lediglich die tagliche Arbeitszeit reduzieren, nicht jedoch die Anzahl der Wochenarbeitstage im
Vergleich zu einem Vollzeitbeschaftigten verringern, erfolgt keine Kiirzung der 45-Tage-Grenze.

d) Mehrere Arbeitgeber

12. Hat der Arbeitnehmer seinen Wohnsitz in der Grenzzone des einen Staates und wird er im Laufe des Kalenderjahres im anderen
Staat bei mehreren Arbeitgebern in der Grenzzone tétig, sind die anfallenden schadlichen Tage zusammenzurechnen und es ist
eine Jahresbetrachtung vorzunehmen. Dabei werden mehrere Zeitrdume innerhalb eines Kalenderjahres mit einer einheitlichen
Berechnung ermittelt; es durfen max. 45 schadliche Arbeitstage wéhrend des Kalenderjahres vorliegen.

e) Unterjdhriger Zuzug/Wegzug

13. Bei Zuzug in die Grenzzone bzw. Wegzug aus der Grenzzone wahrend des Kalenderjahres wird der jeweilige Zeitraum der An-
sassigkeit in der Grenzzone des einen Staates bei gleichzeitiger Tatigkeit in der Grenzzone des anderen Staates betrachtet. In die-
sem Zeitraum sind daher ggf. anfallende schadliche Tage anteilig - 20 % der Arbeitstage im jeweiligen Zeitraum der Anséassigkeit in
der Grenzzone des einen Staates bei gleichzeitiger Tatigkeit in der Grenzzone des anderen Staates, jedoch in keinem Fall mehr als
45 Tage - zu ermitteln. Die Tage vor dem Zuzug in die Grenzzone oder nach dem Wegzug aus der Grenzzone sind unbeachtlich

und gelten dabei insgesamt als nichtschadliche Tage.
14. Beispiel 2:
Grenzgangereigenschaft vom 12.05. bis zum 11.11. eines Kalenderjahres mit 120 tatséchlichen Arbeitstagen:

20 % von 120 tatsachlichen Arbeitstagen = 24 Arbeitstage als Obergrenze fir schadliche Arbeitstage, die fiir den Erhalt der
Grenzgangereigenschaft nicht Gberschritten werden darf. Dieser Wert Gberschreitet auch nicht den absoluten Wert von max.
45 Arbeitstagen.

Beispiel 3:

Der Arbeitnehmer ist in Deutschland anséassig, hat seinen Hauptwohnsitz in der Grenzzone in Deutschland und verrichtet sei-
ne Tétigkeit in der Grenzzone in Osterreich. Damit ist der Grenzgénger-Tatbestand in diesem Zeitraum erfillt. Verlegt nun der
Arbeitnehmer wahrend des Kalenderjahres seine Anséassigkeit von der Grenzzone seines bisherigen Anséassigkeitsstaates
Deutschland in die Grenzzone Osterreichs, stimmen Ansassigkeitsstaat und Tétigkeitsstaat (iberein. Die Grenzgéngereigen-



schaft entfallt ab diesem Zeitpunkt. Die schadlichen Tage sind anteilig zu tberprifen. Die Tage nach Wegfall der Grenzgénge-
reigenschaft stellen dabei keine schadlichen Arbeitstage dar.

Beispiel 4:

Der Arbeitnehmer mit Anséssigkeit in der deutschen Grenzzone arbeitet zunéchst auch in der Grenzzone in Deutschland,
also seinem Anséssigkeitsstaat. Dann nimmt er in der Grenzzone in Osterreich ein Beschéftigungsverhéltnis auf. Ab diesem
Zeitpunkt ist der Grenzganger-Tatbestand erfillt. Die Arbeitstage vor Erflllen des Grenzgénger-Tatbestandes, also der Ar-
beitsaustibung in Deutschland, gelten als nicht schadliche Arbeitstage.

f) Schichtdienst

15. Bei Schichtdienst, der an einem Kalendertag beginnt und am néachsten Kalendertag endet, (z. B. 20:00 Uhr bis 6:00 Uhr am Fol-
getag) entsteht hierdurch kein weiterer schadlicher Kalendertag im Sinne der Schadlichkeitsregelung. Entsprechendes gilt auch
bei Bereitschaftsdiensten, wenn die Bereitschaft am Arbeitsort abgeleistet wird.

4. Besonderheiten betreffend bestimmte Berufsgruppen

a) Fir Berufskraftfahrer gilt:

16. Verlasst ein als Berufskraftfahrer tatiger Grenzgénger in Auslbung seiner Berufstétigkeit im Zuge einer Tagestour (ein- oder
mehrmals) die Grenzzone von 30 km, so ist eine Téatigkeit auBerhalb der Grenzzone nur anzunehmen, wenn sich der Berufskraftfah-
rer wahrend der Tagestour liberwiegend (d. h. mehr als die Hélfte der taglichen Arbeitszeit) auBerhalb der Grenzzone des Tétig-
keitsstaates aufhalt. Arbeitstage mit iberwiegendem Aufenthalt auBerhalb der Grenzzone sind in die 45-Tage-Grenze, die fir die
Beibehaltung der Grenzgéngereigenschaft maBgeblich ist, einzubeziehen. Arbeitstage mit iberwiegendem Aufenthalt innerhalb der
Grenzzone des Tatigkeitsstaates bleiben fur die Berechnung der 45-Tage-Grenze auBer Ansatz.

b) Fiir Arzte gilt:

17. Das Besteuerungsrecht fiir Arbeitslohnzahlungen an in der Grenzzone Deutschlands anséssige Arzte, die mit Kliniken in der
Grenzzone Osterreichs Arbeitsvertrage haben und dort ihre Tatigkeit ausiiben, steht aufgrund der Grenzgéngerregelung im Artikel
15 Absatz 6 des Abkommens Deutschland zu.

18. Neben den Lohnzahlungen werden sog. Sonderklassegebiihren gezahlt. Deutschland sieht diese Sonderklassegebihren auf-
grund der abgeschlossenen Vertrage als Arbeitslohnzahlungen an. Die 6sterreichische Finanzverwaltung geht davon aus, dass es
sich bei den Sonderklassegeblihren, soweit diese Entgelte nicht von einer Krankenanstalt im eigenen Namen vereinnahmt werden,
um Einkinfte aus selbstandiger Arbeit handelt.

19. Sofern eine feste Einrichtung in Osterreich fehlt, steht sowohl nach Artikel 15 Absatz 6 des Abkommens als auch nach Artikel
14 des Abkommens Deutschland das Besteuerungsrecht fiir diese Zahlungen zu. Liegt hingegen eine feste Geschéftseinrichtung
vor, besteuert Osterreich die Sonderklassegebiihren nach Artikel 14 Absatz 1 des Abkommens als Einkiinfte aus selbsténdiger Arbeit
und Deutschland besteuert nach Artikel 15 Absatz 6 des Abkommens.

20. Aufgrund der in Nummer 16 des Protokolls zum Abkommen enthaltenen MaBgeblichkeit des OECD-Musterkommentars zur Aus-
legung des Abkommens, ist bei einem positiven Qualifikationskonflikt, der aus der Anwendung des nationalen Rechts resul-

tiert, der Qualifikation des Quellenstaates zu folgen.”

21. Sind in Osterreich ansassige Arzte in Kliniken in Deutschland beschaftigt und gelangt die Grenzgéngerregelung des Artikels 15
Absatz 6 des Abkommens zur Anwendung, so verbleibt das Besteuerungsrecht an den Vergiitungen in Osterreich. Sonderklassege-
blhren wéren nach 6sterreichischer Auffassung grundsétzlich in Deutschland zu besteuern, sofern dort eine feste Einrichtung zur
Auslibung der Tatigkeit besteht. Sollte Deutschland die Sonderklassegebliihren als Arbeitslohnzahlungen ansehen und aufgrund der
Grenzgangerregelung nicht besteuern, werden die Vergiitungen also aufgrund der durch das maBgebliche innerstaatliche Recht
Deutschlands gebotenen Anwendung des Abkommens nicht im Téatigkeitsstaat besteuert (negativer Qualifikationskonflikt), kon-
nen diese Vergiitungen geméaB Artikel 28 Absatz 1 lit. a des Abkommens im Anséssigkeitsstaat, in diesem Fall Osterreich, besteuert

werden.

Wien, den 9. April 2019 Berlin, den 4. April 2019

Dr. Sabine Schmidjell-Dommes Silke Bruns

Bundesministerium flir Finanzen, Wien Bundesministerium der Finanzen, Berlin

1) Vgl. Tz. 32.1 zu Artikel 23 OECD-Musterkommentar und Tz. 8.4 zu Artikel 15 OECD-Musterkommentar.
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Anbei Ubersende ich die am 30. Oktober 2018 geschlossene Konsultationsvereinbarung zum Abkommen zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Republik Osterreich zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen
und Vermdgen, die der Auslegung von Artikel 18 Absatz 2 des DBA-AUT 2000/2010 dient. Mit ihr sollen in der Vergangenheit aufge-
tretene Probleme bei der Behandlung von Leistungen nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz und dem Bauarbeiter-Urlaubs- und Ab-
fertigungsgesetz in Osterreich vermieden werden. Sie ist in der folgenden Fassung auf alle offenen Falle anzuwenden.

Konsultationsvereinbarung

Gestutzt auf Artikel 25 des deutsch-6sterreichischen Doppelbesteuerungsabkommens (DBA) vom 24. August 2000 haben die zu-
sténdigen Behérden der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Osterreich folgende Konsultationsvereinbarung zur Ausle-
gung von Artikel 18 Absatz 2 des Abkommens getroffen:

Entgeltfortzahlungen im Krankheitsfall einer ésterreichischen Bau-GmbH an 6sterreichische Arbeitnehmer, die in Deutschland einge-
setzt sind, unterliegen gemanB Artikel 18 Absatz 2 des Abkommens der Osterreichischen Besteuerung in dem AusmaB, wie sie nach
dem Entgeltfortzahlungsgesetz und dem Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz mit den betreffenden 6ffentlich-rechtlichen
Versicherungstragern "riickverrechenbar” sind. D. h., dass Osterreich nur fir die Entgeltfortzahlungen an die Arbeitnehmer das Be-
steuerungsrecht hat, die von 6sterreichischen Sozialversicherungseinrichtungen getragen werden.

Nach Artikel 18 Absatz 2 des DBA diirfen Zahlungen, die eine in einem Vertragsstaat ansassige Person aus der gesetzlichen Sozial-
versicherung des anderen Vertragsstaats erhélt, abweichend von Artikel 18 Absatz 1 des DBA nur in diesem anderen Staat besteu-
ert werden ("Kassenstaatsprinzip"). Dies gilt unabhéngig davon, ob die Zahlungen direkt von den Sozialversicherungseinrichtungen
geleistet werden, oder die Zahlungen durch den Arbeitgeber erfolgen und diese dem Arbeitgeber von den Sozialversicherungsein-
richtungen erstattet werden.

Zu den Zahlungen aus der Osterreichischen gesetzlichen Sozialversicherung gehoren auch Leistungen nach dem Entgeltfortzah-
lungsgesetz und dem Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz.

Diese Konsultationsvereinbarung ist auf alle zum Zeitpunkt der Unterzeichnung noch offenen Falle anzuwenden.

Wien, den 30. Oktober 2018 Berlin, den 14. September 2018

Dr. Sabine Schmidjell-Dommes Silke Bruns
Bundesministerium flr Finanzen, Wien Bundesministerium der Finanzen, Berlin
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Die nachfolgend abgedruckte Konsultationsvereinbarung vom 10. August 2012 dient der Auslegung von Artikel 19 Absatz 2 des DBA
Osterreich. Sie ist in der folgenden Fassung auf alle offenen Falle anzuwenden:

Konsultationsvereinbarung zur Besteuerung von Hinterbliebenenpensionen nach Artikel 19 Absatz 2 des Abkommens zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Osterreich zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Ge-
biet der Steuern vom Einkommen und vom Vermégen vom 24. August 2000

Gestutzt auf Artikel 25 des deutsch-6sterreichischen Doppelbesteuerungsabkommens haben die zustandigen Behérden der Bundes-
republik Deutschland und der Republik Osterreich folgende Konsultationsvereinbarung getroffen:

Nach Artikel 19 Absatz 2 durfen "Ruhegehélter, die von einem Vertragsstaat, einer seiner Gebietskdrperschaften oder einer anderen
juristischen Person des 6&ffentlichen Rechts dieses Staates an eine natirliche Person fiir diesem Staat, einer seiner Gebietskérper-
schaften oder einer anderen juristischen Person des 6&ffentlichen Rechts geleistete Dienste gezahlt werden, ... abweichend von Arti-
kel 18 nur in diesem Staat besteuert werden. Diese Ruhegehalter dirfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden,
wenn die natlrliche Person in diesem Staat anséassig ist und ein Staatsangehdériger dieses Staates ist."

Eine solche Ruhegehaltszahlung, die eine im anderen Staat anséssige Person erhalten hat und die nach Artikel 19 Absatz 2 des
DBA im Anséssigkeitsstaat unter Progressionsvorbehalt steuerfrei ist, verliert diese Steuerfreiheit nicht dadurch, dass sie nach dem
Tod des urspriinglichen Empféngers an dessen im selben Vertragsstaat anséssigen Ehepartner weitergezahlt wird.

Zum Beispiel verliert die an einen pensionierten Polizeibeamten gezahlte deutsche Staatspension, die nach Artikel 19 Absatz 2 des
DBA in Osterreich unter Progressionsvorbehalt steuerfrei ist, diese Steuerfreiheit nicht dadurch, dass sie nach dem Tod des ehemali-
gen Polizeibeamten an dessen Witwe weitergezahlt wird. Dem Umstand, dass die Witwe keine &ffentliche Funktion in Deutschland
bekleidet hat, wird nicht die Wirkung beigemessen, dass eine urspriinglich dem Artikel 19 des DBA zuzuordnende Ruhegehaltszah-
lung in den Handen der Rechtsnachfolgerin allein deshalb anders zuzuordnen wére. Diese nachtraglichen Einkiinfte beim Rechts-
nachfolger sind unter die abkommensrechtliche Einkunftsart einzuordnen, die fur den Rechtsvorganger maBgebend gewesen ist.

Entsprechend ist auch fiir Zwecke der Anwendung des Artikels 19 Absatz 2 Satz 2 des Abkommens nur auf die Staatsangehérigkeit
des urspriinglichen Ruhegehaltsempfingers abzustellen. Daher ist eine nach dieser Abkommensbestimmung in Osterreich steuer-
frei zu stellende deutsche Staatspension nach Ableben des Ehemannes bei dessen Witwe auch dann nicht zu besteuern, wenn die-
se bereits zu Lebzeiten des Ehemanns die sterreichische Staatsangehdrigkeit hatte.

Diese Konsultationsvereinbarung ist auf alle zum Zeitpunkt der Unterzeichnung noch offenen Falle anzuwenden.

Hamburg, den 10. August 2012

Prof. Dr. Jirousek Wichmann
Bundesministerium fiir Finanzen, Wien Bundesministerium der Finanzen, Berlin
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Konsultationsvereinbarung betreffend die steuerliche Behandlung von erstattungsfahigem Kurzarbeitergeld nach dem
deutschen Sozialgesetzbuch 3 (SGB Ill)

Zahlungen, die einem in Osterreich ansassigen Grenzganger im Sinne von Art. 15 Abs. 6 DBA-Deutschland (2000) von seinem deut-
schen Arbeitgeber unter dem Titel "Kurzarbeitergeld", welches dem Arbeitgeber von der deutschen Agentur flr Arbeit erstattet wird,
zuflieBen, sind als Beziige aus der gesetzlichen Sozialversicherung Deutschlands im Sinne von Art. 18 Abs. 2 DBA-Deutschland
(2000) zu qualifizieren und unterliegen daher ausschlieBlich dem deutschen Besteuerungsanspruch. Dieser Gehaltsbestandteil ware
daher bei der Besteuerung in Osterreich aus der Einkommensteuerbemessungsgrundlage auszuscheiden und ware lediglich fur
Zwecke des Progressionsvorbehalts gem. Art. 23 Abs. 2 lit. d DBA-Deutschland (2000) zu ber(icksichtigen.
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Konsultationsvereinbarung betreffend die steuerrechtliche Behandlung von erstattungsfihigen Aufstockungsbetrédgen
nach dem deutschen Altersteilzeitgesetz

Die im Jahr 2001 getroffene Aussage zu den erstattungsfahigen Aufstockungsbetrdgen nach dem deutschen Altersteilzeitgesetz, wo-
nach es sich bei diesen Aufstockungsbetrdgen um Zahlungen aus 6ffentlichen Kassen (Bezuige aus der deutschen gesetzlichen So-
zialversicherung) handelt, hinsichtlich derer Deutschland nach Artikel 18 Absatz 2 DBA-Deutschland (2000) das (ausschlieBliche)
Besteuerungsrecht zugeteilt wird (vgl. EAS 1815 vom 6. Marz 2001 und erganzend EAS 3099 vom 28. Oktober 2009), trifft nur noch
fur Falle zu, bei denen die Steuerpflichtigen die Altersteilzeit vor dem 1. Janner 2010 angetreten haben.

Da die Altersteilzeitaufstockungsbetrdge an Arbeithehmer, die erst ab 1. Janner 2010 die Altersteilzeit begonnen haben, dem Arbeit-
geber von der deutschen Bundesanstalt fir Arbeit nicht mehr erstattet werden, ist eine Zuordnung des Besteuerungsrechts fur diese
Zahlungen auf der Grundlage von Artikel 18 Absatz 2 DBA-Deutschland (2000) nicht mehr méglich. Eine Steuerfreistellung dieser
Betrage kommt daher bei in Osterreich anséssigen Arbeitnehmern nicht mehr in Betracht.

Zahlungen, die auf Grund von Vertragen, die vor dem 1. Janner 2010 geschlossen wurden, bezogen werden, sind jedoch bis zum
Ende des vertraglich vorgesehenen Zeitraumes weiterhin gemaB Artikel 18 Absatz 2 DBA-Deutschland (2000) von der Besteuerung
in Osterreich unter Progressionsvorbehalt ausgenommen.
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Die nachfolgend abgedruckte Konsultationsvereinbarung vom 9./12. Juli 2010 dient der Auslegung von Artikel 17 Abs. 1 des DBA
Osterreich. Mit ihr sollen in der Vergangenheit haufig aufgetretene Probleme der Zuordnung von Vergiitungen an einen Kiinstler zu
Artikel 12 oder zu Artikel 17 vermieden werden. Sie ist in der folgenden Fassung auf alle offenen Félle anzuwenden:

Konsultationsvereinbarung zwischen dem Bundesministerium der Finanzen der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesministerium fiir Finanzen der Republik Osterreich
nach Art. 25 des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Osterreich zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermdégen zur Auslegung von Art. 17 Absatz 1 des Abkommens

Im Rahmen der Verhandlungen zur Auslegung des deutsch-6sterreichischen Doppelbesteuerungsabkommens erérterten die deut-
sche und die Osterreichische Delegation die steuerliche Behandlung von Einkinften von Kinstlern und Sportlern.

Zur Vermeidung von in der Vergangenheit haufig aufgetretenen Problemen der Zuordnung von Vergltungen an einen Kunstler zu Ar-
tikel 12 oder zu Artikel 17 und zur Vereinfachung und GleichméaBigkeit der Besteuerung wurden nachfolgende Regelungen zur Aus-
legung von Art. 17 vereinbart:

Absatz 1 des Artikels 17 teilt im Fall international tatiger Kuinstler, wie Buhnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkunstler, sowie Musiker
und Sportler das Besteuerungsrecht jenem Staat zu, in dem die kiinstlerische oder sportliche Tatigkeit ausgetibt wird.

Diese Steuerzuteilungsregel geht als Spezialbestimmung jener fiir Unternehmensgewinne, freiberufliche und unselbststéandige Arbeit
sowie dem Artikel 12 fir Lizenzgebihren vor.

Ein freiberuflich tatiger Kinstler wird auch ohne eine sonst nach Artikel 14 erforderliche "feste Einrichtung" im Staat seines Gastauf-
trittes steuerpflichtig; desgleichen unterliegen durch Dienstvertrag (Arbeitsvertrag) von einem auslandischen Theater verpflichtete
Kunstler ungeachtet der 183-Tage-Klausel des Artikels 15 im Staat der Gastspielvorstellung der Besteuerung.

Artikel 17 geht als Spezialnorm auch dem Artikel 7 vor. Daher unterliegen auslandische Sportler, die im Inland aus steuerlicher Sicht
unter Artikel 7 fallende "Gewerbetreibende" sind, hinsichtlich ihrer inldndischen Turniere auch ohne inléndische Betriebsstétte der in-
landischen Besteuerung (im Auftrittsstaat). Gleiches gilt fiir den gewerblich tatigen und ebenfalls unter Artikel 7 fallenden Kiinstler
(Musiker).

Der Anwendungsbereich des Absatzes 1 erfasst gemaB Satz 2 auch Vergltungen jeder Art, die Kuinstlern und Sportlern fir die Be-
nutzung oder das Recht auf Benutzung des Namens, des Bildes oder sonstiger Personlichkeitsrechte gezahlt werden. Dazu gehéren
auch Vergitungen aus der Fernseh- und Plakatwerbung. Satz 3 erfasst Entgelte fiir die Ubertragung und Aufzeichnung von kiinstle-
rischen und sportlichen Darbietungen durch Rundfunk und Fernsehen, und umfasst damit sowohl Entgelte fiir die Sendung von Auf-
zeichnungen als auch fir Live-Ubertragungen. Fiir diese Einkiinfte steht dem Quellenstaat (jenem Staat, aus dem die Zahlungen
stammen) nach Satz 2 und 3 das Quellenbesteuerungsrecht ohne Ricksicht darauf zu, ob der Kiinstler oder Sportler in diesem
Staat auch tatséchlich seine kinstlerischen oder sportlichen Aktivitaten erbringt.

Art. 17 Abs. 1 Satze 2 und 3 begriinden Besteuerungsrechte des Quellenstaats nur in jenen Fallen, in denen die Einkiinfte von
Kiinstlern und Sportlern im Sinne von Art. 17 bezogen werden. Somit fallen Vergiitungen fiir die Uberlassung von Verwertungsrech-
ten, die z. B. von Komponisten oder Liedtextern bezogen werden (dies umfasst insbesondere Vergiitungen von Verwertungsgesell-
schaften dieses Personenkreises), nicht unter Art. 17.

Vergiitungen fiir die Uberlassung von Verwertungsrechten unterliegen mangels deren Eigenschaft als Persénlichkeitsrechte i. S. d.
Art. 17 Abs. 1 Satz 2 nicht der Besteuerung im Quellenstaat.

Werden die Vergiitungen aber fir die Aufzeichnung und Ubertragung durch Rundfunk oder Fernsehen gezahlt, begriindet jedoch Art.
17 Abs. 1 Satz 3 ein Besteuerungsrecht des Quellenstaats, und zwar auch dann, wenn diese Vergutungen von einer oder Uber eine
Verwertungsgesellschaft gezahlt werden.

Satz 3 begriindet nur ein Besteuerungsrecht fiir Entgelte, die fir die Aufzeichnung und Ubertragung durch Rundfunk und Fernsehen
gezahlt werden, z. B. im Fall eines Veranstaltungsmitschnitts durch einen Sender, aber auch im Fall einer nicht 6ffentlichen Auftrags-
produktion fir Sendezwecke.

Erhalt der Kiinstler im Fall der nicht éffentlichen Auftragsproduktion ein einheitliches Entgelt fiir die Darbietung und die Ubertra-
gungsrechte, wird das Entgelt nicht aufgeteilt und fallt unter Art. 17 Absatz 1 Satz 3.

Auch Wiederholungshonorare, die Schauspieler fur eine nochmalige Ausstrahlung erhalten, unterliegen nach Art. 17 Abs. 1 Satz 3
der uneingeschrankten Besteuerung im Quellenstaat.

Eine Aufteilung des Besteuerungsrechts (z. B. durch Schétzung) ist nicht vorzunehmen, wenn die Sendung oder Ubertragung auch
in anderen Staaten als dem Quellenstaat erfolgt. Das DBA-2000 geht in Artikel 17 Absatz 1 Satz 2 und 3 insoweit von einem reinen



Quellenprinzip fir die Zuweisung des Besteuerungsrechts aus. Die Vermeidung der Doppelbesteuerung erfolgt in diesen Fallen
durch die Anrechnungsmethode.

Die Besteuerung des Entgelts, das fur eine nicht 6ffentliche, nur der Herstellung von Tontrédgern dienende Studioaufnahme an einen
Kinstler gezahlt wird, fallt nicht unter Satz 3, sondern unter Satz 1. Denn der Charakter einer Unterhaltungsdarbietung geht nicht da-
durch verloren, dass im Augenblick der Darbietung kein Publikum anwesend ist. Auch die Darbietung von Studiomusikern zielt dar-
auf ab, zur Unterhaltung des Schallplattenpublikums beizutragen.

SchlieBt z. B. ein inlandischer Musikproduzent mit auslandischen Studiomusikern (ohne inlandischen Wohnsitz oder gewohnlichen
Aufenthalt) Werkvertrage ab, auf Grund derer die Musiker sich verpflichten, im inlandischen Tonstudio fremdkomponierte Musikstu-
cke der internationalen Popmusik nachzuspielen, die in der Folge von dem Musikproduzenten durch Mischung mit Vokalmusik zu ei-
nem fir Plattenaufnahmen geeigneten Musikstlck aufbereitet werden, dann unterliegen die hierfir gezahlten Vergltungen nach Art.
17 der Besteuerung im Tatigkeitsstaat. Der Begriff der Darbietungen ist weit zu verstehen. Auch nichtéffentliche Auftritte und Studio-
aufnahmen fur Film, Funk, Fernsehen und zur Herstellung von Tontrégern fallen hierunter.

Wien/Berlin, den 9./12. Juli 2010

Dr. Jirousek Wichmann
Bundesministerium flir Finanzen, Wien Bundesministerium der Finanzen, Berlin
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Mit der Konsultationsvereinbarung vom 13. August 2010 wurden die Versténdigungs- bzw. Konsultationsvereinbarungen zu Abfin-
dungen an Arbeitnehmer vom 23. Juni 1999, vom 3. Marz 2000 und vom 21./27. Méarz 2006 ersetzt. Sie ist in der folgenden Fassung

auf alle offenen Falle anzuwenden:

Konsultationsvereinbarung

zur Besteuerung von Abfindungszahlungen nach Artikel 15 des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Re-
publik Osterreich zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermégen vom 24.
August 2000

Gestutzt auf Art. 25 des deutsch-6sterreichischen Doppelbesteuerungsabkommens haben die zustandigen Behérden der Bundesre-
publik Deutschland und der Republik Osterreich folgende Konsultationsvereinbarung getroffen, die die Verstandigungs-/Konsultati-
onsvereinbarungen zu Abfindungen an Arbeitnehmer vom 23. Juni 1999123)

Kausalitatsprinzip bei Arbeithehmern:

Dem Arbeitsaustibungsstaat steht geman Artikel 15 Abs. 1 des Abkommens grundsétzlich das Recht auf Besteuerung der Arbeits-
einkinfte zu. Es ist hierbei unerheblich, ob der Empfénger dieser Einkiinfte im Zahlungszeitpunkt noch im Arbeitsausiibungsstaat
ansassig ist oder nicht und ob er zu diesem Zeitpunkt noch als Arbeitnehmer berufstétig ist oder nicht. Es ist einzig und allein ent-
scheidend, ob die betreffenden Zahlungen als Entgelt furr die im Arbeitsaustibungsstaat erbrachten Arbeitsleistungen anzusehen
sind.

Gehaltfortzahlung nach vorzeitiger Beendigung des Dienstverhéltnisses durch einen Arbeitgeber:

Verlegt ein in einem Vertragsstaat anséssiger Arbeitnehmer aus Anlass der vorzeitigen Beendigung seines Dienstverhaltnisses sei-
nen Wohnsitz in den anderen Vertragsstaat und werden ihm die Gehalter bis zum vertraglich vorgesehenen Ablauf des Dienstver-
haltnisses weitergezahlt, so steht das Besteuerungsrecht an den Gehaltsfortzahlungen dem Staat zu, der auch betreffend die Bezu-
ge aus der aktiven Tétigkeit besteuerungsberechtigt war.

Zahlungen fiir ein Konkurrenz- und Wettbewerbsverbot:

Zahlungen fir ein Konkurrenz- und Wettbewerbsverbot nach Beendigung des Dienstverhaltnisses unterliegen in dem Staat der Be-
steuerung, der auch betreffend die Bezlige aus der aktiven Tatigkeit besteuerungsberechtigt war. Dies deshalb, weil diese Gehalts-
fortzahlungen Einkiinfte darstellen, die noch aus der persénlichen aktiven Tétigkeit des friiheren Tatigkeitsstaats herriihren und we-
der als Ruhegehélter noch als nicht besonders geregelte Einklinfte angesehen werden kénnen.

Abfertigung (Abfindung) und Urlaubsentschadigung:

Eine gesetzliche oder freiwillige Abfertigung/Abfindung aus Anlass der Beendigung des Arbeitsverhéltnisses sowie eine Urlaubsent-
schéadigung unterliegen in jenem Staat der Besteuerung, der auch betreffend die Bezlige aus der aktiven Tétigkeit besteuerungsbe-

rechtigt war.

Werden jedoch Gehaltsfortzahlungen, Zahlungen fir ein Konkurrenz- und Wettbewerbsverbot, Abfertigungen, Abfindungen und Ur-
laubsentschéadigungen aus Anlass der Auflésung des Dienstverhéltnisses, welche eine in einem Vertragsstaat ansassige Person
nach Wegzug aus dem Tétigkeitsstaat von ihrem ehemaligen, im anderen Vertragsstaat anséssigen Arbeitgeber erhalt, aufgrund der
durch das maBgebliche innerstaatliche Recht dieses Staates gebotenen Anwendung des Abkommens nicht im ehemaligen Tétig-
keitsstaat besteuert (negativer Qualifikationskonflikt), kénnen diese Abfindungszahlungen gem. Art. 28 Abs. 1 lit. a) im Anséssigkeits-
staat dieser Person besteuert werden.

Im Falle eines positiven Qualifikationskonflikts wird der Eintritt einer Doppelbesteuerung unter sinngeméBer Berucksichtigung der
Ausfuhrungen des Abschnitts E des OECD-Kommentars zu Art. 23A und B des OECD-Musterabkommens auf dem Gebiet der Steu-
ern vom Einkommen und vom Vermdgen, insbesondere dessen Tz. 32.4 ff., durch Steuerfreistellung im Anséassigkeitsstaat vermie-
den.

Diese Konsultationsvereinbarung ist auf alle zum Zeitpunkt der Unterzeichnung noch offenen Falle anzuwenden.

Frauenkirchen, am 13. August 2010

Wichmann Dr. Jirousek
Bundesministerium der Finanzen, Berlin Bundesministerium flir Finanzen, Wien



1) Abschn. C Z. 2 des Ergebnisprotokolls Gber Verstandigungsgesprache am 23. Juni 1999.

2) Abschn. A Z. 3 des Ergebnisprotokolls Uber Verstédndigungsgesprache vom 3. Méarz 2000.

3) Punkt 2.5 des Ergebnisprotokolls tiber Verstandigungsgesprache vom 21. und 27. Méarz 2006.
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Doppelbesteuerung

Bundesministerium der Finanzen Berlin, 6. Dezember 2021

IV B3-S 1301-LUX/19/10007 :003

2021/1260413

Oberste Finanzbehoérden
derLander

nachrichtlich:
Bundeszentralamt flr Steuern

Bundesfinanzakademie im
Bundesministerium der Finanzen

Verstidndigungsvereinbarung zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem GroBherzogtum Luxemburg vom 7. Ok-
tober 2020 zur Besteuerung von Grenzpendlern;
Absprache zur Fortgeltung der Verstéandigungsvereinbarung bis zum 31. Marz 2022

1 Anlage

Die am 7. Oktober 2020 mit dem GroBherzogtum Luxemburg abgeschlossene Versténdigungsvereinbarung1)
Im Hinblick auf die Entwicklung der Pandemielage haben wir uns mit Luxemburg dariber verstandigt, dass die Verstandigungsver-
einbarung zumindest bis zum 31. Méarz 2022 Bestand haben wird. Hierzu haben die zustandigen Behdrden am 2. Dezember 2021
eine schriftliche Absprache unterzeichnet, die ich Ihnen hiermit Gibersende.

Im Auftrag

Dr.Fehling

1) BStBI I S. 1051



Anlage BStbl Seite 2469

Absprache

zwischen den zustéandigen Behoérden Deutschlands und Luxemburgs zur Verstandigungsvereinbarung vom 7. Oktober 2020
("Verstandigungsvereinbarung") zwischen den zustidndigen Behérden Deutschlands und Luxemburgs nach Artikel 24 Ab-
satz 3 des Abkommens vom 23. April 2012 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem GroBherzogtum Luxemburg
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und Verhinderung der Steuerhinterziehung auf dem Gebiet der Steuern vom Ein-
kommen und vom Vermégen ("Abkommen")

Die ab dem 11. Méarz 2020 anzuwendende Verstédndigungsvereinbarung regelt die Anwendung des Artikels 14 Absatz 1 des Abkom-
mens bzw. des Artikels 18 Absatz 1 des Abkommens auf Arbeitstage, an denen nur aufgrund der MaBnahmen zur Bekdmpfung der
COVID-19-Pandemie im Home-Office gearbeitet wird. Sie verlangert sich automatisch vom Ende eines Kalendermonats zum Ende
des nachsten Kalendermonats, sofern sie nicht von der zusténdigen Behérde eines der Vertragsstaaten mindestens eine Woche vor
Beginn des jeweils folgenden Kalendermonats durch schriftliche Erklarung an die zustandige Behérde des anderen Vertragsstaats
gekindigt wird. Im Hinblick auf die Entwicklung der Pandemielage haben sich die zustédndigen Behérden Deutschlands und Luxem-
burgs auf Folgendes verstandigt:

1. Die Verstandigungsvereinbarung bleibt mindestens bis zum 31. Marz 2022 anwendbar.

Da es sich bei der Verstandigungsvereinbarung um eine auBergewdhnliche und befristete MaBnahme handelt, werden die zu-

standigen Behorden Deutschlands und Luxemburgs die Entwicklung der COVID-19-Pandemielage vor dem 31. Marz 2022 er-

2. neut beurteilen und einander konsultieren, um Uber die weitere Dauer der Anwendung der Verstéandigungsvereinbarung zu ent-

scheiden.
Berlin, den 2. Dezember 2021 Luxemburg, den 2. Dezember 2021
Fur die zustandige Behérde Deutschlands Fur die zustandige Behorde Luxemburgs

S. Bruns L. Schmit
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Doppelbesteuerung

Bundesministerium der Finanzen Berlin, 9. Dezember 2021

IV B3-S 1301-FRA/19/10018 :007

2021/1279126

Oberste Finanzbehoérden
derLander

nachrichtlich:
Bundeszentralamt flr Steuern

Bundesfinanzakademie im
Bundesministerium der Finanzen

Konsultationsvereinbarung zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Franzésischen Republik vom 13. Mai 2020
zur Besteuerung von Grenzpendlern;
Sechste Verldngerung

Meine Schreiben, zuletzt vom 30. September 2021

1 Anlage

Die am 13. Mai 2020 mit der Franzésischen Republik abgeschlossene Konsultationsvereinbarung1)
Aufgrund des aktuellen Pandemiegeschehens haben wir uns mit Frankreich darauf verstandigt, dass die Konsultationsvereinbarung
zumindest bis zum 31. M&rz 2022 Bestand haben wird. Hierzu haben die zustandigen Behdrden eine schriftliche Absprache unter-
zeichnet, die ich lhnen hiermit tbersende.

Im Auftrag

Dr.Fehling

1) BStBI | S. 535
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Absprache

zwischen

der zustédndigen Behorde der Bundesrepublik Deutschland
und

der zustéandigen Behorde der Franzésischen Republik

zur Konsultationsvereinbarung vom 13. Mai 2020 ("Konsultationsvereinbarung") zwischen den zustandigen Behdrden Deutschlands
und Frankreichs nach Artikel 25 Absatz 3 Satz 1 des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Franzésischen
Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen und Uber gegenseitige Amts- und Rechtshilfe auf dem Gebiete der Steuern vom
Einkommen und vom Vermdgen sowie der Gewerbesteuern und der Grundsteuern vom 21. Juli 1959 in der durch das Revisionspro-
tokoll vom 9. Juni 1969 und die Zusatzabkommen vom 28. September 1989, 20. Dezember 2001 und 31. Marz 2015 geénderten
Fassung ("Abkommen")

In Abschnitt 3 regelt die Konsultationsvereinbarung insbesondere die Anwendung des Artikels 13 Absatz 1 des Abkommens auf
Tage, an denen nur aufgrund staatlicher Gesundheitsverordnungen oder -empfehlungen zur Bek&mpfung der Coronavirus-Pande-
mie ("COVID-19"-Pandemie) mobil im Anséssigkeitsstaat gearbeitet wird.

Angesichts dieser derzeitigen MaBnahmen haben sich die zustandigen Behorden Deutschlands und Frankreichs am 23. September
1)
2021

Im Hinblick auf die Entwicklung der Coronavirus-Pandemielage haben sich die zustandigen Behdrden Deutschlands und Frankreichs
auf Folgendes verstandigt:

1. In Bezug auf Abschnitt 3 bleibt die Konsultationsvereinbarung bis zum 31. Mérz 2022 in Kraft.

Angesichts dessen, dass es sich bei der Konsultationsvereinbarung um eine auBergewdhnliche und voriibergehende MaBnah-
me handelt, werden die zustandigen Behdrden Deutschlands und Frankreichs vor dem 31. Méarz 2022 die Entwicklung der CO-

2 VID-19-Pandemielage beurteilen und einander hinsichtlich der Kiindigung oder der Dauer einer weiteren Verlangerung der Kon-
sultationsvereinbarung konsultieren.

Es besteht Einvernehmen daruiber, dass die Abschnitte 2 und 4 Ausfiihrungen zur Auslegung des Abkommens und der Verstandi-
gungsvereinbarung vom 16. Februar 2006 zwischen Deutschland und Frankreich enthalten. Daher hangt ihre Gultigkeit nicht von der
Dauer der Konsultationsvereinbarung ab.

Geschehen zu Berlin am 7. Dezember 2021 Geschehen zu Paris am 6. Dezember 2021
Fur die zustandige Behérde Deutschlands Fur die zustandige Behorde Frankreichs
Dr. Astrid Wiesemann Gaél Perraud

1) BStBI | S. 1826
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Doppelbesteuerung

Bundesministerium der Finanzen Berlin, 20. Dezember 2021

IV B3-S 1301-AUT/20/10001 :002

2021/1304734

Oberste Finanzbehoérden
derLander

nachrichtlich:
Bundeszentralamt flr Steuern

Bundesfinanzakademie im
Bundesministerium der Finanzen

Konsultationsvereinbarung zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Osterreich vom 14. Dezember
2021;
Steuerliche Behandlung des Arbeitslohns von Arbeitnehmern sowie von im 6ffentlichen Dienst Beschiftigten im Homeoffi-
ce, Kurzarbeitergeld und Kurzarbeitsunterstiitzung sowie Homeoffice-Betriebsstatten

1 Anlage

Im Hinblick auf die steuerliche Behandlung des Arbeitslohns von Arbeitnehmern sowie von im 6ffentlichen Dienst Beschéaftigten im
Homeoffice, Kurzarbeitergeld und Kurzarbeitsunterstiitzung sowie Homeoffice-Betriebsstatten wurde mit der Republik Osterreich am
14. Dezember 2021 die in der Anlage beigefligte Konsultationsvereinbarung zum Abkommen vom 24. August 2000 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Osterreich zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom

Einkommen und vom Vermdgen unterzeichnet. Sie ersetzt die Konsultationsvereinbarung vom 29. September 2021 R

Die Konsultationsvereinbarung ist am 15. Dezember 2021 in Kraft getreten und findet auf Arbeitstage im Zeitraum vom 11. Méarz
2020 bis nunmehr zum 31. Méarz 2022 Anwendung. Die Konsultationsvereinbarung verlangert sich nach dem 31. Marz 2022 automa-
tisch vom Ende eines Kalendermonats zum Ende des nachsten Kalendermonats, sofern sie nicht von der zustéandigen Behérde ei-
nes der Vertragsstaaten mindestens eine Woche vor Beginn des jeweils folgenden Kalendermonats durch schriftliche Erklarung an
die zustandige Behdrde des anderen Vertragsstaats gekindigt wird.

Im Auftrag

Kreienbaum

1) BStBI I S. 1828
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Konsultationsvereinbarung

zum Abkommen vom 24. August 2000 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Osterreich zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermégen betreffend die steuerliche

Behandlung des Arbeitslohns von Arbeitnehmern sowie von im 6ffentlichen Dienst Beschéftigten im Homeoffice, Kurzar-

beitergeld und Kurzarbeitsunterstiitzung sowie Homeoffice-Betriebsstéatten

Der Ausbruch der COVID-19-Pandemie fordert derzeit jede und jeden Einzelnen heraus. Von dem Anliegen geleitet, mit Umsicht und
Bedacht entschiedene MaBnahmen zu ergreifen, um das AusmaB der personlichen Belastungen fiir alle grenziiberschreitend tatigen
Arbeitnehmer méglichst gering zu halten, haben die zustandigen Behérden der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Os-
terreich, gestiitzt auf Artikel 25 Absatz 3 des Abkommens vom 24. August 2000 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Republik Osterreich zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermégen, zu-
letzt geandert durch das Protokoll vom 29. Dezember 2010 - im Folgenden als "Abkommen" bezeichnet - im Hinblick auf die Anwen-
dung des Atrtikels 15 Absatz 1 und die Auslegung des Artikels 15 Absatz 6 sowie des Artikels 18 Absatz 2 des Abkommens fir die
Besteuerung des Arbeitslohns von Arbeitnehmern und im Hinblick auf die Anwendung des Artikels 19 Absatz 1 fiir die Besteuerung
von im &ffentlichen Dienst Beschaftigten sowie die Auslegung des Artikels 5 Absatz 1 des Abkommens in Bezug auf Tatigkeiten im
Homeoffice Folgendes vereinbart:

1. Anwendung des Artikels 15 Absatz 1 des Abkommens in Bezug auf Arbeitstage im Homeoffice

(1) Im Hinblick auf die Anwendung des Artikels 15 Absatz 1 kdnnen Arbeitstage, fur die Arbeitslohn bezogen wird und an denen Ar-
beitnehmer nur aufgrund der MaBnahmen zur Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie ihre Téatigkeit im Homeoffice ausiiben, als in
dem Vertragsstaat verbrachte Arbeitstage gelten, in dem die Arbeitnehmer ihre Tatigkeit ohne die MaBnahmen zur Bekdmpfung der
COVID-19-Pandemie ausgetibt hatten. Dies gilt nicht fir Arbeitstage, die unabhéngig von diesen MaBnahmen im Homeoffice ver-
bracht worden wéren (z. B. aufgrund arbeitsvertraglicher Regelungen).

(2) Macht der Arbeitnehmer durch Mitteilung an den Arbeitgeber und das zusténdige Finanzamt des Anséssigkeitsstaats Gebrauch
von dieser Regelung, sind die Umstande (insbesondere die Anzahl der Arbeitstage, an denen der Arbeitnehmer seine Tétigkeit auf-
grund der COVID-19-Pandemie im Homeoffice ausgetibt hat) anhand von Aufzeichnungen der Arbeitnehmer unter Beibringung von
Bestéatigungen der Arbeitgeber offenzulegen. Der Arbeitnehmer erklért sich im Wege dieser Mitteilungen automatisch damit einver-
standen, dass der jeweilige Arbeitslohn in dem Vertragsstaat, in dem die Tatigkeit ohne die MaBnahmen zur Bekédmpfung der CO-
VID-19-Pandemie ausgelibt worden wére, tatsachlich besteuert wird. Sollten aufgrund dieser Aufzeichnungen oder anderer amtli-
cher Ermittlungen Umstande hervorkommen, welche die Voraussetzungen dieser Vereinbarung als nicht mehr erflillt erscheinen las-
sen und somit das Besteuerungsrecht des Anséssigkeitsstaats auslésen kénnten, so wird der andere Vertragsstaat den Anséssig-
keitsstaat darliber im Wege des spontanen Informationsaustausches gemaB Artikel 26 des Abkommens in Kenntnis setzen. Die in
Textziffer 1 dieser Vereinbarung vorgesehenen Rechtsfolgen treten nur ein, soweit der jeweilige Arbeitslohn, der auf die Arbeitstage
im Homeoffice entfallt, von dem Vertragsstaat, in dem die Arbeitnehmer ihre Tatigkeit ohne die MaBnahmen zur Bek&mpfung der
COVID-19-Pandemie ausgetibt hatten, tatsichlich besteuert wird. Die Einkiinfte gelten als "tatsachlich besteuert", wenn sie in die
Bemessungsgrundlage einbezogen werden, anhand derer die Steuer berechnet wird.

2. Anwendung des Artikels 15 Absatz 6 des Abkommens (Grenzgéangerregelung) in Bezug auf Arbeitstage im Homeoffice

(3) Im Hinblick auf die Auslegung des Artikels 15 Absatz 6 wird Randziffer 9 der Konsultationsvereinbarung vom 4./9. April 2019 zu
Zweifelsfragen hinsichtlich der Auslegung der Grenzgéngerregelung nach Artikel 15 Absatz 6 des deutsch-6sterreichischen Doppel-
besteuerungsabkommens vom 24. August 2000 fir den Zeitraum, in dem diese Vereinbarung in Kraft ist, folgendermaBen erweitert:
"Abweichend davon gelten Arbeitstage, fur die Arbeitslohn bezogen wird und an denen Grenzgénger nur aufgrund der MaBnahmen
zur Bekampfung der COVID-19-Pandemie ihre Tétigkeit im Homeoffice ausliben, nicht als Tage der Nichtriickkehr, sofern diese Ar-
beitstage nicht unabhéangig von diesen MaBnahmen im Homeoffice verbracht worden wéren (beispielsweise, weil Grenzganger be-
reits It. arbeitsvertraglicher Regelungen grundsétzlich im Homeoffice tatig sind).".

3. Anwendung des Artikels 18 Absatz 2 des Abkommens auf Kurzarbeitergeld und Kurzarbeitsunterstiitzung

(4) Im Hinblick auf die Auslegung des Artikels 18 Absatz 2 besteht tUber diese Vereinbarung hinaus Einvernehmen dartiber, dass
auch das in Deutschland ausgezahlte Kurzarbeitergeld und die in Osterreich ausgezahlte Kurzarbeitsunterstiitzung fiir entfallene Ar-
beitsstunden sowie &hnliche Zahlungen, die aufgrund der MaBnahmen zur Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie vom Arbeitgeber
ausgezahlt und von staatlicher Seite eines der Vertragsstaaten erstattet werden, als Bezlige aus der gesetzlichen Sozialversiche-
rung des jeweiligen Staates im Sinne von Artikel 18 Absatz 2 des Abkommens zu qualifizieren sind.

4. Anwendung des Artikels 19 Absatz 1 des Abkommens in Bezug auf Arbeitstage im Homeoffice



(5) Die in Textziffer 1 dieser Vereinbarung beschriebene Fiktion gilt entsprechend fiir Vergitungen nach Artikel 19 Absatz 1 des Ab-
kommens. Die in Textziffer 2 enthaltenen Ausfiihrungen gelten entsprechend.

5. Auslegung des Artikels 5 Absatz 1 des Abkommens in Bezug auf Tatigkeiten im Homeoffice

(6) Im Hinblick auf die Auslegung des Artikels 5 Absatz 1 des Abkommens besteht Einvernehmen dariiber, dass ein Arbeitnehmer,
der nur aufgrund der MaBnahmen zur Bekdmpfung der COVID-19-Pandemie Tatigkeiten im Homeoffice ausubt, fir den Arbeitgeber
regelmaBig keine Betriebsstatte im Sinne von Artikel 5 begriindet. Dies kann sich bereits - unabhéngig von MaBnahmen aufgrund
der COVID-19-Pandemie - aus den allgemeinen Voraussetzungen zur Begriindung einer Betriebsstétte ergeben, wenn es sich bei-
spielsweise um bloB vorbereitende Tatigkeiten oder Hilfstatigkeiten im Sinne von Artikel 5 Absatz 4 des Abkommens handelt oder es
an der Verfigungsmacht des Arbeitgebers tber die fir das Homeoffice genutzten Raumlichkeiten fehlt. Ungeachtet dessen begriin-
det ein Arbeitnehmer jedenfalls dann keine Betriebsstétte fir den Arbeitgeber, wenn es sich um eine nur pandemiebedingt veran-
lasste Homeoffice-Tatigkeit handelt. Denn dann fehlt es bereits an dem fiir die Annahme einer Betriebsstatte erforderlichen MafB an
Dauerhaftigkeit der Aktivitat oder der Verfligungsmacht des Unternehmens, da die Téatigkeit des Arbeitnehmers aufgrund héherer
Gewalt im Homeoffice ausgelbt wird.

6. Anwendung und Inkrafttreten

(7) Die Vereinbarung findet Anwendung auf Arbeitstage im Zeitraum vom 11. Marz 2020 bis zum 31. Marz 2022 und verlangert sich
ab dem 31. Mérz 2022 automatisch vom Ende eines Kalendermonats zum Ende des néchsten Kalendermonats, sofern sie nicht von
der zustandigen Behérde eines der Vertragsstaaten mindestens eine Woche vor Beginn des jeweils folgenden Kalendermonats
durch schriftliche Erklarung an die zustandige Behérde des anderen Vertragsstaats gekindigt wird.

(8) Diese Vereinbarung tritt am Tage nach der Unterzeichnung in Kraft. Sie kann einseitig von der zustédndigen Behérde eines Ver-
tragsstaats mit schriftlicher Erkldrung gegenlber der zustandigen Behorde des anderen Vertragsstaats gekundigt werden.

(9) Mit Inkrafttreten dieser Vereinbarung tritt die Vereinbarung vom 29. September 2021 zum Abkommen vom 24. August 2000 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Osterreich zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der
Steuern vom Einkommen und vom Vermdgen betreffend die steuerliche Behandlung des Arbeitslohns von Arbeitnehmern sowie im
offentlichen Dienst Beschaftigten im Homeoffice, Kurzarbeitergeld und Kurzarbeitsunterstitzung sowie Homeoffice-Betriebsstatten
auBer Kraft.

Berlin, 10. Dezember 2021 Wien, 14. Dezember 2021

Fur die Bundesrepublik Deutschland Fir die Republik Osterreich
Dr. Astrid Wiesemann Sabine Schmidjell-Dommes
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Einkommensteuer

Bundesministerium der Finanzen Berlin, 15. Dezember 2021

IV C 6 - S 2138/19/10002 :003

2021/1286489

Oberste Finanzbehoérden
derLander

Riicklage fiir Ersatzbeschaffung (R 6.6 EStR);
Voriibergehende Verldngerung der Reinvestitionsfristen

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erérterungen mit den obersten Finanzbehdérden der Lander gilt zur Rucklage flr Ersatzbe-
schaffung nach R 6.6 EStR Folgendes:

Die in R 6.6 Absatz 4 Satz 3 bis 6, Absatz 5 Satz 5 und 6 sowie Absatz 7 Satz 3 und 4 EStR geregelten Fristen fur die Ersatzbe-
schaffung oder Reparatur bei Beschadigung nach Bildung einer Ruicklage nach R 6.6 Absatz 4 EStR verlangern sich jeweils um zwei
Jahre, wenn die Ricklage ansonsten am Schluss des nach dem 29. Februar 2020 und vor dem 1. Januar 2021 endenden Wirt-
schaftsjahres aufzulésen ware. Die genannten Fristen verlangern sich um ein Jahr, wenn die Riicklage am Schluss des nach dem
31. Dezember 2020 und vor dem 1. Januar 2022 endenden Wirtschaftsjahres aufzulésen ware.

Dieses Schreiben ersetzt das BMF-Schreiben vom 13. Januar 2021, BStBI | S. 102.
Dieses Schreiben steht ab sofort fiir eine Ubergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen
(www.bundesfinanzministerium.de) zur Ansicht und zum Abruf bereit.

Im Auftrag

Rennings
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Einkommensteuer/Abgabenordnung

Bundesministerium der Finanzen Berlin, 15. Dezember 2021

IV C 4 - S 2223/19/10003 :006

2021/1258425

Oberste Finanzbehoérden
derLander

Steuerliche MaBnahmen zur Férderung der Hilfe fiir von der Corona-Krise Betroffene;
Verlangerung des zeitlichen Anwendungsbereichs des BMF-Schreibens vom 9. April 2020 (IV C 4 - S 2223/19/10003 :003)
und dessen Erganzungen vom 26. Mai 2020 (IV C 4 - S 0174/19/10002 :008) und vom 18. Dezember 2020 (IVC 4 -S
2223/19/10003 :006)

Die Situation der Covid-19-Pandemie bedingt, die Verwaltungs- und Vollzugserleichterungen der Jahre 2020 und 2021 auch im Jahr
2022 zur Anwendung zu bringen.

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erérterungen mit den obersten Finanzbehérden der Lander wird der zeitliche Anwendungs-
bereich des BMF-Schreibens vom 9. April 2020 (BStBI | S. 498) und dessen Ergédnzungen vom 26. Mai 2020 (BStBI | S. 543) sowie
vom 18. Dezember 2020 (BStBI | 2021 S. 57) Gber den 31. Dezember 2021 hinaus auf alle MaBnahmen erweitert, die bis 31. De-
zember 2022 durchgefiihrt werden.

Dies gilt nicht fiir die Abséatze 2 bis 4 unter Abschnitt VII. des BMF-Schreibens vom 9. April 2020 (BStBI | S. 498) in der Fassung des
BMF-Schreibens vom 18. Dezember 2020 (BStBI | 2021 S. 57). Zu den umsatzsteuerlichen Regelungen wird auf das BMF-Schrei-
ben vom 14. Dezember 2021 (lIl C 2 - S 7030/20/10004 :004, BStBI | S. 2500) verwiesen.

Im Auftrag

Rennings
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Finanzverwaltung

Bre

Achtzehnte Verordnung
zur Anderung der Finanzimter-Zustindigkeitsverordnung

Vom 10. November 2021

Aufgrund des § 17 Absatz 2 Satz 3 des Finanzverwaltungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 2006 (BGBI. |
S. 846, 1202)123)4)

Artikel 1

In der Anlage (zu § 1) der Finanzdmter-Zustandigkeitsverordnung vom 31. Juli 2004 (Brem.GBI. S. 446 - 60-i-1), die zuletzt durch die
Verordnung vom 3. Juni 2021 (Brem.GBI. S. 480)5)

In der Nummer 2.5 werden in Spalte 5 die Worter "Besteuerung der juristischen Personen" durch die Wérter "Besteuerung der
1. Kérperschaften, Personenvereinigungen und Vermégensmassen" ersetzt.

Nach der Nummer 2.7 wird in Spalte 4 und 5 folgende Nummer 2.8 angeflgt:

ws g  Bearbeitung von Antrdgen nach § 1a des Kérperschaftsteuergesetzes".

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verklindung in Kraft.
Bremen, den 10. November 2021

Der Senator flr Finanzen

1) BStBI | S. 363, 371

2) BStBI I S. 895

3) BStBI | S. 412

4) BStBI | S. 387

5) BStBI | S. 837
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Gewerbesteuer

Gleich lautende Erlasse
der obersten Finanzbehérden der Lander
zu
gewerbesteuerlichen MaBnahmen zur Beriicksichtigung der
andauernden Auswirkungen des Coronavirus (COVID-19/SARS-CoV-2)

vom 9. Dezember 20211)

Nach dem Ergebnis einer Erdrterung der obersten Finanzbehérden der Lander gilt zur Berticksichtigung der andauernden Auswir-
kungen des Coronavirus bei der Festsetzung des Gewerbesteuermessbetrages fur Zwecke der Vorauszahlungen (§ 19 Abs. 3 Satz
3 GewStG) Folgendes:

Nach § 19 Abs. 3 Satz 3 GewStG kann auch das Finanzamt bei Kenntnis verénderter Verhaltnisse hinsichtlich des Gewerbeertrags
fur den laufenden Erhebungszeitraum die Anpassung der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen veranlassen. Das gilt insbesondere fr
die Falle, in denen das Finanzamt Einkommensteuer- und Kérperschaftsteuervorauszahlungen anpasst (R 19.2 Abs. 1 Satz 5
GewStR). Vor diesem Hintergrund kénnen nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich negativ wirtschaftlich betroffene Steuer-
pflichtige bis zum 30. Juni 2022 unter Darlegung ihrer Verhaltnisse Antrage auf Herabsetzung des Gewerbesteuermessbetrages fiir
Zwecke der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen 2021 und 2022 stellen. Bei der Nachpriifung der Voraussetzungen sind keine stren-
gen Anforderungen zu stellen. Diese Antrage sind nicht deshalb abzulehnen, weil die Steuerpflichtigen die entstandenen Schaden
wertmaBig nicht im Einzelnen nachweisen kdnnen. Nimmt das Finanzamt eine Festsetzung des Gewerbesteuermessbetrages fir
Zwecke der Vorauszahlungen vor, ist die betreffende Gemeinde hieran bei der Festsetzung ihrer Gewerbesteuer-Vorauszahlungen
gebunden (§ 19 Abs. 3 Satz 4 GewStG).

Fur etwaige Stundungs- und Erlassantrége gilt auch im Hinblick auf einen méglichen Zusammenhang mit Auswirkungen des Coro-
navirus, dass diese an die Gemeinden und nur dann an das zusténdige Finanzamt zu richten sind, wenn die Festsetzung und Erhe-
bung der Gewerbesteuer nicht den Gemeinden Ubertragen worden ist (§ 1 GewStG und R 1.6 Abs. 1 GewStR).

Diese Erlasse ergehen im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen.

Ministerium fiir Finanzen Baden-Wirttemberg

FM3 -G 1460 - 1/4

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen und fiir Heimat

33/37 - G 1460 - 211

Senatsverwaltung fiir Finanzen Berlin

IIIA - G 1500 - 1/2020

Ministerium der Finanzen und fir Europa des Landes Brandenburg

35 - G 1460/20#01#001

Der Senator fiir Finanzen der Freien Hansestadt Bremen

900 - G 1460 - 1/2020 - 1/2020

Finanzbehorde der Freien und Hansestadt Hamburg

G 1460 - 2020/001 - 53

Hessisches Ministerium der Finanzen

G 1498 A-003 - Il 41

Finanzministerium Mecklenburg-Vorpommern

G 1460 - 00000 - 2020/001 - 012



Niedersachsisches Finanzministerium

31 - G 1460/001 - 0002

Ministerium der Finanzen des Landes Nordrhein-Westfalen

G1460-7-VB4

Ministerium der Finanzen Rheinland-Pfalz
G 1465#2020/0001 - 0401 444

Saarland

Ministerium fiir Finanzen und Europa

G 1460 - 1#001

Sachsisches Staatsministerium der Finanzen

33 - G 1460/1/10 - 2021/81587

Ministerium der Finanzen des Landes Sachsen-Anhalt

42-G 1460 -6

Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein

V1312 - S 2706 B - 045

Thiiringer Finanzministerium

1040 - 24 - G 1498/6

Ersetzt die gleich lautenden Erlasse der obersten Finanzbehérden der Lander vom 19. Mérz 2020 (BStBI |1 2020 S. 281) und vom 25. Januar
2021 (BStBI 1 2021 S. 151).
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Internationales Steuerrecht

Bundesministerium der Finanzen Berlin, 25. November 2021

IVB6-S 1323/19/10011 :002

2021/1219864

Niedersachsisches Finanzministerium

Ministerium der Finanzen

des Landes Nordrhein-Westfalen

nachrichtlich:

Ubrige oberste Finanzbehérden
derLander

Bundeszentralamt fir Steuern

Bundesfinanzakademie im

Bundesministerium der Finanzen

Gemeinsame Absichtserklarung des Bundesministeriums der Finanzen der Bundesrepublik Deutschland und des Ministe-
rie van Financién der Niederlande liber den direkten grenziiberschreitenden Auskunftsaustausch im Bereich der direkten
Steuern

1 Anlage

Anliegend ubersende ich die mit dem Koénigreich der Niederlande getroffene Gemeinsame Absichtserklarung vom 15. Oktober 2021
Uber den direkten grenziiberschreitenden Auskunftsaustausch im Bereich der direkten Steuern. Die Gemeinsame Absichtserklarung
bezweckt einen direkten Auskunftsaustausch zwischen den in der Gemeinsamen Absichtserkldrung genannten grenznahen 6rtlichen
Finanzbehorden.

Um den direkten Auskunftsaustausch zu ermdglichen, benenne ich hiermit geméB § 3 Absatz 2 Satz 2 EU-Amtshilfegesetz die in der
Gemeinsamen Absichtserklarung genannten Finanzamter der Lander Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen als Verbindungsstel-
len im Sinne von Artikel 4 Absatz 3 der Richtlinie 2011/16/EU. Der Anwendungsbereich und Umfang der Zustandigkeitsiibertragung
ergeben sich aus der Gemeinsamen Absichtserklarung.

Im Ubrigen verbleibt es fir den Bereich der direkten Steuern bei den bisherigen Zustandigkeiten (vgl. Tz. 1.5 des Merkblatts zur zwi-
schenstaatlichen Amtshilfe durch Informationsaustausch in Steuersachen vom 1. Januar 2019, BStBI | 2019, 480).

Die Finanzémter der Léander Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen haben bei der Wahrnehmung der Aufgaben einer zusténdigen
Behorde die allgemeinen Regeln der zwischenstaatlichen Amtshilfe zu beachten, wie sie im Einzelnen im Merkblatt vom 1. Januar
2019 zusammengefasst sind.

Die Ubertragung der Zustandigkeit erfolgt mit Wirkung ab dem 1. Januar 2022.

Im Auftrag

Kreienbaum
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Gemeinsame Absichtserklarung

des Bundesministeriums der Finanzen der Bundesrepublik Deutschland und des Ministerie van Financién der Niederlande
tiber den direkten grenziiberschreitenden Auskunftsaustausch im Bereich der direkten Steuern

Der Bundesminister der Finanzen und der Minister van Financién

als zustandige Behorden im Sinne des Artikels 3 der Richtlinie 2011/16/EU des Rates vom 15. Februar 2011

(im Folgenden "zusténdige Behérden") -

auf der Grundlage der Vereinbarung zwischen den obersten Finanzbehérden der Bundesrepublik Deutschland und der Niederlande
Uber den Auskunftsaustausch auf steuerlichem Gebiet vom 16. Oktober 1997 (im Folgenden "die Vereinbarung von 1997"),

auf der Grundlage der Richtlinie 2011/16/EU des Rates vom 15. Februar 2011 (iber die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehérden
im Bereich der Besteuerung und zur Aufhebung der Richtlinie 77/799/EWG (im Folgenden "die Richtlinie"), zuletzt ge&ndert durch
Artikel 1 der Richtlinie (EU) 2021/514 des Rates vom 22. Méarz 2021 zur Anderung der Richtlinie 2011/16/EU (iber die Zusammenar-
beit der Verwaltungsbehdérden im Bereich der Besteuerung oder jede sonstige Richtlinie, die die Richtlinie &ndert oder ersetzt -

wollen den direkten Auskunftsaustausch zwischen den grenznahen 6rtlichen Finanzbehérden intensivieren,

werden durch diese Gemeinsame Absichtserklarung keine zwischenstaatlichen oder innerstaatlichen Rechte oder Verpflichtungen
schaffen, &ndern oder aufheben,

erklaren zur Abwicklung des direkten grenziiberschreitenden Auskunftsaustauschs im Bereich der direkten Steuern Folgendes:
I. Allgemeine Bestimmungen

(1) Der Auskunftsaustausch betrifft die Steuern im Sinne des Artikels 2 der Richtlinie.

Der Auskunftsaustausch betrifft den Informationsaustausch auf Ersuchen und den spontanen Informationsaustausch. Der ver-
pflichtende automatische Informationsaustausch und die sonstigen Formen der Verwaltungszusammenarbeit nach der Richtli-
nie (Anwesenheit in den Amtsraumen von Behérden und Teilnahme an behérdlichen Ermittlungen, Gleichzeitige Prifungen, Zu-
stellung durch die Verwaltung) bleiben von der Gemeinsamen Absichtserklarung unberthrt. Im Hinblick auf die Anwesenheit in

S

den Amtsrdumen von Behdrden und die Teilnahme an behérdlichen Ermittlungen kann die Verwaltungszusammenarbeit abwei-
chend von Satz 2 ohne Einbindung der zentralen Verbindungsburos erfolgen, soweit dies allein der Beschleunigung und Er-
leichterung des Auskunftsaustauschs nach Satz 1 dient und nicht im Zusammenhang mit einer gleichzeitigen oder gemeinsa-
men Prifung erfolgt.

Diese Gemeinsame Absichtserklarung wird angewandt, soweit die u. a. Finanzamter und Finanzbehdérden flr Steuerpflichtige
zusténdig sind, die ihren Wohnsitz, Sitz, ihre Geschéftsleitung oder Betriebsstéatte im Zusténdigkeitsbereich dieser Behérden
haben, oder Griinde fir Ermittlungen in dem Zustandigkeitsbereich ihren Ursprung haben:

Auf deutscher Seite durch

die Finanzamter des Landes Niedersachsen:

- Aurich-Wittmund,

- Bad Bentheim,

- Emden-Norden,

- Leer (Ostfriesland),
- Lingen (Ems),

B Papenburg,

- Cloppenburg,

- Westerstede,

die Finanzamter fur Fahndung und Strafsachen, soweit diese im Besteuerungsverfahren tatig und sie fir Steuerpflichtige in
dem &rtlichen Zusténdigkeitsbereich der oben genannten Finanzdmter zusténdig sind:

- Oldenburg (Oldenburg),



die Finanzamter fur GroBbetriebsprifung, soweit sie fur Steuerpflichtige in dem 6rtlichen Zusténdigkeitsbereich der oben ge-
nannten Finanzdmter zusténdig sind:

- Oldenburg (Oldenburg),
- Osnabriick,
die Finanzédmter des Landes Nordrhein-Westfalen:
- Aachen-Stadt,

- Aachen-Kreis,

- Ahaus,

- Borken,

- Coesfeld,

- Diren,

- Erkelenz,

- Geilenkirchen,

- Geldern,

- Ibbenbiren,

- Jilich,
- Kamp-Lintfort,

- Kempen,

- Kleve,
. Krefeld,

- Ménchengladbach,
- Steinfurt,

- Viersen,

- Wesel,

die Finanzamter fur Steuerstrafsachen und Steuerfahndung, soweit diese im Besteuerungsverfahren tatig und sie fir Steuer-
pflichtige in dem értlichen Zusténdigkeitsbereich der oben genannten Finanzédmter zustandig sind:

- Aachen,

- Bielefeld,

. Bochum,

- Bonn,

. Disseldorf,

- Essen,

R Hagen,

- Kéln,
- Minster,

- Wauppertal,



=

die Finanzamter fur GroB3- und Konzernbetriebspriifung, soweit sie fir Steuerpflichtige in dem 6rtlichen Zustandigkeitsbereich
der oben genannten Finanzdmter zusténdig sind:

. Aachen,

- Bergisches Land,
- Bielefeld,

- Bonn,
- Detmold,

, Dortmund,

- Dusseldorf | und II,
- Essen,

- Hagen,

- Herne,

- Kéln,
. Krefeld,

- Ménchengladbach,

Munster.

Auf niederlandischer Seite durch

die Finanzbehdrden in den Bereichen:

Privatpersonen, Dienstleistungen, Einspriiche,
. kleine und mittlere Unternehmen,
- GroBunternehmen,
- Halbmassenverfahren;
die fur diese Bereiche zustandigen Finanzémter in der Grenzregion sind:
- Groningen,
- Emmen,
- Almelo/Enschedé,
- Arnhem/Doetinchem,
- Eindhoven,
- Leeuwarden,
- Venlo,
- Maastricht,

- Heerlen.

Die zustandigen Behdrden treffen national die Vorkehrungen, die fiir die Anwendung der Gemeinsamen Absichtserklarung erfor-
derlich sind.

Diese Gemeinsame Absichtserklarung soll ab dem Zeitpunkt ihrer Unterzeichnung durch eine deutsch-niederléndische Arbeits-
gruppe begleitet werden. Die Arbeitsgruppe soll aus Vertretern der zustandigen Behorden sowie aus Vertretern der Finanzbe-
hérden in den oben genannten niederlandischen Bereichen und der Lander Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen bestehen.
Diese Arbeitsgruppe soll auch einen regelméaBigen Erfahrungsaustausch durchfiihren.



Il. Durchfiihrungsbestimmungen

Der Auskunftsaustausch soll Uber Korrespondenten erfolgen. Diese Korrespondenten sollen von den zusténdigen Behdrden be-

stimmt werden. Auf niederlandischer Seite werden nur Korrespondenten benannt, die in Finanzamtern in der Grenzregion zu
(1) Deutschland tatig sind, wie sie fiir den Bereich der direkten Steuern in Punkt I. (3) aufgefihrt sind. Die Korrespondenten werden

von dem jeweiligen zentralen Verbindungsburo i. S. d. Artikels 3 Nummer 2 der Richtlinie listenméaBig erfasst und dem zentralen

Verbindungsbiiro der anderen Seite zuganglich gemacht.

Der in dieser Gemeinsamen Absichtserklarung geregelte Auskunftsverkehr wird mdéglichst in standardisierter elektronischer
@) Form durchgefiihrt. Einzelheiten werden dazu von der deutsch-niederlandischen Arbeitsgruppe bestimmt.

(3) Die Moglichkeit des direkten Auskunftsaustauschs schlieBt den Informationsaustausch auf dem bisherigen Dienstweg nicht aus.

lll. Uberpriifung der Bestimmungen dieser Gemeinsamen Absichtserkldrung und Erweiterung des Anwendungsgebietes

Die Gemeinsame Absichtserklarung wird nach Ablauf von drei Jahren auf ihre ZweckmaBigkeit Gberpruift.

IV. Beginn der Zusammenarbeit nach dieser Gemeinsamen Absichtserklédrung
Diese Gemeinsame Absichtserklarung wird ab dem Zeitpunkt ihrer Unterzeichnung angewandt. Im Ubrigen bleibt die Vereinbarung
von 1997 unberuhrt.

Diese Gemeinsame Absichtserklarung wird in dreifacher Ausfertigung in der deutschen, niederléandischen und englischen Sprache

unterzeichnet.

Berlin, den 5. Oktober 2021 Den Haag, den 15. Oktober 2021
Fir den Bundesminister der Finanzen Fir den Minister van Financién
Dr. Rolf Méhlenbrock Peter Smink

Leiter der Steuerabteilung Generaldirektor der

Bundesministerium der Finanzen niederlandischen Steuerverwaltung
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Oberste Finanzbehoérden
derLander

nachrichtlich:

Bundeszentralamt flr Steuern

Anwendungsfragen zu den Regelungen im Jahressteuergesetz 2009 zur Besteuerung von Betrieben gewerblicher Art und
Eigengesellschaften von juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts (jP6R);
Verpachtungen durch die 6ffentliche Hand, Auswirkungen des BFH-Urteils vom 10. Dezember 2019, | R 58/17, BStBI 2021 Il
S. 945

Der BFH hat mit 0. g. Urteil zum Fall eines Verpachtungs-BgA (§ 4 Absatz 4 KStG) entschieden, dass es zur Frage der Entgeltlich-
keit allein auf das Tragen der wirtschaftlichen Last der Pachtzinsen durch den P&chter ankommt. Diese liege nicht vor, wenn der
Pachtzins und ein dem Pé&chter gewéhrter Betriebskostenzuschuss in mindestens gleicher Hohe bei wirtschaftlicher Betrachtung in
Abhangigkeit zueinanderstehen. Auf eine rechtliche und tatsachliche Verknlipfung zwischen Pachtzins und Zuschuss kommt es nach
Auffassung des BFH nicht an. Im Rahmen eines Obiter Dictums ist der BFH unter Hinweis auf seine Entscheidung vom 9. November
2016, | R 56/15, BStBI 2017 1l S. 498, zudem zu der Auffassung gelangt, dass auch das defizitdre Verpachtungsgeschaft eines Ver-
pachtungs-BgA nicht die Voraussetzungen eines Dauerverlustgeschéfts i. S. v. § 8 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 i. V. m. Abs. 7 Satz 2 KStG er-
fullen kann.

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erérterungen mit den obersten Finanzbehérden der Lander wird das BMF-Schreiben vom
12. November 2009, BStBI | S. 1303, wie folgt geandert:

Nach Rdnr. 15 wird folgende Rdnr. 15a eingefligt:

Es liegt keine entgeltliche Verpachtung und damit kein Verpachtungs-BgA vor, wenn bei wirtschaftlicher Betrachtung nicht der
155 Pachter, sondern der Verpéchter die wirtschaftliche Last des vereinbarten Pachtzinses zu tragen hat. Das ist z. B. der Fall,
wenn der Pachter einen Zuschuss mindestens in Hohe der Pacht erhélt."

Rdnr. 17 wird wie folgt gefasst:

Werden dagegen nicht alle wesentlichen Betriebsgrundlagen an den Pachter tberlassen, liegt kein Verpachtungs-BgA, son-
dern grundsétzlich eine Vermdgensverwaltung vor. Erflllt eine derartige Verpachtung aber die persénlichen und sachlichen
Voraussetzungen fiur eine Betriebsaufspaltung (vgl. H 15.7 Absatz 4 EStH "Allgemeines"), stellt sie eine gewerbliche Tétigkeit

nq7 dar, die zu einem BgAi. S. d. § 4 Absatz 1 KStG fiihrt. Dies gilt auch dann, wenn auf Seiten des Verpachters lediglich eine Ein-
nahmeerzielungsabsicht vorliegt; eine Gewinnerzielungsabsicht ist insoweit nicht erforderlich (§ 4 Absatz 1 KStG). Zur Frage
des Vorliegens einer Entgeltlichkeit gelten die Grundsatze der Rdnr. 15a. Hierbei sind in einer Gesamtbetrachtung neben der
Pacht auch erwartbare Dividenden und Wertzuwéchse zu bertcksichtigen."

Rdnr. 22 wird wie folgt gefasst:

Die Sonderregelung des § 8 Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 KStG erfasst den einzelnen BgAii. S. d. § 4 KStG, der ein Dauerver-
lustgeschaft unterhélt. Dies gilt auch, wenn er Organtréager ist und das Dauerverlustgeschéft von der Organgesellschaft unter-
22 halten wird (§ 15 Satz 1 Nummer 4 Satz 2 KStG). Handelt es sich um einen BgA, der in Folge einer Zusammenfassung i. S. d.

§ 4 Absatz 6 KStG entstanden ist, muss dieser BgA ein Dauerverlustgeschéft unterhalten."

Rdnr. 47 wird wie folgt gefasst:

Die Beglinstigung setzt voraus, dass der BgA oder die Kapitalgesellschaft die Geschafte selbst tatigen. Uberlasst der BgA oder
die Kapitalgesellschaft nur Wirtschaftsgiter an Dritte, damit diese vergleichbare Geschafte tatigen kénnen, liegt grundsatzlich
bei dem BgA oder der Kapitalgesellschaft kein begiinstigtes Geschéft vor (z. B. die Uberlassung einer Multifunktionshalle an
n47 verschiedene Veranstalter). Fiihrt die Uberlassung durch die jP&R zur Fiktion des (dauerdefizitaren) Verpachtungs-BgA (§ 4
Absatz 4 KStG) und bt in diesen Fallen nur der Pachter die in § 8 Absatz 7 Satz 2 KStG aufgeflihrten Téatigkeiten aus, ist § 8
Absatz 7 KStG auf den Verpachtungs-BgA nicht anzuwenden, da dieser das Geschéft nicht selbst tétigt. Erfolgt die Uberlas-
sung durch die jP6R hingegen im Rahmen einer Betriebsaufspaltung, die bei der Uberlassenden jP6R zu einem Besitz-BgA i.



S. d. § 4 Absatz 1 KStG fuhrt und werden in diesen Fallen die in § 8 Absatz 7 Satz 2 KStG aufgefuhrten Tatigkeiten ausschlieB3-
lich von der Betriebsgesellschaft ausgeubt, ist § 8 Absatz 7 KStG auf den Besitz-BgA anzuwenden."

Rdnr. 48 wird wie folgt gefasst:
Beispiel 1:

Stadt B ist zu 100 % an der OPNV-GmbH beteiligt, die ihrerseits den (dauerdefizitaren) OPNV im Stadtgebiet B unterhélt. B
Uberlasst die in ihrem Eigentum befindlichen Gleisanlagen entgeltlich an die OPNV-GmbH und erhebt aus verkehrspolitischen
n4g8 Griinden keine kostendeckende Pacht.

Die Uberlassung erfiillt die Voraussetzungen einer Betriebsaufspaltung und filhrt zu einem dauerdefizitaren Besitz-BgA. Dieser
umfasst die Uberlassenen Gleisanlagen sowie die Beteiligung an der OPNV-GmbH. Auf den dauerdefizitaren Besitz-BgA ist § 8
Absatz 7 KStG anzuwenden."

Die vorstehenden Grundsétze sind auf alle offenen Félle anzuwenden. Es wird jedoch nicht beanstandet, wenn die bisher geltenden
Grundsatze bis zum 31. Dezember 2022 angewandt werden.

Dieses Schreiben steht zudem ab sofort fiir eine Ubergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen (http:/
www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Steuern - Steuerarten - Kérperschaft- & Umwandlungsteuer zum Download be-
reit.

Im Auftrag

Rennings
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ErméBigter Umsatzsteuersatz fiir die steuerpflichtigen Einfuhren von Sammlermiinzen;
Bekanntmachung des Gold- und Silberpreises fiir das Kalenderjahr 2022

BMF-Schreiben vom 5. August 2004 - IV B 7 - S 7220 - 46/04 - (BStBI | S. 638)

Auf die steuerpflichtigen Einfuhren von Sammlermiinzen aus Edelmetallen ist der ermaBigte Umsatzsteuersatz anzuwenden, wenn
die Bemessungsgrundlage fir die Umsétze dieser Gegenstande mehr als 250 Prozent des unter Zugrundelegung des Feingewichts
berechneten Metallwerts ohne Umsatzsteuer betragt (§ 12 Abs. 2 Nr. 12 UStG i. V. m. Nr. 54 Buchstabe ¢ Doppelbuchstabe cc der

Anlage 2 zum UStG).

Fur die Anwendung der UmsatzsteuererméBigung im Kalenderjahr 2022 gilt Folgendes:

Goldmiinzen

Fur steuerpflichtige Einfuhren von Goldmiinzen muss der Unternehmer zur Bestimmung des zutreffenden Steuersatzes den Me-

tallwert von Goldmunzen grundséatzlich anhand der aktuellen Tagespreise fiir Gold ermitteln. MaBgebend ist der von der Londo-

ner Borse festgestellte Tagespreis (Nachmittagsfixing) fur die Feinunze Gold (1 Feinunze entspricht 31,1035 Gramm). Dieser in
* US-Dollar festgestellte Wert muss anhand der aktuellen Umrechnungskurse in Euro umgerechnet werden.

Nach Tz. 174 Nummer 1 des Bezugsschreibens kann der Unternehmer aus Vereinfachungsgriinden jedoch auch den letzten im
Monat November festgestellten Goldtagespreis flir das gesamte folgende Kalenderjahr zu Grunde legen. Fur das Kalenderjahr
2022 ist die Metallwertermittlung dabei nach einem Goldpreis (ohne Umsatzsteuer) von 50 813 € je Kilogramm vorzunehmen.

Silbermiinzen

Bei der Ermittlung des Metallwerts von Silbermiinzen kann der Unternehmer nach Tz. 174 Nummer 2 des Bezugsschreibens

2. statt der jeweiligen Tagesnotierung aus Vereinfachungsgriinden den letzten im Monat November festgestellten Preis je Kilo-
gramm Feinsilber fir das gesamte folgende Kalenderjahr zu Grunde legen. Fiir das Kalenderjahr 2022 ist die Wertermittlung da-
bei nach einem Silberpreis (ohne Umsatzsteuer) von 631 € je Kilogramm vorzunehmen.

Diese Bekanntmachung steht ab sofort fiir eine Ubergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen (http:/
www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Themen - Steuern - Steuerarten - Umsatzsteuer - BMF-Schreiben/Allgemeines
zum Herunterladen bereit.

Im Auftrag

Rademacher
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Oberste Finanzbehoérden
derLander

Leistungsbeschreibung nach § 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 5 UStG;
Handelsiibliche Bezeichnung nach dem BFH-Urteil vom 10. Juli 2019, XI R 28/18

Mit Urteil vom 10. Juli 2019, XI R 28/18, BStBI 2021 I S. 961, hat der BFH zu der Anforderung "handelsibliche Bezeichnung" nach §
14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 5 UStG Stellung genommen. Der BFH hat entschieden, dass der entsprechende Klammerzusatz in § 14 Abs. 4
Satz 1 Nr. 5 UStG unionsrechtskonform einschrankend dahingehend auszulegen sei, dass dies keine zuséatzliche - verscharfende -
Voraussetzung flr den Vorsteuerabzug darstelle (Rn. 22). Vielmehr sei nach verschiedenen Verkehrskreisen - ndmlich dem Handel
mit Waren im mittleren und oberen Preissegment einerseits und dem Handel mit Waren im Niedrigpreissegment andererseits - zu
differenzieren (Rn. 32). Die Handelsublichkeit einer Bezeichnung sei immer von den Umsténden des Einzelfalles abhangig, wie etwa
der jeweiligen Handelsstufe, Art und Inhalt des Geschéftes und insbesondere dem Wert der einzelnen Waren.

Bereits zuvor hatte der BFH in AdV-Verfahren mit Beschllissen vom 14. Marz 2019, V B 3/19, BStBI 2021 1l S. 948, und vom 16. Mai
2019, X1 B 13/19, BStBI 2021 1l S. 950, entsprechende Zweifel geduBert.

Unter Bezugnahme auf die Erérterungen mit den obersten Finanzbehérden der Lander wird hierzu folgende Auffassung vertreten:

Insgesamt muss die Bezeichnung einer Leistung in der Rechnung sowohl fur umsatzsteuerliche Zwecke als auch fur die Erfordernis-
se eines ordentlichen Kaufmanns den Abgleich zwischen gelieferter und in Rechnung gestellter Ware ermdglichen. So muss auch
ausgeschlossen werden kdnnen, dass eine Leistung mehrfach abgerechnet wird. Die erbrachte Leistung muss sich eindeutig und
leicht nachprifen lassen.

RegelmaBig wird die nach § 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 5 UStG grundlegend erforderliche Angabe der Art der gelieferten Gegensténde mit
deren handelsublicher Bezeichnung libereinstimmen. Wenn eine Bezeichnung gewahlt worden ist, die der Definition "Angabe der
Art" nicht entspricht, kann diese trotzdem ausnahmsweise ausreichend fir eine den Vorschriften entsprechende Leistungsbeschrei-
bung sein, wenn sie eine handelslbliche Bezeichnung darstellt.

Nach dem Urteil XI R 28/18 sind keine allgemeingultigen Aussagen mdglich, wann eine Bezeichnung als handelstblich angesehen
werden kann und wann nicht. Vielmehr muss dies unter den Umsténden des Einzelfalles entschieden werden. "Handelsublich" ist
eine Bezeichnung dann, wenn sie unter Bertcksichtigung von Handelsstufe, Art und Inhalt der Lieferungen den Erfordernissen von
Kaufleuten i. S. d. HGB geniigt und von Unternehmern in den entsprechenden Geschéftskreisen allgemein (d. h. nicht nur gelegent-
lich) verwendet wird.

In Zweifelsféllen ist der Unternehmer nach den allgemeinen Regeln (vgl. Abschnitt 15.2a Abs. 5 und 6 UStAE) nachweispflichtig,
dass eine in der Rechnung aufgefiihrte Bezeichnung (z. B. bloBe Gattungsbezeichnung wie "T-Shirts", "Bluse" o. A.) auf der betroffe-
nen Handelsstufe handelsublich ist.

Die Angabe einer alternativen handelsublichen Bezeichnung ist nur bei Lieferungen moglich. Bei sonstigen Leistungen ist nach dem
Gesetzeswortlaut keine entsprechende Angabe vorgesehen. Vielmehr missen die Angaben zu einer sonstigen Leistung eine ein-
deutige Identifizierung der abgerechneten Leistungen ermdglichen. Der Umfang und die Art der erbrachten Dienstleistungen sind zu
prazisieren, dies bedeutet jedoch nicht, dass die konkreten erbrachten Dienstleistungen erschépfend beschrieben werden missen
(BFH-Urteil vom 15. Oktober 2019, V R 29/19 (V R 44/16), BStBI 2021 Il S. 646 unter Bezugnahme auf das EuGH-Urteil vom 15.
September 2016, C-516/14, Barlis 06).

.
Der Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) vom 1. Oktober 2010, BStBI | S. 846, der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 16.
November 2021 - Il C 2 - S 7295/19/10001 :001 (2021/1180899), BStBI | S. 2329, gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

Abschnitt 14.5 wird wie folgt gedndert:

Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a) aa) Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 eingefligt:



"‘Die Angaben, die eine Rechnung enthalten muss, sollen es der Finanzverwaltung insbesondere erméglichen,
die Entrichtung der geschuldeten Steuer und das Bestehen des Vorsteuerabzugsrechts zu kontrollieren (Kon-
trollfunktion der Rechnung, vgl. EuGH-Urteil vom 15. 9. 2016, C-516/14, Barlis 06)."

bb)  Die bisherigen Satze 4 bis 12 werden die neuen Satze 5 bis 13.

Absatz 15 wird wie folgt geéndert:

Satz 3 wird wie folgt gefasst:

aa) "3Bei Lieferungen kann neben der Angabe der Menge die Angabe der Art der gelieferten Gegensténde in Form
einer handelsiiblichen Bezeichnung erfolgen (§ 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 5 UStG)."

Satz 4 wird wie folgt gefasst:

"*Handelsliblich ist jede im Geschéftsverkehr fiir die Gegenstinde allgemein verwendete Bezeichnung, die den
bb) Erfordernissen von Kaufleuten im Sinne des HGB geniigt und von Unternehmern in den entsprechenden Ge-
b) schéftskreisen allgemein (d.h. nicht nur gelegentlich) verwendet wird, z.B. auch eine Markenartikelbezeich-
nung."

Nach Satz 4 wird folgender Satz 5 eingefligt:

"50b eine Bezeichnung handelsiiblich ist, ist unter Beriicksichtigung von Handelsstufe, Art und Inhalt der Lie-

cc) ferungen und dem Wert der einzelnen Gegenstande im Einzelfall zu bestimmen (zu den Anforderungen bei
hochpreisigen Uhren und Armbéndern vgl. BFH-Beschluss vom 29. 11. 2002, V B 119/02, n.v.; abgrenzend dazu
im Niedrigpreissegment vgl. BFH-Urteil vom 10. 7. 2019, XI R 28/18, BStBI 2021 Il S. 961)."

dd)  Die bisherigen Sétze 5 bis 10 werden die neuen Sétze 6 bis 11.

Abschnitt 15.2a Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

"(4) 'In der Rechnung sind als Nachweis dafiir, dass die Leistung fiir das Unternehmen bezogen wurde, zutreffende Angaben
des leistenden Unternehmers Uber die Menge und die Art der von ihm gelieferten Gegenstédnde oder den Umfang und die
Art der von ihm ausgefiinrten sonstigen Leistungen erforderlich (vgl. Abschnitt 14.5 Abs. 15). 2Bei Lieferungen kann die erfor-
derlicheAngabe der Art in der (unter Beriicksichtigung von Handelsstufe, Art und Inhalt der Lieferung und dem Wert der
einzelnen Gegenstéande) zutreffenden handelsiiblichen Bezeichnung der einzelnen Liefergegenstéande bestehen (zu den An-
forderungen bei hochpreisigen Uhren und Armbéndern vgl. BFH-Beschluss vom 29. 11. 2002, V B 119/02, n.v.; abgren-
zend dazu im Niedrigpreissegment vgl. BFH-Urteil vom 10. 7. 2019, XI R 28/18, BStBI 2021 Il S. 961).%In Zweifelsfallen ist
der Unternehmer nach den allgemeinen Regeln (vgl. Abséatze 5 und 6) nachweispflichtig, dass eine in der Rechnung

. aufgefiihrte Bezeichnung (z.B. bloBe Gattungsbezeichnung wie "T-Shirts" oder "Bluse") auf der betreffenden Handelss-
tufe handelsiiblich ist.“Bei sonstigen Leistungen miissen die Angaben eine eindeutige Identifizierung der abgerechneten
Leistungen erméglichen.’Der Umfang und die Art der erbrachten Dienstleistungen sind zu prézisieren; dies bedeutet je-
doch nicht, dass die konkreten erbrachten Dienstleistungen erschépfend beschrieben werden miissen (BFH-Urteil vom
15.10. 2019, V R 29/19 (V R 44/16), BStBI 2021 Il S. 646 und EuGH-Urteil vom 15. 9. 2016, C-516/14, Barlis 06).6Allein
nicht ausreichend sind allgemeine Angaben wie "Erbringung juristischer Dienstleistungen”, "Bauarbeiten" (vgl. BFH-
Urteil vom 10. 11. 1994, V R 45/93, BStBI 1995 Il S. 395), "Beratungsleistung" (vgl. BFH-Beschluss vom 16. 12. 2008, V B
228/07, n.v.), "Werbungskosten It. Absprache", "Akquisitions-Aufwand" oder "Reinigungskosten" (vgl. BFH-Urteil vom
1.3.2018, V R 18/17, BStBI 2021 1l S. 644), da sie nicht die erforderliche Kontrollfunktion (vgl. Abschnitt 14.5 Abs. 1) er-
fillen."

Die Grundséatze dieses Schreibens sind in allen offenen Fallen anzuwenden.

Dieses Schreiben steht ab sofort fiir eine Ubergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen (http://

www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Themen - Steuern - Steuerarten - Umsatzsteuer - Umsatzsteuer-Anwendungser-

lass zum Herunterladen bereit.

Im Auftrag

Rademacher
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Oberste Finanzbehoérden
derLander

Besteuerung von Reiseleistungen von Unternehmen mit Sitz im Drittland;
Verlangerung der Nichtbeanstandungsregelung

BMF-Schreiben vom 29. Januar 2021 - Il C 2 - S 7419/19/10002 :004 (2020/0981332), BStBI | S. 250, und vom 29. Marz 2021 - llI
C 2-S7419/19/10002 :004 (2021/0361661), BStBI | S. 386

Mit BMF-Schreiben vom 29. Marz 2021 - Il C 2 - S 7419/19/10002 :004 (2021/0361661) haben die obersten Finanzbehérden des
Bundes und der Lander beschlossen, die im BMF-Schreiben vom 29. Januar 2021, 11l C 2 - S 7419/19/10002 :004 (2020/0981332)
enthaltene Nichtbeanstandungsregelung bis zum 31. Dezember 2021 zu verlédngern.

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erérterung mit den obersten Finanzbehérden der Lander wird die im BMF-Schreiben vom
29. Januar 2021, 11 C 2 - S 7419/19/10002 :004 (2020/0981332) enthaltene Nichtbeanstandungsregelung bis zum 31. Dezember
2022 verlangert.

Dieses Schreiben steht ab sofort fiir eine Ubergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen (http://
www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Themen - Steuern - Steuerarten - Umsatzsteuer zum Herunterladen bereit.
Im Auftrag

Rademacher

Umsatzsteuer

Bundesministerium der Finanzen Berlin, 3. Dezember 2021

Il C 3-8 7130/20/10005 :015

2021/1252001

Oberste Finanzbehdérden
derLander

Umsatzsteuerliche Behandlung von Leistungen im Zusammenhang mit der Einddammung und Bekdampfung der Covid-19-
Pandemie;
Anwendung der Umsatzsteuerbefreiung nach § 4 Nr. 18 UStG

BMF-Schreiben vom 15. Juni 2021 - Il C 3 - S 7130/20/10005 :015 (2021/0675466)

Das BMF-Schreiben vom 15. Juni 2021 (BStBI | S. 855) gewahrt fir die Veranlagungszeitrdume 2020 und 2021 umsatzsteuerliche
Billigkeitsregelungen flr Leistungen, die im unmittelbaren Zusammenhang mit der Einddmmung und Bekédmpfung der Covid-19-Pan-
demie von Einrichtungen des 6ffentlichen Rechts oder anderen Einrichtungen, die keine systematische Gewinnerzielung anstreben,

erbracht werden. Die Regelungen sind bis zum 31. Dezember 2021 befristet.
Nach dem Ergebnis der Erérterung mit den obersten Finanzbehérden der Lander werden diese Billigkeitsregelungen bis einschlieB-
lich Veranlagungszeitraum 2022 verlangert.

Dieses Schreiben steht ab sofort fiir eine Ubergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen (http:/
www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Themen - Steuern - Steuerarten - Umsatzsteuer - BMF-Schreiben/Allgemeines

zum Download bereit.



Im Auftrag

Rademacher
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Umsatzsteuer
Bundesministerium der Finanzen Berlin, 9. Dezember 2021
Il C 3 -S 7155-a/19/10001 :003
2021/1257452
Oberste Finanzbehodrden
derLander
Umsatzsteuer;

Steuerfreie Umsatze fiir die Luftfahrt (§ 4 Nr. 2, § 8 Abs. 2 UStG; Abschnitt 8.2 UStAE)



Liste

der im Inland ansassigen Unternehmer,

die im entgeltlichen Luftverkehr (berwieg

(§ 8 Abs. 2 Nr. 1 UStG)
(Stand: 1. Januar 2022)

Anlage

end internationalen Luftverkehr betreiben

Aaa Bee Cee Aviation GmbH, 13129 Berlin

ACD Aviation GmbH, 44319 Dortmund
ACM AIR CHARTER Luftfahrigeselischaft mbH, 77836 RhennmOnster
Aero-Dienst GmbH, 90411 Nimberg
Aerologic GmbH, 04435 Schkeuditz
Aerotours GmbH, 15344 Strausberg
aeroways GmbH, 85356 MUnchen-Flughaten
Aerowest GmbH, 30855 Langenhagen
Agrarflug Helllt GmbH & Co. KG, 59227 Ahlen
AlrAlllance Express AG & Co. KG, 57299 Burbach
Alrdus GmbH pertfect air chanter, 40476 Disseldor!
AIrGO Private Alrline GmbH, 55126 Mainz

AlIR HAMBURG Luftverkehrsgesellschaft mbH. 22761 Hamburg

Alr Independence GmbH,

85356 Minchen-Flughaten

Al-Services GmbH,

85356 MUnchen-Flughafen

Antonov Logistics Salls GmbH, 04435 Schkeuditz
Arcus-Air GmbH & Co. KG, 66482 Zwelbrucken
ATLAS AIR SERVICE Aktlengesellschaft, 27777 Ganderkesee
Avanti Alr GmbH & Co. KG, 35708 Haiger

Baden Aircraft Operations GmbH, 77836 Rheinmanster
Bertelsmann Aviation GmbH, 33335 Gatersloh
BFS Flugservice GmbH, 96450 Coburg

BinAir Aero Service GmbH, 80939 Minchen
Brandasa GmbH, 80539 Minchen
Businesswings Luftfahrtuntemehmen GmbH, 34379 Calden
CargolLogic Germany GmibH, 04435 Schxeuditz
CCF Manager Alrline GmbH, 51147 Koln

CFB aircraft, 26160 Bad Zwischenahn
ChallengeLine LS GmbH, 86169 Augsburg
Condor Flugdienst GmbH, 63263 Neu-lsenburg
DAS Private Jets GmbH, 88512 Mengen

DC Aviation GmbH, 70629 Stuttgarn
Deutsche Lufthansa AG, 50672 Koln

Elsele Flugdienst GmbH, 70629 Stuttgart

Euro Fly GmbH, 46395 Bocholt
Eurolink GmbH, 85356 Minchen-Flughaten
European Alr Transport Lelpzig GmbH, 04435 Schkeuditz
Eurowings GmbH, 40474 Disseldort




EW Discover GmbH, 60549 Frankfurt a. M.
Excellent Air GmbH, 87766 Memmingerberg
Exxaero GmbH, 47652 Weeze

Fair Alr GmbH, 95493 Blschofsgran
FAI rent-a-jet GmbH. 90411 Nimberg
German Alrways GmbH & Co. KG, 51145 Koln

GLEX07 GmbH, 82166 Grafelfing
Global Helicopter Service GmbH, 83417 Kirchanschornng
Hahn Alr Lines GmbH, 63303 Dredeich

Heron Luftfahrt GmbH & Co KG, 79787 Lauchnngen
ImperialJet Europe GmbH, 85399 Hallbergmoos
Jet Aviation Business Jets Deutschland GmbH, 51147 Koln

JET EXECUTIVE INTERNATIONAL CHARTER GmbH & Co. KG. 40472 Disseldort
Jetcall GmbH & Co. KG, 65510 Idstein

Jetfleet AG, 63829 Krombach

JK Jetkontor AG, 25488 Holm

K5 Aviation GmbH, 85408 Gammelsdori
Lufthansa Cargo Aktiengeselischaft, 60546 Frankfurt a. M.
Lufthansa CityLine GmbH, 85356 MiUnchen-Flughaten
Luxaviation Germany GmbH, 33142 Baren

MEAJET GmbH, 80538 Minchen

MHS Aviation GmbH. 82041 Oberhaching
OHLAIR Charterflug GmbH & Co KG, 87766 Memmingerberg
PAD Avlation service GmbH, 33142 Baren

PFG Aviation GmbH, 26180 Rastede
Pro-Alr Aviation GmbH, 70794 Fiderstadt

25 only Aviation GmbH, 28832 Achim

Quick Air Jet Charter GmbH, 51147 Koln

RB-AV GmbH, 82031 Grinwald
RUSLAN SALIS GmbH, 04435 Schkeuditz
Sliver Cloud Alr GmbH, 67346 Speyer

SPREE FLUG Luftfahrt GmbH. 15517 Flrstenwalde
Star Wings Dortmund Luftfahrtgesellschaft mbH, 44319 Dortmund
SUNDAIR GmbH, 18435 Stralsund

Sylt Air GmbH, 25980 Sy'OT Tinnum
Transavia Flugbetriebsgesellschaft mbH, 67346 Speyer

TUfly GmbH, 30855 Langenhagen
Volkswagen AlrSerices GmbH, 38108 Braunschweig
Windrose Alr Jetcharter GmbH, 12529 Schonefeld
Zehnte Asset Investment Al GmbH & Co. KG 82031 Granwald

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erérterung mit den obersten Finanzbehérden der Lander tibersende ich die Liste der im In-
land anséssigen Unternehmer, die im entgeltlichen Luftverkehr Gberwiegend internationalen Luftverkehr betreiben, nach dem Stand
vom 1. Januar 2022. Die Liste tritt an die Stelle der Liste, die meinem Schreiben vom 4. Dezember 2020 - Ill C 3 - S 7155-a/
19/10001 :002 (2020/1260866) -, BStBI 2020 | S. 1340, beigefligt war.

Neu aufgenommen wurden die Firmen:

Airdus GmbH perfect air charter, 40476 Dusseldorf,
BinAir Aero Service GmbH, 80939 Miinchen,

CFB aircraft, 26160 Bad Zwischenahn,



. ChallengeLine LS GmbH, 86169 Augsburg,
- Jetfleet AG, 63829 Krombach.
Gestrichen wurden die Firmen:
. Abbelen Group GmbH, 53534 Barweiler,
. Achte Asset Investment Al GmbH & Co. KG, 82031 Griinwald,
- Air X Charter (Germany) GmbH & Co. KG, 63329 Egelsbach,
. Germanwings GmbH, 51147 KoIn,
. JetCologne GmbH & Co. KG, 51103 Kdln,
. Nightexpress Luftverkehrsgesellschaft mbH, 60549 Frankfurt a. M.,
. PINA Verwaltungs GmbH & Co. KG, 82024 Taufkirchen,
. PTL Luftfahrt GmbH, 84034 Landshut.
Bei folgenden Firmen wurde deren Adressénderung berUcksichtigt:
Aaa Bee Cee Aviation GmbH, 13129 Berlin,
. Avanti Air GmbH & Co. KG, 35708 Haiger,
- Condor Flugdienst GmbH, 63263 Neu-Isenburg,
. Deutsche Lufthansa AG, 50672 Kdln,
. Lufthansa Cargo Aktiengesellschaft, 60546 Frankfurt a. M.
Bei folgenden Firmen wurde die Anderung der Firmenbezeichnung berticksichtigt:
Ocean GmbH, jetzt EW Discover GmbH, 60549 Frankfurt a. M.,
. FAl rent a jet Aktiengesellschaft, jetzt FAI rent-a-jet GmbH, 90411 Nurnberg,

. WDL Aviation GmbH & Co. KG, jetzt German Airways GmbH & Co. KG, 51145 Kdln.

Dieses Schreiben steht ab sofort fiir eine Ubergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen (http:/
www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Themen - Steuern - Steuerarten - Umsatzsteuer - BMF-Schreiben/Allgemeines
zum Herunterladen bereit.

Im Auftrag

Rademacher
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Umsatzsteuer
Bundesministerium der Finanzen Berlin, 10. Dezember 2021
Il C 3 -S 7146/20/10001 :005
2021/1234313
Oberste Finanzbehoérden
derLander
Umsatzsteuer;

Einfiihrungsschreiben zur Konsignationslagerregelung nach § 6b UStG

Mit dem Gesetz zur weiteren steuerlichen Férderung der Elektromobilitat und zur Anderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom
12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2451)1)

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erérterungen mit den obersten Finanzbehérden der Lander wird der Umsatzsteuer-Anwen-
dungserlass (UStAE) vom 1. Oktober 2010, BStBI | S. 846, der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 1. Dezember 2021 -1lIC 2 - S
7280-a/19/10002 :001 (2021/1226715) -, BStBI | S. 2486, gedndert worden ist, wie folgt geéndert:

Die Inhaltstbersicht wird wie folgt geédndert:

Nach der Angabe "6a.8. Gewahrung von Vertrauensschutz" wird die Angabe "6b.1. Lieferung in ein Lager im Sinne des §
a) 6b UStG im Gemeinschaftsgebiet (Konsignationslagerregelung)" eingefligt.

Nach der Angabe "6b.1. Lieferung in ein Lager im Sinne des § 6b UStG im Gemeinschaftsgebiet (Konsignationslagerrege-
' b) lung)" wird die Angabe "6b.2. Nachweis der Voraussetzungen fiir die Anwendung der Konsignationslagerregelung"
eingefugt.

Nach der Angabe "22.3a. Aufzeichnungen bei Leistungen im Sinne des § 3a Abs. 5 UStG" wird die Angabe "22.3b. Auf-

©) zeichnungspflichten bei Lieferungen in ein Lager im Sinne des § 6b UStG" eingefiigt.

Abschnitt 1.10 wird wie folgt geandert:
Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geandert:
Der 26. Spiegelstrich wird wie folgt gefasst:

bis zum 31. 12. 2020: Vereinigtes Konigreich GroBbritannien und Nordirland (ohne die tberseeischen Lander und
aa w_ Gebiete und die Selbstverwaltungsgebiete der Kanalinseln Jersey und Guernsey) zuziglich der Insel Man; zum
umsatzsteuerrechtlichen Status von Nordirland ab dem 1. 1. 2021 vgl. Absatz 3;".
a)
Der 27. Spielstrich wird wie folgt gefasst:

Zypern (ohne die Landesteile, in denen die Regierung der Republik Zypern keine tatsachliche Kontrolle austibt)
bb)  einschlieBlich der Hoheitszonen des Vereinigten Kénigreichs GroBbritannien und Nordirland (Akrotiri und Dhekelia)

" auf Zypern; zu den ab dem 1. 1. 2021 geltenden Sonderregelungen hinsichtlich der Hoheitszonen vgl. Ab-
2. satz 3."

In Absatz 2 werden nach Satz 1 folgende Séatze 2 und 3 angefiigt:

b) "?Das Drittlandsgebiet umfasst nach dem 31. 12. 2020 grundsitzlich auch das Vereinigte Konigreich GroBbritannien

und Nordirland. 3Zu den ab dem 1. 1. 2021 geltenden Sonderregelungen vgl. Absatz 3."

Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angeflgt:

"(3) 'Fiir die Umsatzbesteuerung des Warenverkehrs wird Nordirland auch nach dem 31. 12. 2020 als zum Gemein-
schaftsgebiet zugehérig behandelt. 2lm Warenverkehr mit Nordirland finden daher auch nach diesem Zeitpunkt die

c) fiir den innergemeinschaftlichen Handel geltenden Vorschriften zur Umsatzsteuer Anwendung (vgl. BMF-Schreiben
vom 10. 12. 2020, BStBI | S. 1370). 3Nach dem 31. 12. 2020 ausgefiihrte Umsétze mit Ursprungs- oder Bestimmungs-
ort in den britischen Hoheitszonen Akrotiri und Dhekelia auf Zypern gelten als Umséatze mit Ursprungs- oder Be-
stimmungsort in der Republik Zypern."

Abschnitt 1a.2 wird wie folgt geandert:



a)

c)

aa)

Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefiigt:
"2Satz 1 gilt nicht in den Fillen des § 6b Abs. 1 UStG."

bb)  Die bisherigen Sétze 2 und 3 werden die neuen Satze 3 und 4.

Absatz 6 wird wie folgt gedndert:

Satz 5 wird wie folgt gefasst:

"SHiervon ist auszugehen, wenn der Abnehmer die Ware bei Beginn der Beforderung oder Versendung bereits verbind-

aa) lich bestellt oder bezahlt hat (vgl. BFH-Urteil vom 16. 11. 2016, V R 1/16, BStBI 2017 1l S. 1079) und § 6b UStG be-

reits dem Grunde nach keine Anwendung findet bzw. von Seiten des liefernden Unternehmers und spéateren
Erwerbers § 6b UStG keine Anwendung finden soll."

Satz 6 zweiter Spiegelstrich Satz 1 wird wie folgt gefasst:

"Idie Ware kurzzeitig (fur einige Tage oder Wochen) in einem auf Initiative des Abnehmers eingerichteten Ausliefe-

bb) rungs- oder Konsignationslager im Inland,welches nicht in den Anwendungsbereich der Konsignationslagerrege-

lung nach § 6b UStG fillt, zwischengelagert wird und der Abnehmer vertraglich ein uneingeschréanktes Zugriffsrecht
auf die Ware hat (vgl. BFH-Urteil vom 20. 10. 2016, V R 31/15, BStBI 2017 1l S. 1076)."

Nach Satz 9 wird folgender Satz 10 angefiigt:

cc) "'°Die Sitze 4, 5, 7 und 8 finden bei Anwendung der Konsignationslagerregelung nach § 6b UStG keine Anwen-

dung."

In Absatz 7 wird nach Satz 3 folgender Satz 4 angefigt:

"4Die Satze 1 bis 3 gelten nicht in den Fillen des § 6b UStG."

Abschnitt 3.12 wird wie folgt geandert:

a)

Absatz 3 wie folgt geéndert:

Satz 5 wird wie folgt gefasst:

"SGleiches gilt, wenn der Abnehmer den Liefergegenstand bei Beginn der Versendung bereits verbindlich bestellt oder
bezahlt hat (vgl. BFH-Urteil vom 16. 11. 2016, V R 1/16, BStBI 2017 11 S. 1079) und § 6b UStG bereits dem Grunde

a
nach keine Anwendung findet bzw. von Seiten des liefernden Unternehmers und spéteren Erwerbers § 6b

UStG keine Anwendung finden soll; eine nur wahrscheinliche Begriindung einer Abnehmerstellung ohne tatséchliche
Abnahmeverpflichtung reicht nicht aus (vgl. BFH-Urteil vom 20. 10. 2016, V R 31/15, BStBI 2017 Il S. 1076)."

Satz 8 wird wie folgt gefasst:

"8Unter der Bedingung, dass der Abnehmer bereits bei Beginn der Versendung feststeht, kann eine Versendungsliefe-
rung auch dann vorliegen, wenn der Liefergegenstand nach dem Beginn der Versendung flr kurze Zeit in einem Aus-
lieferungs- oder Konsignationslager,welches nicht in den Anwendungsbereich der Konsignationslagerregelung
nach § 6b UStG fallt, gelagert wird (vgl. BFH-Urteile vom 20. 10. 2016, V R 31/15, a.a.0., und vom 16. 11. 2016, V R
1/16, a.a.0.; vgl. auch Abschnitt 1a.2 Abs. 6 Satze 4 bis 9)."

Absatz 7 Satz 1 zweiter Halbsatz wird wie folgt gefasst:

"; dies gilt hinsichtlich der Verschaffung der Verfligungsmacht auch in den Fallen einer Beférderungs- oder Versendungslie-

b) ferung nach § 3 Abs. 6 Satz 1 UStG, in denen der Liefergegenstand nach dem Beginn der Beférderung oder Versendung fur

kurze Zeit in einem Auslieferungs- oder Konsignationslager,welches nicht in den Anwendungsbereich der Konsignati-
onslagerregelung nach § 6b UStG féllt, gelagert wird."

Nach Abschnitt 6a.8 wird folgender Abschnitt 6b.1 eingefligt:

"6b.1. Lieferung in ein Lager im Sinne des § 6b UStG im Gemeinschaftsgebiet (Konsignationslagerregelung)

Allgemeines

- (1) '§ 6b UStG beinhaltet eine Vereinfachungsregelung fiir Lieferungen in ein Lager zu Abrufzwecken im Gemein-
schaftsgebiet (Konsignationslagerregelung). 2Lager im Sinne des § 6b UStG (vgl. Artikel 17a Abs. 1 MwStSystRL) sind

Warenlager, in welche der liefernde Unternehmer oder ein von ihm beauftragter Dritter Gegenstéande aus dem Gebiet ei-
nes Mitgliedstaates (Abgangsmitgliedstaat) in das Gebiet eines anderen Mitgliedstaates (Bestimmungsmitgliedstaat) in



einen zum Verbleib gedachten Bestand und zur Enthahme nach eigenem Ermessen durch einen dem liefernden Unter-
nehmer bekannten Erwerber befordert oder versendet. 3Fiir die Anwendung der Konsignationslagerregelung miissen
dem Unternehmer aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung im Sinne des Absatzes 3 zum Beginn der Beférderung
oder Versendung die folgenden Angaben des Erwerbers bekannt sein:

- der vollstandige Name,
- die vollstandige Adresse,

. die dem Erwerber vom Bestimmungsmitgliedstaat erteilte USt-IdNr.

(2) 'Die Vereinfachungsregelung nach § 6b UStG kommt nicht in Betracht, wenn der Unternehmer im Bestimmungsmit-
gliedstaat anséassig ist, d.h. wenn er dort seinen Sitz, seine Geschéftsleitung oder eine Betriebsstéatte (vgl. Abschnitt 3a.
1 Abs. 3) oder in Ermangelung eines Sitzes, einer Geschiftsleitung oder einer Betriebsstétte seinen Wohnsitz oder ge-
wéhnlichen Aufenthalt hat. 2Dies gilt unabhéngig davon, ob eine der vorgenannten Anséssigkeitsformen am Lieferge-
schehen beteiligt ist. 3Bereits ein im Eigentum des Unternehmers befindliches Lager oder ein durch den Unternehmer
angemietetes oder gepachtetes Lager, welches mit eigenen Mitteln (z.B. mit eigenem Personal), aus dem Bestimmungs-
mitgliedstaat betrieben wird, begriindet eine solche Anséssigkeit. “Eine alleinige Registrierung fiir mehrwertsteuerliche
Zwecke im Bestimmungsmitgliedstaat begriindet jedoch noch keine Anséssigkeit.

(3) 'Die vertragliche Vereinbarung mit dem dem liefernden Unternehmer bekannten spateren Erwerber muss die Ver-
schaffung der Verfiigungsmacht zu einem spéteren Zeitpunkt als dem der Beendigung der Beférderung oder Versen-
dung vorsehen. 2Ausreichend ist ein (Rahmen-)Vertrag, der die Modalititen bestimmt, unter denen der Erwerber zur
Entnahme der im Bestand des Lagers befindlichen Waren berechtigt, aber nicht verpflichtet, ist. 3Hat der spétere Erwer-
ber vor dem Zeitpunkt der Entnahme des Liefergegenstandes diesen bereits verbindlich bestellt oder bezahlt, kann die
Vereinfachungsregelung nach § 6b UStG unter den librigen Voraussetzungen angewendet werden, wenn der liefernde
Unternehmer und der spétere Erwerber deren Anwendung z.B. in einem Rahmenvertrag vereinbaren. *Fiir Fille, in de-
nen § 6b UStG bereits dem Grunde nach keine Anwendung findet, gelten die Regelungen in Abschnitt 1a.2 Abs. 6 Satz 6
bzw. Abschnitt 3.12 Abs. 3 Satz 8 sowie Abs. 7 Satz 1; in den Féllen des § 6b Abs. 3 und 6 UStG sind die Regelungen in
Abschnitt 1a.2 Abs. 6 Satz 6 bzw. Abschnitt 3.12 Abs. 3 Satz 8 sowie Abs. 7 Satz 1 jedoch nicht anzuwenden.

Beispiel:

1Beim belgischen Automobilhersteller Z mit Sitz in Belgien werden im Februar 02 Motorenteile von einem deut-
schen Zulieferer A mit Sitz in K6In eingelagert, die Z zuvor bei A verbindlich bestellt hat. 2Nach einem entspre-
chenden Rahmenvertrag soll die Vereinfachungsregelung nach § 6b UStG Anwendung finden und die Verfu-
gungsmacht an den Motorenteilen erst im Zeitpunkt der Entnahme durch Z auf Z iibergehen. 3Aufgrund erhebli-
cher Produktionsverzégerungen erfolgt die Entnahme der Motorenteile durch Z erst im Mérz 03. “Bereits am Tag
nach Ablauf der 12-Monatsfrist im Februar 03 tritt die Rechtsfolge nach § 6b Abs. 3 UStG ein, sodass die Befor-
derung oder Versendung durch A als das einer innergemeinschaftlichen Lieferung gleichgestellte Verbringen
nach § 6b Abs. 3 UStG in Verbindung mit § 6a Abs. 2 und § 3 Abs. 1a Satz 1 UStG gilt. 5A muss sich spitestens im
Zeitpunkt, in dem das Ereignis (am Tag nach Ablauf der 12-Monatsfrist) eintritt, unverziiglich im Bestimmungs-
mitgliedstaat fiir Mehrwertsteuerzwecke registrieren lassen und die Erteilung einer USt-IdNr. beantragen (vgl. Ab-
satze 15 und 17).

5Fiir ein Lager im Sinne des § 6b UStG kénnen auch Vereinbarungen mit mehreren bekannten Erwerbern geschlossen
werden. 5Sind entsprechende Vereinbarungen mit mehreren Erwerbern geschlossen, muss fiir jeden Erwerber entspre-
chend des § 22 Abs. 4f und 4g UStG sichergestellt sein, dass die Gegenstéande dem jeweiligen Erwerber eindeutig und
klar zugeordnet werden kénnen. 7Zur Ersetzung eines Erwerbers siehe Absatz 6.

(4) 'Ein Lager im Sinne des § 6b UStG kann zum Beispiel ein Konsignationslager oder ein Auslieferungslager sein. 2Ein
Lager nach Satz 1, in welches die Gegensténde der Lieferung gelangen, muss nicht zwingend ein Lager im Sinne eines
Gebiudes sein. *Eine Zwischenlagerung der Gegenstinde in einem Lager im Sinne des § 6b UStG kann an jedem ridum-
lich und physisch bestimmbaren Ort erfolgen, fiir den ein vorhandener Inhaber gegeben ist und fiir den die eingelager-
ten Gegensténde der Art und Menge nach bestimmbar sind. “Die Angaben miissen mit den Aufzeichnungen nach § 22
Abs. 4f UStG iibereinstimmen. SHierzu zihlen sowohl ortsfeste Behilterlager fiir korperliche Gegensténde in fliissigem
oder gasférmigem Aggregatzustand, z.B. ortsfeste Tanklager (oberirdisch oder unterirdisch), als auch jeder andere
raumlich und physisch bestimmbare Ort (z.B. Eisenbahnwaggons, Container, Trailer oder Binnenschiffe), wenn hinrei-
chend nachgewiesen wird, dass es sich um ein Lager im Sinne des § 6b UStG handelt (vgl. hierzu § 22 Abs. 4f Nr. 6
UStG). SFiir eine leichte und eindeutige Nachpriifbarkeit muss daher fiir jeden Zeitpunkt bis zur Entnahme mit hinrei-
chender Sicherheit leicht und einwandfrei aus den Aufzeichnungen im Sinne des § 22 Abs. 4f UStG erkennbar sein, wo
sich die Gegenstédnde bis zum Zeitpunkt der Entnahme durch den Erwerber befinden.



Erwerber (= Abnehmer) der Lieferung (§ 6b Abs. 1 UStG)

(5) 'Erwerber einer Lieferung nach § 6b Abs. 1 UStG kann nur sein, wer im Zeitpunkt des Abschlusses der Vereinbarung
nach § 6b Abs. 1 Nr. 1 UStG Unternehmer ist und die Gegenstiinde fiir sein Unternehmen erwerben will. 2Auch ein Kom-
missionér kann als berechtigter Erwerber fungieren. 3Ein Sitz, eine Geschiftsleitung oder eine Betriebsstitte (vgl. Ab-
schnitt 3a.1 Abs. 3) oder in Ermangelung eines Sitzes, einer Geschéftsleitung oder einer Betriebsstatte ein Wohnsitz
oder gewdhnlicher Aufenthalt im Bestimmungsmitgliedstaat ist nicht Voraussetzung. *Der dem liefernden Unternehmer
bekannte und zur Entnahme der Gegensténde berechtigte Erwerber muss zum Zwecke der Inanspruchnahme der Kon-
signationslagerregelung die ihm vom Bestimmungsmitgliedstaat erteilte USt-IdNr. verwenden. Hinsichtlich der Ausle-
gung des Begriffs der Verwendung der von einem anderen Mitgliedsstaat erteilten und giiltigen USt-IdNr. siehe Ab-
schnitt 3a.2 Abs. 10 Sétze 2 bis 10. ®Die Verwendung einer anderen als vom Bestimmungsmitgliedstaat erteilten USt-
IdNr. schlieBt die Anwendung des § 6b UStG hingegen aus.

Wechsel des Erwerbers (§ 6b Abs. 5 UStG)

(6) 'Wird der berechtigte Erwerber durch einen anderen Erwerber innerhalb von 12 Monaten ersetzt, miissen alle Vor-
aussetzungen des Absatzes 1 Satz 3 erfiillt sein. 2Die vertragliche Vereinbarung fiir die Substitution muss zudem be-
reits am Tag des Wirksamwerdens des Erléschens der bisherigen Vereinbarung wirksam abgeschlossen sein. 3Es ist
auch maoglich, dass der neue Erwerber nur iiber einen Teil der sich im Lager im Sinne des § 6b UStG befindlichen Ge-
genstinde eine Vereinbarung abschlieBt. “Auch hier gelten die Regelungen der klaren und eindeutigen Identifizierbar-
keit der Gegensténde (vgl. Absatz 3 Satz 6). 5Durch den Wechsel eines Erwerbers wird die 12-Monatsfrist nach § 6b
Abs. 3 UStG (vgl. auch Absatz 15 Satz 2) nicht verléngert. Die Frist beginnt im Zeitpunkt der ersten Ankunft der Waren
im Lager (Einlagerung) im anderen Mitgliedstaat, in den sie versendet oder beférdert wurden (vgl. Absatz 15 Satz 2).
7Eine im Rahmen der Substitution erfolgende Beférderung durch den Unternehmer an einen anderen Lagerort im Be-
stimmungsmitgliedstaat bleibt unschéadlich und verldngert nicht die 12-Monatsfrist nach § 6b Abs. 3 UStG (vgl. auch
Absatz 15 Satz 2). 3Wegen der Melde- und Aufzeichnungspflichten im Falle eines Wechsels des Erwerbers wird auf die
Abschnitte 18a.1 und 18a.3 sowie 22.3b verwiesen.

Beispiel 1:

Der deutsche Zulieferer A beférdert im Rahmen einer Lagerabrufvereinbarung mit Unternehmer B (berechtigter
Erwerber) ab Februar 01 Motorenteile in ein Lager in Frankreich. 2lm September desselben Jahres éndern Zuliefe-
rer A und Unternehmer B ihre Vereinbarung fiir den Teil der Motorenteile, die von Unternehmer B noch nicht ent-
nommen wurden. 3Diese Motorenteile verbleiben im Lager. *Gleichzeitig schlieBt Zulieferer A mit Unternehmer C
(weiterer berechtigter Erwerber) eine Vereinbarung liber die noch im Lager befindlichen Motorenteile ab. 5C ent-

nimmt diese Motorenteile im November und Dezember 01.

Im Februar 01 hat A die Befdrderung der Motorenteile aufzuzeichnen und in der ZM die verwendete USt-IdNr. des
Unternehmers B anzugeben. “Auch der Lagerhalter muss im Februar 01 die Ankunft der Waren im Bestand regis-
trieren. 8Fiir die entnommenen Motorenteile durch Unternehmer B gilt jeweils im Zeitpunkt der Entnahme fiir A
die Annahme einer innergemeinschaftlichen Lieferung und fiir B die eines innergemeinschaftlichen Erwerbes (§
6b Abs. 2 UStG). °Ab dem Zeitpunkt der Anderung der Vereinbarung im September 01 tritt die Rechtsfolge des §
6b Abs. 2 UStG fiir A und B nicht mehr ein. °Die Ersetzung des B durch C nach § 6b Abs. 5 UStG ist von A nach §
22 Abs. 4f UStG aufzuzeichnen und in der ZM anzugeben. ''C hat seine ihm vom Bestimmungsmitgliedstaat er-
teilte USt-IdNr. gegeniiber A zu verwenden. '2Bei Entnahme der Motorenteile durch C im November und Dezem-
ber 01 tritt die Rechtsfolge des § 6b Abs. 2 UStG ein.

Beispiel 2:

Sachverhalt wie in Beispiel 1, jedoch erfolgt die neue Vereinbarung mit Unternehmer C erst im Oktober 01. 2Alle
Ausfiihrungenin Beispiel 1 Satze 1 bis 9 finden analog Anwendung. 3Die Vereinbarung mit C im Oktober 01 stellt
jedoch fiir die bereits im Lager befindlichen Motorenteile keine wirksame Ersetzung im Sinne des § 6b Abs. 5
UStG dar, da die vertragliche Vereinbarung mit dem neuen Erwerber C nicht bereits am Tag des Wirksamwerdens
des Erléschens der bisherigen Vereinbarung mit B abgeschlossen war. “Die Beférderung oder Versendung durch
A in sein Lager gilt am Tag des Wegfalls der Voraussetzungen nach § 6b Abs. 1 UStG im September 01 als ein ei-
ner innergemeinschaftlichen Lieferung gleichgestelltes Verbringen nach § 6b Abs. 6 in Verbindung mit § 6a Abs.
2 und § 3 Abs. 1a Satz 1 UStG. 5A unterliegt somit einer unverziiglichen Registrierungspflicht im Bestimmungs-
mitgliedstaat.

Gelangen eines Gegenstandes aus dem Abgangsmitgliedstaat in den Bestim-
mungsmitgliedstaat

(7) 'Die Beforderung (vgl. § 3 Abs. 6 Satz 2 UStG) oder Versendung (vgl. § 3 Abs. 6 Satz 3 UStG) in den Bestimmungs-

mitgliedstaat muss durch den Unternehmer oder durch einen von ihm beauftragten Dritten erfolgen. 2Ubernimmt der



spatere Erwerber den Transport, darf dies fiir die Anwendung der Konsignationslagerregelung nur ausdriicklich und er-
kennbar im Namen des liefernden Unternehmers erfolgen, und ohne dass dem spéteren Erwerber bereits die Verfii-
gungsmacht an dem Gegenstand verschafft wird. 3Hiervon kann regelméBig ausgegangen werden, wenn entsprechen-

de Vereinbarungen z.B. in einem Rahmenvertrag aufgenommen wurden.

(8) 'Bei dem Gegenstand, der vom Erwerber aus dem Lager im Sinne des § 6b UStG entnommen wird, muss es sich um
denselben Gegenstand handeln, der aus dem Abgangsmitgliedstaat in das Lager im Sinne des § 6b UStG im Bestim-
mungsmitgliedstaat beférdert oder versendet worden ist. 2Die Verwendung des Gegenstandes vor Entnahme durch den
Erwerber fiir eine Werklieferung oder Werkleistung (vgl. Abschnitt 3.8) des Unternehmers fiihrt zum Ausschluss der
Vereinfachungsregelung nach § 6b UStG.

(9) Fuir den Ort der Lieferung im Sinne des § 6b Abs. 1 UStG gilt Abschnitt 3.12 Abs. 1 Satz 1 entsprechend.

(10) Bestimmungsmitgliedstaat und Abgangsmitgliedstaat sind die unionsrechtlichen Inlandsgebiete der librigen EU-
Mitgliedstaaten und das Inland der Bundesrepublik Deutschland im Sinne des § 1 Abs. 2 Satz 1 UStG (vgl. Abschnitt
1.10).

(11) 'Fiir Lieferungen eines im Drittland anséssigen Unternehmers aus einem Mitgliedstaat in ein Lager im Sinne des §
6b UStG in einem anderen Mitgliedstaat (Bestimmungsmitgliedstaat) kann die Konsignationslagerregelung angewendet
werden. 2Voraussetzung ist die Registrierung fiir mehrwertsteuerliche Zwecke des Unternehmers im Abgangsmitglieds-
taat. 3Auf die tatséchliche Anséssigkeit der Vertragsparteien ist nicht abzustellen. “Der Unternehmer kann auch Gegen-
stédnde, die zur Einlagerung und Entnahme durch einen oder mehrere berechtigte(n) Erwerber in einem Lager im Sinne
des § 6b UStG bestimmt sind, aus verschiedenen anderen Mitgliedstaaten in das Lager im Sinne des § 6b UStG im Be-
stimmungsmitgliedstaat beférdern oder versenden.

(12) Eine Kombination der Steuerbefreiung nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 UStG (Einfuhr mit anschlieBender steuerfreier innerge-
meinschaftlicher Lieferung) mit einer Beférderung/Versendung in ein Lager im Sinne des § 6b UStG ist nicht méglich,
da es hier an einer unmittelbar ausgefiihrten innergemeinschaftlichen Lieferung fehlt.

Verbleiben im Bestimmungsmitgliedstaat

(13) 'Die Konsignationslagerregelung setzt ein Verbleiben des Liefergegenstandes im Bestimmungsmitgliedstaat vom
Zeitpunkt der Einlagerung bis zur Entnahme durch den Erwerber voraus. 2Eine der Entnahme des Liefergegenstandes
aus dem Lager im Sinne des § 6b UStG nachfolgende Lieferung des Erwerbers iiber die Grenzen des Bestimmungsmit-
gliedstaates hinaus ist unschéadlich. 3Die Beférderung oder Versendung in ein anderes im Bestimmungsmitgliedstaat
gelegenes Lager im Sinne des § 6b UStG vor Entnahme aus dem urspriinglichen Lager durch den Erwerber fihrt eben-
falls nicht zum Ausschluss dieser Regelung. “Die Beférderung oder Versendung in ein Lager im Sinne des § 6b UStG in
einem anderen als dem vereinbarten Mitgliedstaat setzt eine Riicklieferung (§ 6b Abs. 4 UStG) voraus (vgl. Absatz 18).
S5Erfolgt der Verzicht auf die Riicklieferung und werden die Gegenstande unmittelbar in einen weiteren Mitgliedstaat
oder ins Drittland beférdert oder versendet, tritt die Rechtsfolge nach § 6b Abs. 6 UStG ein.

Reihengeschafte

(14) Bei Reihengeschéften (§ 3 Abs. 6a UStG) kommt die Vereinfachungsregelung nach § 6b UStG nicht in Betracht, da
bei Reihengeschiften im Rahmen der Warenbewegung dem Erwerber bereits die Verfligungsmacht an dem Gegenstand
der Lieferung verschafft wird.

12-Monatsfrist (§ 6b Abs. 3 UStG)

(15) 'Die Vereinfachungsregelung nach § 6b UStG setzt eine Entnahme des Gegenstandes aus dem Lager im Sinne des
§ 6b UStG durch den berechtigten Erwerber binnen eines Zeitraums von 12 Monaten voraus (12-Monatsfrist nach § 6b
Abs. 3 UStG). 2Der Zeitraum von 12 Monaten beginnt am Tag nach Beendigung des Warentransportes im Bestimmungs-
mitgliedstaat (Einlagerung im Lager). °Fiir die Berechnung der Frist gelten die Grundsitze der Artikel 2 und 3 der Ver-
ordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 vom 3. 6. 1971; § 108 Abs. 1 AO findet insoweit keine Anwendung. “Der Unterneh-
mer hat die Einhaltung der Frist durch Angabe des Tags der Einlagerung und des Tags der Entnahme (Lieferung im Sin-
ne des § 6b Abs. 2 UStG) nachzuweisen. 5Der Inhalt und der Umfang der Aufzeichnungspflichten ergibt sich aus § 22
Abs. 4f UStG.

Beispiel:

Der deutsche Zulieferer A beférdert im Rahmen einer Lagerabrufvereinbarung mit Unternehmer B (berechtigter
Erwerber) ab Januar 01 Motorenteile in ein Lager in Frankreich. 2Ein Warentransport beginnt am Donnerstag, 14.
1. 01, von Deutschland nach Frankreich und trifft am selben Tag am Lagerort in Frankreich ein. *Die Motorenteile
werden ebenfalls am 14. 1. 01 eingelagert. “Die 12-Monatsfrist beginnt nach Artikel 3 Abs. 1 Unterabs. 2 der Ver-
ordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 vom 3. 6. 1971 am Freitag, 15. 1. 01. 5Grundsétzlich wiirde diese nach Arti-
kel 3 Abs. 2 Buchstabe c der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 vom 3. 6. 1971 am Sonnabend, 15. 1. 02, en-
den, aufgrund Artikel 2 Abs. 1 Unterabs. 2 der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 1182/71 vom 3. 6. 1971 endet diese



am Montag, 17. 1. 02. ®Die Rechtsfolge nach § 6b Abs. 3 UStG tritt somit am Tag nach Ablauf der 12-Monatsfrist
am Dienstag, 18. 1. 02 ein (siehe Absatz 17).

(16) 'Aus Vereinfachungsgriinden wird es fiir Waren besonderer Form (Fliissigkeiten, Gase, Schiittgiiter) nicht bean-
standet, wenn fiir Zwecke der Fristberechnung das Verfahren FIFO "First in - First out" angewendet wird. 2Dieses Ver-
fahren kann auch fiir andere identische und eindeutig identifizierbare Waren, die nicht als Massengiiter anzusehen
sind, zur Anwendung kommen. 3Fiir identische Waren verschiedener liefernder Unternehmen in einem Lager im Sinne

des § 6b UStG ist das Verfahren auf den Bestand eines jeden liefernden Unternehmers gesondert anzuwenden.

(17) 'Wird die Lagerfrist nach § 6b Abs. 3 UStG iiberschritten und liegt keine der Voraussetzungen des § 6b Abs. 6 UStG
vor, ist fir die Waren am Tag nach Ablauf der 12-Monatsfrist ein einer innergemeinschaftlichen Lieferung gleichgestell-
tes Verbringen im Sinne des § 6a Abs. 2 in Verbindung mit § 3 Abs. 1a UStG anzunehmen. 2Hieraus ergibt sich fiir den
Unternehmer die Pflicht zur unverziiglichen Registrierung in dem Mitgliedstaat, in dem sich das Lager im Sinne des §
6b UStG befindet. *Dies gilt auch dann, wenn das im Bestimmungsmitgliedstaat einem innergemeinschaftlichen Erwerb
gleichgestellte Verbringen steuerbefreit wire. “‘Gegebenenfalls besteht, in Abhéngigkeit von den Bestimmungen in dem
Mitgliedstaat, in dem sich das Lager im Sinne des § 6b UStG befindet, die Méglichkeit, einen Fiskalvertreter zu beauftra-
gen. SBemessungsgrundlage fiir das der innergemeinschaftlichen Lieferung und dem innergemeinschaftlichen Erwerb
gleichgestellte Verbringen ist der Einkaufspreis zuziiglich der Nebenkosten fiir den Gegenstand oder mangels eines
Einkaufspreises die Selbstkosten, jeweils zum Zeitpunkt des Umsatzes und ohne Umsatzsteuer (§ 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1
UStG).

Beispiel:

1Sachverhalt wie in Beispiel 1 zu Absatz 6, jedoch entnimmt Unternehmer C die Waren erst im April 02. 2Alle Aus-
fiihrungen in Absatz 6 Beispiel 1 Sitze 1 bis 11 finden analog Anwendung. 2Jedoch wurde fiir die verbliebenen
Motorenteile im Lager die 12-Monatsfrist iiberschritten (siehe § 6b Abs. 3 UStG), sodass am Tag nach Ablauf des
Zeitraums von 12 Monaten die Beférderung oder Versendung durch A als das einer innergemeinschaftlichen Lie-
ferung gleichgestellte Verbringen nach § 6b Abs. 3 UStG in Verbindung mit § 6a Abs. 2 und § 3 Abs. 1a Satz 1
USHG gilt. A muss sich spétestens im Zeitpunkt, in dem das Ereignis (am Tag nach Ablauf der 12-Monatsfrist)
eintritt, unverziiglich im Bestimmungsmitgliedstaat fiir Mehrwertsteuerzwecke registrieren lassen und die Ertei-
lung einer USt-IdNr. beantragen. Nur dann und bei Vorliegen der iibrigen tatbestandlichen Voraussetzungen,
etwa der Abgabe einer zutreffenden ZM, kann eine Steuerbefreiung im Sinne des § 4 Nr. 1 Buchstabe b UStG fiir
dieses innergemeinschaftliche Verbringen nach § 6b Abs. 3 in Verbindung mit § 6a Abs. 2 UStG vorliegen.

Rickausnahme durch Riicklieferung (§ 6b Abs. 4 UStG)

(18) 'Nach § 6b Abs. 4 UStG gilt § 6b Abs. 3 UStG in den Fillen nicht, in denen der Unternehmer die beabsichtigte Liefe-
rung nicht bewirkt hat und der Gegenstand binnen 12 Monaten (zur Fristberechnung vgl. Absatz 15) nach Einlagerung
im Lager im Sinne des § 6b UStG im Bestimmungsmitgliedstaat in den Abgangsmitgliedstaat zuriickbeférdert bzw. -ver-
sendet wird und der Beginn der Riickbeférderung bzw. -versendung (Riicklieferung) nach § 22 Abs. 4f Nr. 14 UStG auf-
gezeichnet worden ist. 2Wegen der Meldepflichten im Falle einer Riicklieferung wird auf die Abschnitte 18a.1 und 18a.3
verwiesen.

Ausschluss der Vereinfachungsregelung (§ 6b Abs. 6 UStG)

(19) 'Die Fiktion nach § 6b Abs. 2 UStG findet nach ihrem Sinn und Zweck nur auf diejenigen Lieferungen Anwendung,
fir die die Voraussetzungen nach § 6b Abs. 1 und 5 UStG innerhalb von 12 Monaten nach Ende der Beférderung oder
Versendung in den Bestimmungsmitgliedsstaat vorliegen. 2Durch die Nichterfiillung einer dieser Voraussetzungen kann
der liefernde Unternehmer erreichen, dass die Vereinfachungsregelung nach § 6b UStG keine Anwendung findet. 3Die
Anwendung der Regelung ist gegenstandsbezogen. “Ein Ausschluss der Vereinfachungsregelung fiir eine bestimmte
Lieferung eines oder mehrerer Gegensténde fiihrt daher nicht zur grundsatzlichen Versagung der Regelung fiir weitere
Lieferungen von Gegensténden in ein Lager im Sinne des § 6b UStG.

(20) 'Unter § 6b Abs. 6 Satz 2 UStG fallen Lieferungen, bei denen ein anderer Erwerber als der nach § 6b Abs. 1 Nr. 1
oder Abs. 5 UStG die Verfiigungsmacht an dem Gegenstand erhilt. 2Die Voraussetzungen nach § 6b Abs. 1 und 5 UStG
gelten an dem Tag vor der Lieferung als nicht mehr erfiillt. 3In diesem Fall liegt stets ein einer innergemeinschaftlichen
Lieferung gleichgestelltes Verbringen vor.

(21) 'Nach § 6b Abs. 6 Satz 3 UStG kommt § 6b Abs. 2 UStG ebenfalls nicht zur Anwendung, wenn der Gegenstand der
Lieferung vor der Lieferung oder bei Lieferung in einen anderen Mitgliedstaat als den Abgangsmitgliedstaat oder in das
Drittland beférdert oder versendet wird. 2Vielmehr liegt in diesem Fall am Tag vor der Beférderung oder Versendung ein
einer innergemeinschaftlichen Lieferung gleichgestelltes Verbringen vor. 3Soll ein sich bereits in einem Lager im Sinne
des § 6b UStG im Bestimmungsmitgliedstaat befindlicher Gegenstand vor Lieferung aus diesem Lager in ein in einem
anderen Mitgliedstaat gelegenes Lager im Sinne des § 6b UStG beférdert oder versendet werden, bedarf es zur Vermei-



dung der Ausschlussregelung des § 6b Abs. 6 Satz 3 in Verbindung mit Satz 2 UStG einer Riicklieferung nach § 6b Abs.
4 UStG in den Abgangsmitgliedstaat (vgl. Absétze 13 und 18).

(22) 'In den Fillen des § 6b Abs. 6 Satz 4 UStG, in denen der Gegenstand nach dem Ende der Beforderung oder Versen-
dung in das Lager im Sinne des § 6b UStG und vor dem Zeitpunkt der Lieferung durch Zerstérung, Verlust oder Dieb-
stahl verloren geht, ist die Anwendung des § 6b Abs. 2 UStG grundsitzlich ausgeschlossen. 2Die Voraussetzungen
nach § 6b Abs. 1 und 5 UStG gelten an dem Tag, an dem die Zerstérung, der Verlust oder der Diebstahl festgestellt wird,
als nicht mehr erfiillt. 3Gewéhnliche, brancheniibliche, sich aus den Erfahrungen der letzten Lagerungsjahre ergebende
Mengenverluste von Gegenstanden, die aufgrund ihrer Beschaffenheit oder infolge unvorhersehbarer Umsténde nach
dem Ende der Beférderung oder Versendung und vor dem Zeitpunkt der Lieferung entstanden sind, gelten als sog.
"kleine Verluste", fiir die § 6b Abs. 6 Satz 4 UStG keine Anwendung findet. “Von "kleinen Verlusten" ist im Regelfall aus-
zugehen, wenn diese wert- oder mengenmaéBig weniger als 5 % des Gesamtbestands (Freigrenze) der identischen Ge-
gensténde betragen, der an dem Tag der Zerstérung, des Verlustes oder des Diebstahls oder, falls ein solcher Tag nicht
bestimmt werden kann, an dem Tag, an dem die Zerstérung oder das Fehlen der Gegensténde erkannt worden ist, fest-
gestellt wurde.
Beispiel:
Der deutsche Zulieferer A beférdert im Rahmen einer Lagerabrufvereinbarung mit Unternehmer B (berechtigter
Erwerber) ab Februar 01 5 000 Motorenteile in ein Lager im Sinne des § 6b UStG in Frankreich. 2Am 2. 10. 01 wer-
den 6 000 Motorenteile bei einem Diebstahl entwendet und im Rahmen der Inventur stellt A im Dezember 01 fest,
dass von den jahrlich gelieferten 60 000 Motorenteilen 300 Stiick durch Rost unbrauchbar geworden sind. *Am
Tag der Inventur befinden sich noch 10 000 Motorenteile im Lager. *Aus den Unterlagen des A ist zu entnehmen,

dass in den Jahren 00 und 01 bereits jahrlich 300 bis 400 Motorenteile selbige Méngel durch Verrostung aufge-
wiesen haben.

5Im Februar 01 hat A die Beforderung der 5 000 Motorenteile aufzuzeichnen und in der ZM die verwendete USt-
IdNr. des Unternehmers B anzugeben. SFiir die 6 000 entwendeten Motorenteile tritt am 2. 10. 01 die Rechtsfolge
nach § 6b Abs. 6 Satz 4 UStG ein und die Lieferung gilt als ein einer innergemeinschaftlichen Lieferung gleichge-
stelltes Verbringen nach § 6b Abs. 6 in Verbindung mit § 6a Abs. 2 und § 3 Abs. 1a Satz 1 UStG. A unterliegt fiir
die 6 000 Motorenteile somit einer unverziiglichen Registrierungspflicht im Bestimmungsmitgliedstaat und muss
die Erteilung einer USt-IdNr. beantragen. 8Fiir den im Dezember 01 im Rahmen der Inventur festgesteliten Verlust
der 300 Motorenteile tritt aus Vereinfachungsgriinden (weniger als 5 % des Gesamtbestandes der am Tag der
Feststellung im Lager befindlichen identischen Gegenstiinde) die Rechtsfolge des § 6b Abs. 6 UStG nicht ein. °A
unterlage nur fiir die 300 Motorenteile nicht einer Registrierungspflicht im Bestimmungsmitgliedstaat. 1°A ist be-
reits durch den Diebstahl im Bestimmungsland zur Registrierung verpflichtet, eine Meldung fiir den "kleinen"
Verlust der 300 Motorenteile muss nicht erfolgen.

(23) 'Fiir alle in den Absétzen 19 bis 22 eintretenden Fille, in denen ein einer innergemeinschaftlichen Lieferung gleich-
gestelltes Verbringen anzunehmen ist, sind Absatz 17 Sétze 2 bis 5 entsprechend anzuwenden; zur Anwendung der
Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 1 Buchstabe b UStG gelten die Grundsitze des Beispiels in Absatz 17 entsprechend. 2Die
steuerliche Registrierung im Bestimmungsmitgliedstaat ist bis zum Erhalt der USt-IdNr. anhand geeigneter Unterlagen
nachzuweisen.

Konsequenzen des Austritts des Vereinigten Kdonigreichs GroBbritannien
und Nordirland aus der Europédischen Union

(24) 'Das Vereinigte Kénigreich GroBbritannien und Nordirland ist mit Ablauf des 31. 12. 2020 Drittlandsgebiet. 2Aller-
dings wird Nordirland fiir die Umsatzbesteuerung des Warenverkehrs auch nach dem 31. 12. 2020 als zum Gemein-
schaftsgebiet gehérig behandelt; vgl. Abschnitt 1.10 Abs. 3. °Die Absétze 1 bis 23 gelten demnach nicht fiir die Liefe-
rung gemaB § 6b UStG, deren Warentransport durch Beférderung oder Versendung nach dem 31. 12. 2020 in das oder
aus dem Vereinigten Kénigreich GroBbritannien (ohne Nordirland) erfolgt. *Fiir die Entnahme der Waren, die vor dem 1.
1. 2021 eingelagert wurden und fiir die die Voraussetzungen nach § 6b Abs. 1 UStG vorliegen, wird bei einer Entnahme
nach dem 31. 12. 2020 im Zeitpunkt der Entnahme die Lieferung an den Erwerber einer innergemeinschaftlichen Liefe-
rung (§ 6a UStG) gleichgestellt, unabhéngig davon, ob das Lager im Sinne des § 6b UStG in dem Vereinigten Kénigreich
GroBbritannien (ohne Nordirland) oder in Deutschland belegen ist. 5Fiir die entsprechenden Lieferungen kénnen keine
Angaben in der ZM gemacht werden. °Es sind jedoch die Aufzeichnungen entsprechend § 22 Abs. 4f und 4g UStG vor-
zuhalten und aufzubewahren. “Fiir einen Gegenstand, der vor dem 1. 1. 2021 im Rahmen der Konsignationslagerrege-
lung aus dem Vereinigten Kénigreich GroBbritannien (ohne Nordirland) in ein Lager im Sinne des § 6b UStG in einen
Bestimmungsmitgliedstaat befordert oder versendet worden ist, fiir den der liefernde Unternehmer die beabsichtigte
Lieferung nicht innerhalb der Frist bewirkt hat und der Gegenstand binnen 12 Monaten (zur Fristberechnung vgl. Absatz
15) nach Einlagerung im Bestimmungsmitgliedstaat in den Abgangsmitgliedstaat zuriickbeférdert oder -versendet wird
(siehe § 6b Abs. 4 UStG), gelten die Regelungen fiir Ausfuhrlieferungen im Sinne des § 6 UStG. ®Fiir Fille im Sinne des



§ 6b Abs. 6 UStG, deren Warenbeférderung oder -versendung aus dem oder in das Vereinigte(n) Kénigreich GroBbritan-
niens (ohne Nordirland) vor dem 1. 1. 2021 endet, gilt Satz 3 entsprechend. °Fiir Waren, die nicht innerhalb der 12-Mo-
natsfrist (letzter Stichtag: 31. 12. 2021) durch den Erwerber entnommen wurden, wird aus Vereinfachungsgriinden auf
eine Anwendung des § 6b Abs. 3 UStG verzichtet, sofern sich aus den Aufzeichnungen nach § 22 Abs. 4f und 4g UStG
ergibt, dass sich die Gegenstédnde weiterhin im Vereinigten Kénigreich GroBbritannien (ohne Nordirland) befinden und
keine Anzeichen fiir einen Betrug vorliegen. °Dariiber hinausgehende zusétzliche Verpflichtungen bestehen nicht."

Nach Abschnitt 6b.1 wird folgender Abschnitt 6b.2 eingeflgt:
"6b.2. Nachweis der Voraussetzungen der Konsignationslagerregelung nach § 6b UStG
Nachweise (Allgemeines)

- (1) Wegen des Belegnachweises und der Aufzeichnungspflichten im Zeitpunkt der Enthahme der Waren (§ 6b Abs. 2
UStG) wird auf Abschnitt 22.3b verwiesen.

(2) Hinsichtlich der Verpflichtungen zur Abgabe der ZM siehe Abschnitte 4.1.2 Abs. 2 und 3, 18a.1 Abs. 1 und 2, 18a.2
Abs. 7 und 18a.3 Abs. 1 und 2."

Abschnitt 18a.1 Abs. 1 wird wie folgt geandert:

Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefugt:

"’Dies gilt entsprechend Absatz 6 auch fiir Gegensténde, die aus dem Gebiet eines Mitgliedstaates in das Gebiet ei-
nes anderen Mitgliedstaates fiir Zwecke einer Lieferung nach dem Ende der Beférderung oder Versendung an einen
Erwerber im Sinne des § 6b UStG befordert oder versendet werden (vgl. Abschnitt 6b.1)."

b) Die bisherigen Satze 2 bis 4 werden die neuen Satze 3 bis 5.

In Abschnitt 18a.2 wird nach Absatz 6 folgender Absatz 7 angefigt:

"(7) 'Die in den Absétzen 1 bis 5 genannten Abgabefristen gelten entsprechend, wenn neben den dort genannten Liefe-
rungen und sonstigen Leistungen auch Gegenstidnde aus dem Gebiet eines Mitgliedstaates in das Gebiet eines anderen

. Mitgliedstaates fiir Zwecke einer Lieferung nach dem Ende der Beforderung oder Versendung an einen Erwerber im
Sinne von § 6b UStG beférdert oder versendet werden. 2Werden in einem Meldezeitraum ausschlieBlich Lieferungen im
Sinne von § 6b UStG ausgefiihrt, ist die ZM bis zum 25. Tag nach Ablauf eines Kalendervierteljahres an das BZSt zu
tibermitteln."

Abschnitt 18a.3 wird wie folgt geéndert:

Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

"!In der ZM sind nach § 18a Abs. 7 Nr. 1 bis 4 UStG in dem jeweiligen Meldezeitraum getrennt fiir jeden Erwerber oder
Empfanger der dort bezeichneten Lieferungen oder sonstigen Leistungen die USt-IdNr. und die Summe der Bemessungs-
grundlagen gesondert nach innergemeinschaftlichen Warenlieferungen (§ 18a Abs. 6 Nr. 1 und 2 UStG), steuerpflichtigen

a) sonstigen Leistungen im Sinne von § 3a Abs. 2 UStG (vgl. Abschnitt 3a.2), die im Uibrigen Gemeinschaftsgebiet ausgefhrt
worden sind und fir die der in einem anderen EU-Mitgliedstaat anséssige Leistungsempfanger die Steuer dort schuldet, und
Lieferungen im Sinne von § 25b Abs. 2 UStG im Rahmen von innergemeinschaftlichen Dreiecksgeschéften und Beférde-
rungen oder Versendungen im Sinne des § 6b Abs. 1 oder 4 UStG oder einen Erwerberwechsel nach § 6b Abs. 5
UStG (§ 18a Abs. 6 Nr. 3 UStG) anzugeben und entsprechend zu kennzeichnen."

Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefligt:

"(2) 'In der ZM ist nach § 18a Abs. 7 Nr. 2a UStG in den Féllen des § 6b Abs. 1 UStG in dem jeweiligen Meldezeitraum
die USt-IdNr. fiir jeden Erwerber im Sinne des § 6b Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 UStG anzugeben. 2Tritt innerhalb der Frist
von 12 Monaten nach dem Ende der Beférderung oder Versendung des Gegenstandes im Sinne von § 6b Abs. 1 Nr.
1 UStG und vor dem Zeitpunkt der Lieferung ein anderer Unternehmer an die Stelle des Erwerbers (Erwerberwech-

b) sel nach § 6b Abs. 5 UStG) und liegen die in § 6b Abs. 5 Nr. 1 bis 3 UStG genannten Voraussetzungen vor, ist die
USt-IdNr. des neuen Erwerbers in der ZM fiir den Meldezeitraum, in dem das Ereignis eingetreten ist, anzugeben.
3Wird die von einem Unternehmer beabsichtigte Lieferung des in den Bestimmungsmitgliedstaat beférderten oder
versendeten Gegenstandes innerhalb der 12 Monatsfrist nach Einlagerung nicht bewirkt und gelangt der Gegen-
stand innerhalb dieser 12-Monatsfrist in den Abgangsmitgliedstaat zuriick (Riicklieferung nach § 6b Abs. 4 UStG),
ist die USt-IdNr. des urspriinglich vorgesehenen Erwerbers in der ZM fiir den Meldezeitraum, in dem das Ereignis
eingetreten ist, anzugeben."

c) Der bisherige Absatz 2 wird neuer Absatz 3.



10.

Nach Abschnitt 22.3a wird folgender Abschnitt 22.3b eingefligt:
"22.3b. Aufzeichnungspflichten bei Lieferungen in ein Lager im Sinne des § 6b UStG
Allgemeines

(1) 'Die allgemeinen Ordnungsgrundsétze nach Abschnitt 22.1 gelten entsprechend. 2Fiir die Erfiillung der Aufzeich-
nungspflichten kénnen der Unternehmer und der Erwerber einen Dritten beauftragen.

Aufzeichnungspflichten Unternehmer

(2) Der Umfang der Aufzeichnungspflichten fiir den Unternehmer ergibt sich aus § 22 Abs. 4f UStG.
Aufzeichnungspflichten Erwerber

(3) Der Umfang der Aufzeichnungspflichten fiir den Erwerber ergibt sich aus § 22 Abs. 4g UStG.
Aufzeichnungspflichten Lagerhalter

(4) 'Die Aufzeichnungspflichten nach Absatz 1 gelten auch fiir einen fiir die Haltung eines Lagers im Sinne des § 6b
UStG eingesetzten Dritten (Lagerhalter). 2Der Umfang der Aufzeichnungspflichten fiir den Lagerhalter ergibt sich
ebenfalls aus § 22 Abs. 4g UStG."

Anwendung

Die Grundséatze dieses Schreibens sind auf alle Umsatze, die die Lieferung von Gegenstanden in ein Lager im Sinne des § 6b UStG

betreffen, anzuwenden, fir die der Transport durch Beférderung oder Versendung am oder nach dem 1. Januar 2020 begonnen hat.

Far alle vor dem 1. Januar 2020 im Abgangsmitgliedstaat begonnenen, aber nach dem 31. Dezember 2019 im Bestimmungsmit-

gliedstaat endenden Lieferungen ist die Vereinfachungsregelung nicht anzuwenden.

Zum Verfahren zur Abgabe der Zusammenfassenden Meldungen nach § 18a UStG fur Lieferungen im Rahmen der Konsignationsla-
gerregelung nach § 6b UStG wird auf die Regelungen des BMF-Schreibens vom 28. Januar 2020, BStBI | S. 224, hingewiesen.

Dieses Schreiben steht ab sofort fiir eine Ubergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen (http:/

www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Themen - Steuern - Steuerarten - Umsatzsteuer - Umsatzsteuer-Anwendungser-

lass zum Herunterladen bereit.

Im Auftrag

Rademacher

1) BStBI 12020 S. 17



BStbl Seite 2500
Umsatzsteuer

Bundesministerium der Finanzen Berlin, 14. Dezember 2021

Il C 2 - S 7030/20/10004 :004

2021/1290403

Oberste Finanzbehoérden
derLander

Umsatzsteuerliche BilligkeitsmaBnahmen im Zusammenhang mit der Corona-Krise;
Verlangerung der getroffenen Billigkeitsregelungen bis zum 31. Dezember 2022

Schreiben des BMF vom 9. April 2020 - IV C 4 - S 2223/19/10003 :003 (2020/0308754), BStBI | S. 498;
Schreiben des BMF vom 18. Dezember 2020 - IV C 4 - S 2223/19/10003 :006 (2020/1279474), BStBI | 2021 S. 57

Die folgenden umsatzsteuerlichen Billigkeitsregelungen im Zusammenhang mit der Corona-Krise sind bis zum 31. Dezember 2021
befristet:

1. Unentgeltliche Wertabgaben hinsichtlich medizinischem Material oder Personal

Folgende Regelungen wurden mit dem BMF-Schreiben vom 9. April 2020 (unter VII.) verdffentlicht sowie mit dem BMF-Schreiben
vom 18. Dezember 2020 erweitert und verlangert:

"Bei der unentgeltlichen Bereitstellung von medizinischem Bedarf und unentgeltlichen Personalgestellungen fir medizinische
Zwecke durch Unternehmen an Einrichtungen, die einen unverzichtbaren Einsatz zur Bewéltigung der Corona-Krise leisten, wie

a) insbesondere Krankenh&user, Kliniken, Arztpraxen, Rettungsdienste, Pflege- und Sozialdienste, Alters- und Pflegeheime sowie
weitere 6ffentliche Institutionen wie Polizei und Feuerwehr, wird von der Besteuerung einer unentgeltlichen Wertabgabe im Billig-
keitswege abgesehen."

"Beabsichtigt ein Unternehmer bereits beim Leistungsbezug, die Leistungen ausschlieBlich und unmittelbar fir die unentgeltliche
Bereitstellung von medizinischem Bedarf und unentgeltlichen Personalgestellungen fiir medizinische Zwecke durch Unterneh-
men an Einrichtungen, die einen unverzichtbaren Einsatz zur Bewéltigung der Corona-Krise leisten, wie insbesondere Kranken-

b) héuser, Kliniken, Arztpraxen, Rettungsdienste, Pflege- und Sozialdienste, Alters- und Pflegeheime sowie weiteren Sffentlichen
Institutionen wie Polizei und Feuerwehr zu verwenden, sind die entsprechenden Vorsteuerbetrdge unter den tbrigen Vorausset-
zungen des § 15 UStG im Billigkeitswege entgegen Abschn. 15.15 Absatz 1 UStAE zu berticksichtigen. Die folgende unentgeltli-
che Wertabgabe wird nach dem vorangegangenen Absatz im Billigkeitswege nicht besteuert."

2. Umsatzsteuerbefreiung fiir die Uberlassungen von Sachmitteln und Rdumen sowie von Arbeitnehmern

Auch folgende Regelung wurde mit dem BMF-Schreiben vom 9. April 2020 (unter VII.) verdffentlicht sowie mit dem BMF-Schreiben
vom 18. Dezember 2020 prézisiert und verléngert:

"Die umsatzsteuerbaren Uberlassungen von Sachmitteln und R&umen sowie von Arbeitnehmern sind unter den weiteren Vorausset-
zungen des § 4 Nr. 14, 16, 18, 23 und 25 UStG als eng verbundene Umsétze der steuerbeglinstigten Einrichtungen untereinander
umsatzsteuerfrei. Die Steuerbefreiung gilt nur fiir die Uberlassung zwischen Einrichtungen, deren Umsétze nach der gleichen Vor-
schrift steuerbefreit sind, also z. B. fur Uberlassungen zwischen den in § 4 Nr. 16 UStG genannten Einrichtungen. Fir die Anwen-
dung der genannten Umsatzsteuerbefreiungen ist eine Anerkennung als gemeinnitzige Einrichtung nicht erforderlich."

3. Vorsteuerabzug bei Nutzungsanderung

Ferner haben die obersten Finanzbehérden des Bundes und der Lander folgende Beschllsse hinsichtlich der Nutzung von Gebéu-
den im Zusammenhang mit der Corona-Krise gefasst und verlangert:

"Far Nutzungsanderungen von Unternehmen der 6ffentlichen Hand im Zusammenhang mit der Bewaltigung der Corona-Krise

wird gem. § 163 AO aus sachlichen Billigkeitsgriinden bis zum 31. Dezember 2020 von der Besteuerung einer unentgeltlichen

Wertabgabe nach § 3 Abs. 9a UStG und einer Vorsteuerkorrektur nach § 15a UStG abgesehen, wenn und soweit der Sachver-
3) halt in einer Nutzung zur Bewaltigung der Corona-Krise begriindet ist. Zeiten, in denen ein Gebaude aufgrund der Kontaktbe-



schrankungen oder dhnlicher durch Corona bedingte Griinde nicht vermietet werden kann, fihren nicht zu einer Nutzungsénde-

rung gegenuber dem Zeitraum vor den Kontaktbeschrankungen."

"Die Billigkeitsregelung zur Nutzungsénderung von Unternehmen der &ffentlichen Hand im Zusammenhang mit der Bewaltigung

b) der Corona-Krise ist auch auf Vorsteuern aus laufenden Kosten anzuwenden."

"Die Billigkeitsregelung ist auf in privater Rechtsform betriebene Unternehmen der éffentlichen Hand entsprechend anzuwenden,
c)

sofern die Nutzung unentgeltlich erfolgt."
I

Nach dem Ergebnis der Eroérterung mit den obersten Finanzbehérden der Lander werden diese Billigkeitsregelungen bis zum 31.

Dezember 2022 verlédngert.

Dieses Schreiben steht ab sofort fiir eine Ubergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen (http:/
www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Themen - Steuern - Steuerarten - Umsatzsteuer - BMF-Schreiben/Allgemeines

zum Download bereit.

Im Auftrag

van Nahmen
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Umsatzsteuer;

Umsatzsteuersatz fiir digitale Medien nach § 12 Abs. 2 Nr. 14 UStG

Nach § 12 Abs. 2 Nr. 14 UStG unterliegt die Uberlassung der in Nummer 49 Buchstabe a bis e und Nummer 50 der Anlage 2 be-
zeichneten Erzeugnisse in elektronischer Form dem ermaBigten Steuersatz. Ebenso unterliegt gemaB § 12 Abs. 2 Nr. 14 Satz 3
UStG die Bereitstellung eines Zugangs zu Datenbanken, die eine Vielzahl von elektronischen Biichern, Zeitungen oder Zeitschriften
oder Teile von diesen enthalten, dem erméaBigten Steuersatz.

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erérterung mit den obersten Finanzbehérden der Lander wird der Umsatzsteuer-Anwen-
dungserlass vom 1. Oktober 2010, BStBI | S. 846, der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 10. Dezember 2021 - Il C 3 - S
7146/20/10001 :005 (2021/1234313), BStBI | S. 2492, geéndert worden ist, wie folgt gedndert:

In der Inhaltstibersicht wird nach der Angabe "12.16. Umsétze aus der kurzfristigen Vermietung von Wohn- und Schlafraumen
1. sowie aus der kurzfristigen Vermietung von Campingflachen (§ 12 Abs. 2 Nr. 11 UStG)" die Angabe "12.17. Digitale Medien (§
12 Abs. 2 Nr. 14 UStG)" eingeflgt.

Nach Abschnitt 12.16 wird folgender Abschnitt 12.17 eingefligt:
"12.17. Digitale Medien (§ 12 Abs. 2 Nr. 14 UStG)

(1) 'Nach § 12 Abs. 2 Nr. 14 Satz 1 UStG unterliegt die Uberlassung der in Nummer 49 Buchstabe a bis e und Nummer
50 der Anlage 2 des UStG bezeichneten Erzeugnisse in elektronischer Form dem ermiBigten Steuersatz. 2Dies gilt un-
abhéngig davon, ob das Erzeugnis auch auf einem physischen Triger angeboten wird. 3Von der ErméBigung ausge-
nommen sind Veréffentlichungen, die vollstédndig oder im Wesentlichen aus Videoinhalten oder hérbarer Musik beste-
hen. “Entscheidend ist, ob die digitalen Produkte in ihrer Funktion iiber die gedruckter Biicher, Zeitungen oder Zeit-
schriften deutlich hinausgehen. °Die Durchsuchbarkeit, Filterm&glichkeit und Verlinkung innerhalb des digitalen Pro-
dukts schlieBen die Anwendung des erméBigten Steuersatzes nicht aus. 6Ebenfalls ausgenommen sind nach § 12 Abs.
2 Nr. 14 Satz 2 UStG Erzeugnisse, fiir die Beschrankungen als jugendgefihrdende Tragermedien oder Hinweispflichten
nach § 15 Abs. 1 bis 3 und 6 JuSchG in der jeweils geltenden Fassung bestehen, sowie Veroffentlichungen, die voll-
stindig oder im Wesentlichen Werbezwecken, einschlieBlich Reisewerbung, dienen.”Bei einem Angebot verschiedener
kombinierter Produkte zu einem einheitlichen Entgelt (sog. Bundling-Angebot) ist nach den Grundsétzen des Ab-
schnitts 3.10 im Einzelfall zu entscheiden, ob eine einheitliche Leistung vorliegt, die einem einheitlichen Steuersatz un-

" terliegt, oder ob ein Leistungsbiindel gegeben ist, dessen einzelne Leistungsbestandteile separat zu betrachten sind
und ggf. unterschiedlichen Steuersitzen unterliegen. 80b ausschlieBlich in elektronischer Form vertriebene Produkte
dem erméaBigten Steuersatz unterliegen, kann nicht im Wege einer uvZTA (vgl. Abschnitt 12.1 Abs. 1 Satz 4) geklart wer-
den.

(2) 'Dem erméBigten Steuersatz unterliegt nach § 12 Abs. 2 Nr. 14 Satz 3 UStG auch die Bereitstellung eines Zugangs zu
Datenbanken, die eine Vielzahl von elektronischen Biichern, Zeitungen oder Zeitschriften oder Teile von diesen enthal-
ten. 2Die Bereitstellung eines Zugangs zu einer Datenbank kann in rein elektronischer Form (z.B. iiber einen Online-Zu-
gang u.A.) oder mittels eines physischen Datentrégers (z.B. CD-Rom, DVD, USB-Stick u.A.) erfolgen. 3Die Bereitstellung
eines Zugangs zu einer Datenbank stellt eine einheitliche Leistung dar. “Eine Datenbank im Sinne des § 12 Abs. 2 Nr. 14
Satz 3 UStG ist eine Sammlung von Werken, Daten und anderen unabhéngigen Elementen, die systematisch oder me-
thodisch angeordnet und einzeln mit elektronischen Mitteln zugénglich sind (vgl. Abschnitt 3a.12 Abs. 3 Nr. 5 Satz 2).
SErforderlich fiir die Begiinstigung ist, dass die Datenbank eine Vielzahl von elektronischen Biichern, Zeitungen oder
Zeitschriften oder Teile von diesen enthélt und somit primér durch die Bereitstellung begiinstigter Werke im Sinne des
§ 12 Abs. 2 Nr. 14 Satz 1 UStG geprigt wird. ®Dabei ist auf die Sicht des Durchschnittsverbrauchers abzustellen. 7Un-



schadlich ist, wenn die Datenbank auch oder nur andere der in Nummer 49 Buchstabe a bis e und Nummer 50 der Anla-
ge 2 des UStG bezeichneten Erzeugnisse (z.B. Noten) in elektronischer Form enthilt. 8Datenbanken, die iiberwiegend
andere Elemente als elektronische Biicher, Zeitungen oder Zeitschriften oder Teile von diesen enthalten, sind nicht be-
giinstigt. °Ob andere Elemente als die nach § 12 Abs. 2 Nr. 14 Satz 1 UStG begiinstigten iiberwiegen, beurteilt sich so-
wohl quantitativ als auch qualitativ anhand der in der Datenbank enthaltenen Elemente. '°Die Durchsuchbarkeit, Filter-
méglichkeit und Verlinkung innerhalb der Datenbank schlieBen die Anwendung des erméaBigten Steuersatzes nicht aus.
1Nicht begiinstigt sind Datenbanken, die Elemente im Sinne des § 12 Abs. 2 Nr. 14 Satz 2 UStG enthalten. 2Unschid-
lich ist, wenn eine Datenbank Werbung enthélt, ohne den Tatbestand des § 12 Abs. 2 Nr. 14 Satz 2 UStG zu erfiillen.

Beispiel 1:

Eine Datenbank enthilt Noten sowie kurze Hérbeispiele der einzelnen Lieder zur besseren Auffindbarkeit und
bietet zusitzlich die Mdglichkeit, die Noten in eine andere Tonart umzuwandeln. 2In der Datenbank iiberwiegen
die begiinstigten Elemente (Noten) sowohl qualitativ als auch quantitativ.

3Der Zugang zur Datenbank unterliegt insgesamt dem erméBigten Steuersatz.

Beispiel 2:
Im Rahmen eines digitalen Office-Pakets bietet ein Verlag neben Kommentaren, Gerichtsurteilen, Aufsitzen, Ge-
setzestexten und Verordnungen auch Formulare zum Ausfiillen oder Tools wie Steuer- oder auch Mindestlohn-
rechner sowie e-Trainings, Generatoren und Online-Live-Seminare an. 2Sowohl bei der Anzahl der in der Daten-
bank enthaltenen Dateien als auch bei den abgerufenen Inhalten liberwiegen die begiinstigten Elemente (Kom-
mentare, Gerichtsurteile, Aufsitze, Gesetzestexte, Verordnungen und Formulare).

3Der Zugang zur Datenbank unterliegt insgesamt dem erméaBigten Steuersatz.

Beispiel 3:
Eine Plattform bietet neben Texten auch kurze Videos, einen Chatroom mit anderen Teilnehmern und die Még-
lichkeit eines interaktiven Abschlusstests. 2Bei qualitativer/quantitativer Betrachtungsweise iiberwiegen die nicht
beglinstigten Elemente.

3Der Zugang zur Datenbank unterliegt insgesamt nicht dem erméBigten Steuersatz.

Beispiel 4:

TIm Rahmen einer Plattform zur Bereitstellung von Lehr- und Lernmedien bietet ein Verlag neben Schulbiichern,
Wérterbiichern, Enzyklopéadien, Handreichungen fiir den Unterricht, Test- und Prifungsbégen in Textform auch
kurze Erklarvideos und Hérbeispiele oder Tools fiir das kollaborative digitale Lernen, beispielsweise Zuweisfunk-
tionen von Aufgaben sowie Lernstandsanzeigen und Planer zur Unterrichtsgestaltung an.

2Bei qualitativer/quantitativer Betrachtungsweise liberwiegen die begiinstigten Elemente (Schulbiicher, Wérter-
biicher, Enzyklopédien, Handreichungen fiir den Unterricht, Test- und Priifungsbdgen in Textform). 3Der Zugang
zur Datenbank unterliegt insgesamt dem erméBigten Steuersatz."

Ml
Die Regelungen dieses Schreibens sind in allen offenen Fallen anzuwenden.

Hat der leistende Unternehmer fiir eine nach dem 17. Dezember 2019 und vor dem 1. Januar 2022 ausgefiihrte Leistung unter Be-
zug auf § 12 Abs. 2 Nr. 14 UStG in einer in diesem Zeitraum ausgestellten Rechnung zu Unrecht den erméBigten Steuersatz ausge-
wiesen, wird aus Vereinfachungsgriinden angenommen, dass die ausgewiesene Steuer die gesetzlich geschuldete ist, wenn der Un-
ternehmer in den Rechnungen den Umsatzsteuerausweis nicht berichtigt. Hat der leistende Unternehmer flr eine nach dem 17. De-
zember 2019 und vor dem 1. Januar 2022 ausgefiihrte Leistung im Sinne des § 12 Abs. 2 Nr. 14 UStG in einer in diesem Zeitraum
ausgestellten Rechnung einen zu hohen Steuersatz ausgewiesen und diesen Steuerbetrag abgefiihrt, wird es aus Vereinfachungs-
grinden nicht beanstandet, wenn der Unternehmer in den Rechnungen den Umsatzsteuerausweis nicht berichtigt. In diesem Fall
wird es bei einem zum Vorsteuerabzug berechtigten Leistungsempfanger nicht beanstandet, wenn er aus derartigen i. S. von § 14c
Abs. 1 UStG unrichtigen Rechnungen unter den ubrigen Voraussetzungen des § 15 UStG einen Vorsteuerabzug auf Grundlage des
ausgewiesenen Steuersatzes vornimmt. Flr Umsétze, fur die der Leistungsempfanger die Steuer nach § 13b UStG schuldet, gilt
dies entsprechend fur die vom Leistungsempfanger berechnete Steuer.

Dieses Schreiben steht ab sofort fiir eine Ubergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen (https://
www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Themen - Steuern - Steuerarten - Umsatzsteuer - Umsatzsteuer-Anwendungser-
lass zum Herunterladen bereit.

Im Auftrag



van Nahmen
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Oberste Finanzbehoérden
derLander

Umsatzsteuer-Anwendungserlass;
Anderungen zum 31. Dezember 2021 (Einarbeitung von Rechtsprechung und redaktionellen Anderungen)

Der Umsatzsteuer-Anwendungserlass bericksichtigt zum Teil noch nicht die seit dem BMF-Schreiben vom 15. Dezember 2020 - |1
C 3-S7015/19/10006 :001 (2020/1238675), BStBI | S. 1374, ergangene Rechtsprechung, soweit diese im Bundessteuerblatt Teil Il
veroéffentlicht worden ist. AuBerdem enthélt der Umsatzsteuer-Anwendungserlass in gewissem Umfang redaktionelle Unschérfen, die
beseitigt werden missen. Da dieses Schreiben somit lediglich redaktionelle Anderungen des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses
ohne materiell-rechtliche Auswirkungen beinhaltet, bedarf es keiner Anwendungsregelung. Auf eine Anpassung der Beispiele auf-
grund der durch das Corona-Steuerhilfegesetz vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1385)1)2)

I. Anderung des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erérterung mit den obersten Finanzbehérden der Lander wird der Umsatzsteuer-Anwen-
dungserlass vom 1. Oktober 2010, BStBI | S. 846, der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 17. Dezember 2021 -11IC 2 - S
7225/19/10001 :005 (2021/1221613), BStBI | S. 2502, geandert worden ist, wie folgt gedndert:

Das Abkurzungsverzeichnis wird wie folgt geandert:
a) Die Angabe "BFH/NV = Sammlung der Entscheidungen des Bundesfinanzhofs" wird gestrichen.
b) Die Angabe "HFR = Héchstrichterliche Finanzrechtsprechung” wird gestrichen.

Nach der Angabe "IATA = International Air Transport Association (Internationale Flug-Transport-Vereinigung)" wird die Anga-

©) be "i.e.S. = im engeren Sinne" eingefligt.

Nach der Angabe "NATO-ZAbk = Zusatzabkommen zur North Atlantic Treaty Organization" wird die Angabe "n. v. = nicht

d) veroffentlicht" eingefiigt.

¢) Die Angabe "NJW = Neue Juristische Wochenschrift" wird gestrichen.
f) Die Angabe "UR = Umsatzsteuer-Rundschau" wird gestrichen.

In Abschnitt 1.1 wird nach Absatz 5a folgender Absatz 5b angefiigt:

"(5b) Zur umsatzsteuerrechtlichen Beurteilung des Verlegeranteils an den Einnahmen aus gesetzlichen Vergiitungs-
anspriichen nach § 27 sowie §§ 54, 54a und 54c UrhG sowie aus urheberrechtlichen Nutzungsrechten vgl. BMF-Schrei-
ben vom 14. 10. 2021, BStBI | S. 2133."

Abschnitt 1.8 wird wie folgt geé&ndert:
Absatz 11 wird wie folgt geéndert:

Satz 3 Beispiele 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

"‘Beispiel 1:
Wert der Mahlzeit 347 €
3.
a) Zahlung des Arbeitnehmers 1,00 €
aa)
maBgeblicher Wert 347 €

darin enthalten 19/119 Umsatzsteuer (Steuersatz 19 %) ./. 0,55 €

Bemessungsgrundlage 292 €



Beispiel 2:

Wert der Mahlzeit 3,47 €
Zahlung des Arbeitnehmers 3,50 €
maBgeblicher Wert 3,50 €

darin enthalten 19/119 Umsatzsteuer (Steuersatz 19 %) ./. 0,56 €

Bemessungsgrundlage 294€"

Satz 4 wird wie folgt gefasst:

bb) "4In den Beispielen 1 und 2 wird von den Sachbezugswerten 2021 ausgegangen (vgl. BMF-Schreiben vom 28. 12.
2020, BStBI 2021 | S. 59)."

b) In Absatz 19 Satz 1 wird die Angabe "Abschnitt 25.3 Abs. 5" durch die Angabe "Abschnitt 25.3 Abs. 4" ersetzt.

In Abschnitt 1.9 Abs. 1 Satz 1 werden die Woérter "Freizonen im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 1 ZollVG" durch die Wérter "Freizonen
" im Sinne des Artikels 243 UZK" ersetzt.

In Abschnitt 1.11 Abs. 1 werden die Worter "Freizonen nach § 1 Abs. 1 Satz 1 ZollVG" durch die Wérter "Freizonen im Sinne
" desArtikels 243 UZK" ersetzt.

In Abschnitt 1.12 Abs. 1 Satz 1 werden die Worter "Freizone nach § 1 Abs. 1 Satz 1 ZollVG" durch die Worter "Freizone im Sin-
" ne des Artikels 243 UZK" ersetzt.

Abschnitt 1a.2 Abs. 12 Satz 4 wird wie folgt geandert:
Der siebzehnte Spiegelstrich wird wie folgt gefasst:

Waren, die im Rahmen einer 6ffentlich zugénglichen Veranstaltung ausgestellt oder verwendet oder auf einer solchen
»_ Veranstaltung aus in das Verfahren der voriibergehenden Verwendung libergefiihrten Waren gewonnen werden (Arti-
kel 234 Abs. 1 UZK-DA);".

Der neunzehnte Spiegelstrich wird wie folgt gefasst:

Ersatzteilen, Zubehér und Ausriistungen, die fir Zwecke der Ausbesserung, Wartungsarbeiten und MaBnahmen zum Er-
n_ halt fur in das Verfahren der voriibergehenden Verwendung tibergefiinrte Waren verwendet werden (Artikel 235 UZK-
DA)-"

Abschnitt 2.3 wird wie folgt geéndert:
Absatz 1a Satz 2 wird wie folgt gefasst:
a
) "2Diese Tatigkeiten umfassen die nichtwirtschaftlichen Tatigkeiten i.e.S. und die unternehmensfremden Téatigkeiten."

In Absatz 6 Satz 1 erster Spiegelstrich wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

b) "(vgl. BFH-Urteile vom 7. 8. 1975, V R 43/71, BStBI 1976 11 S. 57, vom 26. 9. 1991, V R 1/87, vom 30. 5. 1996, V R 26/93,
und vom 7. 9. 2006, V R 6/05, BStBI 2007 Il S. 148)".
Abschnitt 2.8 wird wie folgt geéndert:

In Absatz 6 wird nach Satz 6 folgender Satz 7 angefligt:
a) "7Zu einer wirtschaftlichen Eingliederung durch Darlehen kann es nur kommen, wenn diese im Rahmen eines Unter-
nehmens gewéhrt werden (vgl. BFH-Beschluss vom 13. 11. 2019, V R 30/18, BStBI 2021 |1 S. 248)."
In Absatz 6¢ Satz 1 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

"(Urteil vom 19. 10. 1995, V R 128/93)".

In Absatz 10 Satz 3 wird der zweite Klammerzusatz wie folgt gefasst:

[
) "(BFH-Urteile vom 5. 12. 2007, V R 26/06, BStBI 2008 Il S. 451, und vom 12. 10. 2016, XI R 30/14, BStBI 2017 I S. 597)".

Abschnitt 3.1 Abs. 2 wird wie folgt geandert:

10.  Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefiigt:
a)



"3sDie Ubertragung dieser Befugnis verlangt weder, dass der Leistungsempfinger physisch iiber den Gegenstand
verfiigt, noch, dass der Gegenstand physisch zu ihm beférdert und/oder physisch von ihm empfangen wird (vgl.
EuGH-Urteil vom 20. 6. 2018, C-108/17, Enteco Baltic)."

b) Die bisherigen Satze 3 bis 5 werden die neuen Sétze 4 bis 6.

Abschnitt 3.5 wird wie folgt geéndert:

In Absatz 3 Nummer 5 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:
a)

1 "(vgl. BFH-Urteil vom 26. 10. 1961, V 307/59)".

In Absatz 5 Satz 5 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

b
) "(vgl. EuGH-Urteil vom 4. 10. 2017, C-164/16, Mercedes-Benz Financial Services UK Ltd, BStBI 2020 I S. 179)".

12. In Abschnitt 3.7 Abs. 1 Satz 7 wird die Angabe "§ 10 Abs. 1 Satz 6 UStG" durch die Angabe "§ 10 Abs. 1 Satz 5 UStG" ersetzt.

Abschnitt 3.10 Abs. 6 Nummer 14 wird wie folgt gefasst:

Zahlungen der Hersteller/Handler an Finanzierungsinstitute zum Ausgleich von verginstigten Kredit- bzw. Leasingge-
schéften kdnnen Entgeltzahlungen fir eine Leistung eigener Art des Finanzierungsinstituts an den Hersteller/Handler

' 114, oder Entgelt von dritter Seite fir die Finanzierungsleistung des Instituts an den Abnehmer darstellen, vgl. BMF-Schreiben
vom 28. 9. 2011, BStBI | S. 935, und vom 24. 9. 2013, BStBI | S. 1219,vgl. auch BFH-Urteil vom 24. 2. 2021, XI R
15/19, BStBI Il S. 729;".

14. In Abschnitt 3.18 Abs. 5 wird in Satz 3 des Beispiels das Wort "Handyhdlle" durch das Wort "Ware" ersetzt.

In Abschnitt 3a.2 Abs. 13 Satz 1 wird folgender Klammerzusatz angeflgt:

"(vgl. EuGH-Urteil vom 17. 3. 2021, C-459/19, Wellcome Trust)".

Abschnitt 3a.14 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 3 Satz 5 wird gestrichen.

Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefugt:

"(3a) 1§ 3a Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 UStG gilt fiir Leistungen an Nichtunternehmer. 2Roamingleistungen, die von einem in
einem Drittland ansédssigen Mobilfunkbetreiber an seine Kunden, die ebenfalls in diesem Drittland anséssig sind
bzw. dort ihren Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt haben, erbracht werden und die es diesen Kunden ermég-

b) lichen, das inlandische Mobilfunknetz, in dem sie sich voriibergehend aufhalten, zu nutzen, sind als Dienstleistun-
gen anzusehen, die im Inland genutzt oder ausgewertet werden (vgl. EuGH-Urteil vom 15. 4. 2021, C-593/19, SK Te-
lecom). 3Fiir die Behandlung als im Inland ausgefiihrte Roamingleistung ist es unbeachtlich, welcher steuerlichen
Behandlung die Roamingleistung nach dem nationalen Steuerrecht des Drittlands unterliegt (vgl. EuGH-Urteil vom
15. 4. 2021, C-593/19, SK Telecom)."

In Abschnitt 4.3.4 Abs. 2 Nummer 2 Satz 2 wird im Klammerzusatz die Angabe "Abschnitt 8.2 Abs. 6" durch die Angabe "Ab-

17. schnitt 8.2 Abs. 7" ersetzt.

Abschnitt 4.7.1 wird wie folgt gedndert:

In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte "Wehrtechnik und Beschaffung" durch die Worte "Ausriistung, Informationstechnik

a) und Nutzung der Bundeswehr" ersetzt.

18.
b)

Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

"2Die Beférderung oder Versendung ist durch einen Beleg entsprechend § 17a oder § 17b UStDV nachzuweisen."

c) In Absatz 7 Satz 3 wird die Angabe "§ 17c Abs. 2 UStDV" durch die Angabe "§ 17d Abs. 2 UStDV" ersetzt.

Abschnitt 4.8.8 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

19. "(2) Zu den Umséatzen im Geschéft mit Wertpapieren gehéren auch die sonstigen Leistungen im Emissionsgeschaft, z.B. die
Ubernahme und Platzierung von Neuemissionen und die Bérseneinfiihrung von Wertpapieren."

Abschnitt 4.8.9 Abs. 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst:

20.



"4Zu den steuerpflichtigen Leistungen gehéren z.B. auch die Depotunterhaltung, das Inkasso von fremden Zins- und Dividen-
denscheinen, die Ausfertigung von Depotauszligen, von Ertragnis-, Kurswert- und Steuerkurswertaufstellungen sowie die Infor-
mationslbermittlung von Kreditinstituten an Emittenten zur Flhrung des Aktienregisters bei Namensaktien."

1. In Abschnitt 4.8.13 Abs. 15 Satz 2 wird das Wort "im" gestrichen.

In Abschnitt 4.10.1 Abs. 2 Satz 3 wird der zweite Klammerzusatz wie folgt gefasst:

22.
"(vgl. BFH-Urteil vom 13. 7. 1972, V R 33/68)".

In Abschnitt 4.11.1 Abs. 2 Satz 12 wird die Angabe "§ 34d Abs. 1 Satz 4 GewQ" durch die Angabe "§ 34d Abs. 1 Satz 8 GewO"

23. ersetzt.

In Abschnitt 4.14.1 Abs. 5 Nummer 6a Satz 1 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

24.
"(vgl. BFH-Urteil vom 9. 9. 2015, XI R 31/13, n. v.)".

o5. In Abschnitt 4.17.2 Abs. 5 Satz 2 wird die Angabe "im engeren Sinne" durch die Angabe "i.e.S." ersetzt.

In Abschnitt 4.20.1 Abs. 1 Satz 1 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

26 "(BVerwG-Urteil vom 31. 7. 2008, 9 B 80/07)".
Abschnitt 4.21.5 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gedndert:
In Satz 1 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:
57, 3 "(vgl. BVerwG-Urteil vom 4. 5. 2006, 10 C 10.05)".
In Satz 2 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:
b)

"(vgl. BVerwG-Urteil vom 4. 5. 2006, 10 C 10.05)".

Abschnitt 4b.1 wird wie folgt geandert:
Absatz 1 Satz 3 Buchstabe c wird wie folgt gefasst:

0g. a) Wasserfahrzeugen, die nach ihrer Bauart dem Erwerb durch die Seeschifffahrt oder der Rettung Schiffbriichiger die-
©) nen (Abschnitt 8.1 Abs. 2)."

b) Absatz 2 Satz 3 wird gestrichen.

In Abschnitt 6.11 Abs. 15 Satz 1 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

29.
"(vgl. Anlage 2 der Anlage zum BMF-Schreiben vom 10. 1. 2020, BStBI | S. 186)".

In Abschnitt 6a.1 Abs. 18 Satz 1 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

30.
"(vgl. BFH-Beschluss vom 5. 2. 2004, V B 180/03, n. v.)".

In Abschnitt 6a.3 Abs. 1 Satz 2 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

31.
"(vgl. BFH-Urteile vom 12. 5. 2011, V R 46/10, BStBI Il S. 957, und vom 14. 11. 2012, XI R 8/11 zu § 17a UStDV a.F.)".

Abschnitt 8.2 Abs. 7 Nummer 7 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
32. "’Dies gilt auch fur die Aufwendungen fiir den Erwerb, die Nutzung und die Erhaltung von Sicherheitseinrichtungen zur

Fluggast- und Gepéckkontrolle (z.B. Kdrper- oder Gepackscanner) und den Einkauf von Security-Leistungen."

In Abschnitt 10.4 Abs. 1 Satz 1 wird im Klammerzusatz die Angabe "§ 10 Abs. 1 letzter Satz UStG" durch die Angabe "§ 10 Abs.

3s. 1 Satz 5 UStG" ersetzt.

Abschnitt 10.6 Abs. 1 Satz 8 wird wie folgt gefasst:

34. "8Zu den Pauschbetragen fiir unentgeltliche Wertabgaben (Sachentnahmen) 2021 vgl. BMF-Schreiben vom 15. 6. 2021, BStBI
|S.811."

In Abschnitt 12.5 Abs. 2 Satz 7 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

35.
"(BFH-Urteile vom 18. 8. 2005, V R 50/04, BStBI 2006 Il S. 101,und vom 23. 7. 2020, V R 17/17, BStBI 2021 Il S. 406)".

36. Abschnitt 12.7 Abs. 15 Satz 4 wird gestrichen.

37. In Abschnitt 12.8 Abs. 2 Satz 6 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:



"(vgl. BFH-Urteile vom 22. 10. 1970, V R 67/70, BStBI 1971 11 S. 37, vom 22. 6. 1972, V R 36/71, BStBI Il S. 684, vom 25. 11.
1993, V R 59/91, a.a.0., und vom 2. 8. 2018, V R 6/16, BStBI 2019 Il S. 293,undEuGH-Urteil vom 9. 9. 2021, C-406/20,

Phantasialand)".
38. Abschnitt 12.13 Abs. 10a Satz 7 wird gestrichen.

Abschnitt 12.14 wird wie folgt gedndert:

In Absatz 1 wird die Angabe "§ 12 Abs. 2 Nr. 10 Buchstabe a UStG" durch die Angabe "§ 12 Abs. 2 Nr. 10 Buchstabe b
a)

39 Doppelbuchstabe aa UStG" ersetzt.

In Absatz 2 Satz 1 wird im Klammerzusatz die Angabe "§ 12 Abs. 2 Nr. 10 Buchstabe b UStG" durch die Angabe "§ 12 Abs.

b) 2 Nr. 10 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb UStG" ersetzt.

40. Abschnitt 12.16 Abs. 3 Satz 7 wird gestrichen.

In Abschnitt 13.4 Beispiel 3 Satz 4 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

"(vgl. BFH-Urteil vom 21. 4. 1994, V R 59/92)".

Abschnitt 13.5 wird wie folgt geandert:

In Absatz 3 Satz 2 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

a) "(vgl. BFH-Urteile vom 15. 9. 2011, V R 36/09, BStBI 2012 Il S. 365, vom 14. 11. 2018, XI R 27/16, n. v., und vom 10. 4.

42 2019, XI R 4/17, BStBI Il S. 635)".

Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

b) "(5) Zur Behandlung von Anzahlungen fiir steuerpflichtige Reiseleistungen, fir die die Bemessungsgrundlage nach § 25
Abs. 3 UStG zu ermitteln ist, vgl. Abschnitt 25.3 Abs. 5."

Abschnitt 14.1 Abs. 5 wird wie folgt geandert:

In Satz 2 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

"(vgl. BGH-Urteil vom 11. 12. 1974, VIIl ZR 186/73)".

In Satz 5 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

43.
b) "(vgl. BGH-Urteile vom 24. 2. 1988, VIII ZR 64/87, und vom 10. 11. 1988, VIl ZR 137/87, und BFH-Urteil vom 30. 3. 2011,

XI R 12/08, BStBI Il S. 819)".

In Satz 7 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

c
) "(vgl. BGH-Urteil vom 6. 5. 1981, VIII ZR 45/80, zum Konkursverfahren)".

Abschnitt 14.3 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

44. "’Eine Gutschrift kann auch durch eine juristische Person, die nicht Unternehmer ist, ausgestellt werden, wenn sie Leistungs-
empfénger ist (§ 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 in Verbindung mit Satz 2 UStG)."

Abschnitt 14.5 wird wie folgt geandert:

a) InAbsatz 1 Satz 13 wird die Angabe "§ 26a Abs. 1 Nr. 1 UStG" durch die Angabe "§ 26a Abs. 2 Nr. 1 UStG" ersetzt.

In Absatz 15 Satz 1 wird im Klammerzusatz das Wort "und" nach der Zitierung des BFH-Urteils vom 8. 10. 2008, V R 59/07,

b) BStBI 2009 II S. 218, gestrichen.

45.
In Absatz 16 Satz 5 Nummer 4 wird nach Satz 5 folgender Satz 6 angefugt:

) "6Eine Rechnung, die nur die Angabe einer Leistung "bis zum heutigen Tag" ohne Konkretisierung des Beginns
c
des Leistungszeitraums enthilt, erfiillt diese Voraussetzungen nicht (vgl. EuGH-Urteil vom 15. 9. 2016, C-516/14,
Barlis 06)."
Abschnitt 14.10 Abs. 2 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
46. Briefmarkenversteigerungsgeschaft, Versteigerungsgewerbe, vgl. Abschnitt 3.7 Abs. 6 und BMF-Schreiben vom 7. 5.

"3 49710

47 Abschnitt 14.11 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:



Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefiigt:
a) "*Die Berichtigung einer Rechnung um fehlende oder unzutreffende Angaben ist kein riickwirkendes Ereignis im

Sinne von § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und § 233a Abs. 2a AO (§ 14 Abs. 4 Satz 4 UStG)."

b) Die bisherigen Satze 3 bis 7 werden die neuen Satze 4 bis 8.

Abschnitt 14a.1 Abs. 7 wird wie folgt gefasst:

"(7) 1Der gesonderte Ausweis der Steuer ist auch in den Rechnungen des Unternehmers erforderlich, in denen er (iber die im

48 Inland ausgefiinrten Fernverkaufe im Sinne des § 3c UStG abrechnet. 2Nimmt der Unternehmer an dem besonderen Be-
" steuerungsverfahren nach § 18j UStG teil, besteht keine besondere Pflicht zur Ausstellung einer Rechnung (§ 14a Abs.

2 Satz 2 UStG). °In diesem Fall ist die Rechnung nach den Vorschriften des Mitgliedstaates zu erteilen, in dem der Un-
ternehmer seine Teilnahme anzeigt (§ 14 Abs. 7 Satz 3 UStG)."

Abschnitt 14b.1 wird wie folgt geéndert:

In Absatz 2 Satz 2 wird im Klammerzusatz die Angabe "§ 147 Abs. 3 Satz 3 AO" durch die Angabe "§ 147 Abs. 3 Satz 5

a) AQ" ersetzt.
49.

b) In Absatz 8 Satz 3 wird die Angabe "§ 146 Abs. 2a AQ" durch die Angabe "§ 146 Abs. 2b AQ" ersetzt.

c) InAbsatz 10 Satz 1 wird die Angabe "§ 26a Abs. 1 Nr. 2 UStG" durch die Angabe "§ 26a Abs. 2 Nr. 2 UStG" ersetzt.

Abschnitt 14c.1 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

"(2) TEin zu hoher Steuerausweis im Sinne des § 14c Abs. 1 UStG liegt auch vor, wenn in Rechnungen (ber Kleinbetrage (§ 33

50. UStDV) oder in Fahrausweisen (§ 34 UStDV) ein zu hoher Steuersatz angegeben ist. 2Die Angabe einer falschen Beférde-
rungsstrecke nach § 12 Abs. 2 Nr. 10 UStG fiihrt fiir sich alleine noch nicht zu einer Steuerschuld nach § 14c Abs. 1
UStG, da diese nicht zu den Mindestangaben nach § 34 Abs. 1 UStDV gehért."

In Abschnitt 14c.2 Abs. 7 Satz 2 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

51.
"(vgl. BFH-Urteil vom 17. 2. 2011, V R 39/09, BStBI Il S. 734)".

Abschnitt 15.2b Abs. 2 wird wie folgt geéndert:

In Satz 5 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

52. a) "(vgl. Abschnitt 15.15 sowie BFH-Urteile vom 9. 12. 2010, V R 17/10, BStBI 2012 Il S. 53, und vom 26. 8. 2014, XI R
26/10, BStBI 2021 11 S. 881)".

b) Nach Satz 9 werden im Schaubild jeweils die Angaben "im engeren Sinne" durch die Angaben "i.e.S." ersetzt.

In Abschnitt 15.2c Abs. 16 Satz 1 wird folgender Klammerzusatz angeflgt:

58.
"(vgl. BFH-Beschluss vom 28. 10. 2020, XI B 26/20, n. v.)".

Abschnitt 15.2d Abs. 1 Nummer 11 wurde wie folgt gefasst:

54. Vorsteuerabzug bei gemeinsamem Leistungsbezug durch mehrere Personen, vgl. BMF-Schreiben vom 27. 10. 2021,
" BstBi 1 s, 21377

55. In Abschnitt 15.8 Abs. 8 Satz 1 werden vor den Wértern "abgezogen werden" die Worter "als Vorsteuer" eingefligt.
56. In Abschnitt 15.10 Abs. 1 Satz 1 wird vor den Wortern "nicht Voraussetzung" das Wort "es" eingefigt.
Abschnitt 15.11 wird wie folgt geéndert:
Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

a) fir die von einem anderen Unternehmer gesondert in Rechnung gestellten Steuern eine nach den §§ 14, 14a UStG in

57 1. Verbindung mit §§ 31 bis 34 UStDV ausgestellte Rechnung;".

In Absatz 7 Satz 2 Nummer 1 Satz 2 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

b) "(vgl. auch BFH-Urteile vom 25. 7. 1972, VIII R 59/68, BStBI Il S. 918, vom 26. 10. 1972, | R 125/70, BStBI 1973 Il S. 271,
vom 15. 2. 1973, V R 152/69, BStBI Il S. 466, und vom 19. 10. 1978, V R 39/75, BStBI 1979 Il S. 345)".

58 In Abschnitt 15.12 Abs. 1 Satz 8 wird folgender Klammerzusatz angeflgt:



"(vgl. BFH-Beschluss vom 28. 10. 2020, XI B 26/20, n. v.)".

Abschnitt 15.15 Abs. 2 Beispiel 3 Satz 2 wird wie folgt geéndert:

Zu a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

"Die Zuwendungen an die Arbeitnehmer im Rahmen des Betriebsausflugs sind (iberwiegend betrieblich veranlasste
a
nicht steuerbare Leistungen, weil sie je Arbeitnehmer den Betrag von 110 € nicht tUbersteigen (vgl. Abschnitt 1.8 Abs. 4

50. Satz 3 Nr. 6)."

Zu b) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
"Die Zuwendungen an die Arbeitnehmer im Rahmen des Betriebsausflugs sind nicht iberwiegend betrieblich veran-

lasste steuerbare Leistungen, weil sie je Arbeitnehmer den Betrag von 110 € (ibersteigen (vgl. Abschnitt 1.8 Abs. 4 Satz 3
Nr. 6)."

60. InAbschnitt 15.19 Abs. 3 Satz 4 wird die Angabe "im engeren Sinne" durch die Angabe "i.e.S." ersetzt.

Abschnitt 15a.3 Abs. 2 wird wie folgt geandert:

Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefiigt:

a) "Gleiches gilt, wenn ein Wirtschaftsgut im Fall einer Sanierung entsprechend dem Sanierungsfortschritt wieder in
Verwendung genommen wird."

61.
Der bisherige Satz 2 wird neuer Satz 3 und wie folgt gefasst:

b) "3Diese Berichtigungszeitraume beginnen jeweils zu dem Zeitpunkt, zu dem der einzelne Teil des Wirtschaftsguts erstmalig

(wieder) zur Ausfiihrung von Umsétzen verwendet wird."

c) Die bisherigen Satze 3 bis 5 werden die neuen Satze 4 bis 6.

In Abschnitt 15a.10 Satz 1 Nummer 4 Satz 2 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

"(BFH-Beschluss vom 12. 5. 2003, V B 211/02, V B 220/02, BStBI Il S. 784)".

Abschnitt 17.1 wird wie folgt geandert:

In Absatz 11 Satz 8 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

a) "(vgl. BFH-Urteile vom 9. 12. 2010, V R 22/10, BStBI 2011 Il S. 996, und vom 27. 9. 2018, V R 45/16, BStBI 2019 Il S.

63. 356",

In Absatz 13 Satz 1 wird im ersten Klammerzusatz die Angabe "§ 21 Abs. 2 Nr. 2 2. Alternative InsO" durch die Angabe "§

b) 21 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 2. Alternative InsO" ersetzt.

64. In Abschnitt 17.2 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe "§ 17 Abs. 1 Satz 7 UStG" durch die Angabe "§ 17 Abs. 1 Satz 8 UStG" ersetzt.

In Abschnitt 18.1 Abs. 1 Satz 4 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

65.
"(§ 150 Abs. 8 AO; vgl. BFH-Urteil vom 16. 6. 2020, VIII R 29/19, BStBI 2021 11 S. 290, sowie AEAO zu § 150, Nr. 4)".

Abschnitt 18.9 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

"(2) 'Der Erwerber hat die Steuererklarung fir die Fahrzeugeinzelbesteuerung innerhalb von 10 Tagen nach dem Tag des
innergemeinschaftlichen Erwerbs (§ 13 Abs. 1 Nr. 7 UStG) abzugeben und die Steuer zu entrichten. 2Gibt er keine Steuererkla-

66. rung ab oder berechnet er die Steuer nicht richtig, kann dieFinanzbehérde die Steuer - ggf. im Schatzungswege - festsetzen.
3Der Schatzung sind regelmaBig die Mitteilungen zu Grunde zu legen, die derFinanzbehérde von den fiir die Zulassung oder
Registrierung von Fahrzeugen zusténdigen Behorden (§ 18 Abs. 10 Nr. 1 UStG) oder dem fiir die Besteuerung des Fahr-
zeuglieferers zustandigen EU-Mitgliedstaat zur Verfligung gestellt werden."

Abschnitt 18.11 Abs. 1a Satz 1 wird wie folgt gefasst:

"INicht vergiitet werden Vorsteuerbetrage, die in Rechnungen tber Ausfuhrlieferungen oder innergemeinschatftliche Lieferun-

67. gen gesondert ausgewiesen werden, wenn feststeht, dass die Voraussetzungen der Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 1 Buch-
stabe a in Verbindung mit § 6 Abs. 1 bis 3a UStG bzw. § 4 Nr. 1 Buchstabe b in Verbindung mit § 6a Abs. 1 oder Abs. 2
UStG vorliegen kénnen, vgl. auch Abschnitt 6a.1 Abs. 19."

In Abschnitt 18.13 Abs. 4 wird nach Satz 3 folgender Satz 4 angefuigt:
68.



"4Vor Ablehnung eines Vergiitungsantrages, der innerhalb der Antragsfrist (vgl. Absatz 3 Satz 1) gestellt wurde, dem
aber nicht die Kopien der Rechnungen oder der Einfuhrdokumente beigefiigt waren, ist der Unternehmer zur Vorlage
der entsprechenden Kopien oder sachdienlicher Informationen aufzufordern, die die Bearbeitung dieser Antrage er-
moglichen, und zwar unabhéngig davon, ob die Antragsfrist fiir den zugrundeliegenden Vergiitungszeitraum zum Zeit-
punkt der Bearbeitung bereits abgelaufen ist (vgl. EuGH-Urteil vom 18. 11. 2020, C-371/19, Kommission/Deutschland)."

In Abschnitt 18a.1 Abs. 4 Satz 4 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

69.

"(§ 150 Abs. 8 AO; vgl. BFH-Urteil vom 16. 6. 2020, VIIl R 29/19, BStBI 2021 11 S. 290, sowie AEAO zu § 150, Nr. 4)".

In Abschnitt 18a.5 Abs. 1 Satz 2 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

70.

"(vgl. § 26a Abs. 2 Nr. 5 UStG)".

Abschnitt 18c.1 Abs. 5 wird wie folgt gefasst:

"(5) 'Ordnungswidrig im Sinne des § 26a Abs. 2 Nr. 6 UStG handelt, wer eine Meldung nach der FzgLiefgMeldV nicht, nicht

71.

richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig iibermittelt. 2Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuBe bis zu 5 000 € ge-
ahndet werden (§ 26a Abs. 3 UStG)."

In Abschnitt 18g.1 Abs. 5 vierter Spiegelstrich wird folgender Klammerzusatz angefiigt:

72.

73.

74.

75.

76.

"(vgl. EuGH-Urteil vom 17. 12. 2020, C-346/19, Bundeszentralamt fiir Steuern);".
In Abschnitt 22.3 Abs. 1 Satz 7 wird die Angabe "§ 17c UStDV" durch die Angabe "§ 17d UStDV" ersetzt.

In Abschnitt 25a.1 Abs. 1 wird nach Satz 9 folgender Satz 10 angefiigt:

"19Dje Differenzbesteuerung ist anwendbar auf den Handel mit sog. Kursmiinzen (Sonderprigungen, die auch als ge-
setzliches Zahlungsmittel zugelassen sind)."

In Abschnitt 26.1 Abs. 2 Satz 2 wird der Klammerzusatz am Ende des Satzes gestrichen.

In Abschnitt 29.1 Abs. 3 Satz 1 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

"(vgl. BGH-Urteile vom 22. 3. 1972, VIII ZR 119/70, BGHZ Bd. 58 S. 292, und vom 28. 6. 1973, VII ZR 3/71, BGHZ Bd. 61 S.
1013)".

Weitere redaktionelle Anderungen, die im Jahre 2021 bzw. seit dem BMF-Schreiben vom 15. Dezember 2020 -1IC 3 - S

. 7015/19/10006 :001 (2020/1238675) -, BStBI | S. 1374, unterjahrig in der laufenden Aktualisierung des UStAE vorgenom-

men wurden

In der Inhaltsubersicht wurde die Angabe "18.7a. Besteuerungsverfahren fir nicht im Gemeinschaftsgebiet ansassige Unterneh-
mer, die vor dem 1. Juli 2021 sonstige Leistungen nach § 3a Abs. 5 UStG erbringen" durch die Angabe "18.7a. Besteuerungsver-

" fahren fir nicht im Gemeinschaftsgebiet ansassige Unternehmer, die vor dem 1. 7. 2021 sonstige Leistungen nach § 3a Abs. 5

UStG erbringen" ersetzt.

In der Inhaltstibersicht wurde die Angabe "18.7b. Besteuerungsverfahren fir im tbrigen Gemeinschaftsgebiet ansassige Unter-
nehmer, die vor dem 1. Juli 2021 sonstige Leistungen nach § 3a Abs. 5 UStG im Inland erbringen" durch die Angabe "18.7b. Be-

" steuerungsverfahren flr im Gbrigen Gemeinschaftsgebiet anséssige Unternehmer, die vor dem 1. 7. 2021 sonstige Leistungen

nach § 3a Abs. 5 UStG im Inland erbringen" ersetzt.

In der Inhaltsubersicht wurde die Angabe "18h.1. Besteuerungsverfahren fir im Inland anséssige Unternehmer, die vor dem 1.
Juli 2021 sonstige Leistungen nach § 3a Abs. 5 UStG im lbrigen Gemeinschaftsgebiet erbringen" durch die Angabe "18h.1. Be-

" steuerungsverfahren fiir im Inland anséssige Unternehmer, die vor dem 1. 7.2021 sonstige Leistungen nach § 3a Abs. 5 UStG

im Ubrigen Gemeinschaftsgebiet erbringen" ersetzt.

. In Abschnitt 1.1 Abs. 24 Satz 1 wurde im zweiten Klammerzusatz die Angabe "z. B." durch die Angabe "z.B." ersetzt.

Abschnitt 3.6 wurde wie folgt geéndert:

a) InAbsatz 1 Satz 1 wurde die Abkiirzung "ggfs." durch die Abklirzung "ggf." ersetzt.

b) InAbsatz 6 Beispiel 10 Satz 5 wurde im Klammerzusatz das Komma nach der Angabe "II" gestrichen.

Abschnitt 3.17 wurde wie folgt gedndert:

6. a) In Absatz 1 Satz 2 wurde im Klammerzusatz die Angabe "z. B." durch die Angabe "z.B." ersetzt.



In Absatz 5 Satz 2 wurde die Angabe "§ 4 Nr. 1 Buchst. a oder b UStG" durch die Angabe "§ 4 Nr. 1 Buchstabe a oder b
b) UStG" ersetzt.

Abschnitt 3a.9a Abs. 1 Satz 1 Nummer 1 Satz 2 Beispiel wurde wie folgt geéndert:
a) InSatz 3 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.
b) In Satz 4 wurde jeweils die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.

In Satz 5 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" und die Angabe "30. Juni 2021" durch die Angabe

€) 130, 6. 2021" ersetzt.

d) In Satz 6 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.

Abschnitt 3a.16 wurde wie folgt geéndert:

a) In der Zwischentiberschrift nach Absatz 7 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.
b) InAbsatz 8 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.

c) In Absatz 9 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.

d) In der Zwischenuberschrift nach Absatz 9 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.
e) In Absatz 10 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.

f) InAbsatz 11 wurde die Angabe "30. Juni 2021" durch die Angabe "30. 6. 2021" ersetzt.

g) |nAbsatz 12 wurde die Angabe "30. Juni 2021" durch die Angabe "30. 6. 2021" ersetzt.

9. In Abschnitt 4.3.2 Abs. 4 Satz 5 wurde im Klammerzusatz die Angabe "29. Juni 2017" durch die Angabe "29. 6. 2017" ersetzt.

In Abschnitt 4.8.3 Abs. 3a Satz 1 wurde im Klammerzusatz die Angabe "22. Oktober 2015" durch die Angabe "22. 10. 2015" er-

10. setzt.

In Abschnitt 4.10.1 Abs. 4 Satz 3 wurde im zweiten Klammerzusatz die Angabe "11. Mai 2021, BStBI 2021 | S. 781" durch die

- Angabe "11. 5. 2021, BStBI | S. 781" ersetzt.

Abschnitt 4.11b.1 wurde wie folgt geandert:
Absatz 2 wurde wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 2 Satz 2 wurde im zweiten Klammerzusatz das Wort "Absatz" durch das Wort "Abs." ersetzt.

a)

bb) In Nummer 4 Satz 1 wurde im Klammerzusatz das Wort "Absatz" durch das Wort "Abs." ersetzt.

cc) InNummer 5 Satz 1 wurde im Klammerzusatz das Wort "Absatz" durch das Wort "Abs." ersetzt.

12.
Absatz 5 wurde wie folgt geéndert:

b) aa) In Nummer 3 wurde im Klammerzusatz das Wort "Absatz" durch das Wort "Abs." ersetzt.

bb) In Nummer 4 wurde im Klammerzusatz das Wort "Absatz" durch das Wort "Abs." ersetzt.
c) InAbsatz 6 Satz 2 wurde das Wort "Absatz" durch das Wort "Abs." ersetzt

d) InAbsatz 8 Satz 2 wurde das Wort "Absatz" durch das Wort "Abs." ersetzt.

13, In Abschnitt 4.12.1 Abs. 2 Satz 2 wurde im Klammerzusatz die Angabe "z. B." durch die Angabe "z.B." ersetzt.
14. InAbschnitt 4.16.1 Abs. 9 Satz 2 wurde das Wort "ein" durch das Wort "eine" ersetzt.
15. InAbschnitt 6.3 Abs. 3 Nr. 3 Satz 2 wurde das Wort "gleiche" durch das Wort "Gleiche" ersetzt.

Abschnitt 6.11 wurde wie folgt geéndert:

Absatz 3 wurde wie folgt gedndert:
16.
a) ag) In Satz 2 wurde im ersten Klammerzusatz die Angabe "z. B." durch die Angabe "z.B." ersetzt.



17.

bb) In Satz 4 wurde im Klammerzusatz die Angabe "z. B." durch die Angabe "z.B." ersetzt.

In Absatz 6 Satz 4 wurde die Angabe "1. Januar 2020" durch die Angabe "1. 1. 2020" und die Angabe "31. Dezember 2019"

b) durch die Angabe "31. 12. 2019" ersetzt.
In Abschnitt 6a.2 Abs. 2 Satz 5 wurde im Klammerzusatz die Angabe "z. B." durch die Angabe "z.B." ersetzt.

Abschnitt 8.1 wurde wie folgt gedndert:

a) In Absatz 4 wurde jeweils die Angabe "z. B." durch die Angabe "z.B." ersetzt.

18.

19.

20.

In Absatz 5 Satz 1 wurde der zweite Klammerzusatz wie folgt gefasst:

b
) "(vgl. Absatz 2 Satz 6)".

In Abschnitt 9.1 Abs. 5 Satz 1 wurde die Angabe "z. B." durch die Angabe "z.B." ersetzt.
In Abschnitt 10.1 Abs. 12 wurde im Klammerzusatz die Angabe "z. B." durch die Angabe "z.B." ersetzt.

Abschnitt 10.6 Abs. 1a wurde wie folgt geandert:

a) InSatz 4 wurde in den Klammerzusatzen jeweils die Angabe "z. B." durch die Angabe "z.B." ersetzt.

21.

22.

23.

24.

25.

b) In Satz 6 wurde im Klammerzusatz die Angabe "z. B." durch die Angabe "z.B." ersetzt.
c) In Satz 8 wurde die Angabe "z. B." durch die Angabe "z.B." ersetzt.

Abschnitt 12.5 wurde wie folgt geandert:

In Absatz 2 Satz 9 wurde der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

a
) "(vgl. BFH-Urteil vom 26. 4. 1995, XI R 20/94, a.a.0.)".

b) InAbsatz 5wurde das Komma nach dem Wort "daran" gestrichen.

In Abschnitt 13b.7b Abs. 5 Satz 1 wurde im Klammerzusatz die Angabe "z. B." durch die Angabe "z.B." ersetzt.
In Abschnitt 13b.18 Satz 10 wurde die Angabe "6. November 2015" durch die Angabe "6. 11. 2015" ersetzt.
In Abschnitt 14.5 Abs. 15 Satz 4 wurde der Fettdruck beim Wort "grundsétzlich" entfernt.

Abschnitt 14c.2 Abs. 1 wurde wie folgt geéndert:

In Satz 3 wurde der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

a
) "(vgl. BFH-Urteile vom 17. 2. 2011, V R 39/09, BStBI Il S. 734, und vom 14. 2. 2019, V R 68/17, BStBI 2020 Il S. 65)".

26.

27

28

29.

30

31.

b) In Satz 4 wurde zwischen den Woértern "eine" und "Rechnung" ein Leerzeichen eingeflgt.

¢) In Satz 8 wurde im Klammerzusatz das Komma nach der Angabe "II" gestrichen.

In Abschnitt 15.2a Abs. 7 Satz 5 wurde die Angabe "§ 31 Abs. 5 Satz 1 Buchst. b UStDV" durch die Angabe "§ 31 Abs. 5 Satz 1
* Buchstabe b UStDV" ersetzt.

 In Abschnitt 15.2c Abs. 8 Beispiel 1 Satz 3 wurde im Klammerzusatz die Angabe "a. a. O." durch die Angabe "a.a.0." ersetzt.

Abschnitt 15.23 wurde wie folgt geéndert:

a) InAbsatz 2 Satz 6 wurde das Wort "gleiche" durch das Wort "Gleiche" ersetzt.

b) InAbsatz 3 Satz 2 wurde das Wort "gleiche" durch das Wort "Gleiche" ersetzt.

In Abschnitt 15a.2 Abs. 3 wurde der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

. "(vgl. BFH-Urteile vom 6. 9. 2007, V R 41/05, BStBI 2008 I S. 65, und vom 30. 4. 2009, V R 4/07, BStBI Il S. 863; siehe auch
Abschnitt 15a.10)".

In Abschnitt 17.1 Abs. 16 Satz 3 wurde im Klammerzusatz die Angabe "z. B." durch die Angabe "z.B." ersetzt.

Abschnitt 17.2 wurde wie folgt gedndert:

32.

a)



In Absatz 4 Satz 2 wurde die Angabe "z. B." durch die Angabe "z.B." ersetzt.

Absatz 6 wurde wie folgt geéndert:

aa) Die Satznummerierung des bisherigen Satzes 1 wurde gestrichen.
b) Nummer 1 wurde wie folgt geandert:
bb) aaa) Die bisherigen Satze wurden die Sétze 1 und 2.

bbb) In Satz 1 wurde im ersten Klammerzusatz die Angabe "z. B." durch die Angabe "z.B." ersetzt.

Abschnitt 18.7a wurde wie folgt gedndert:

a) In der Uberschrift wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.

b) In Absatz 1 Satz 1 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.

33.

34.

35.

36.

37

38.

39.

40.

41.

c) InAbsatz 7 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.

d) InAbsatz 8 Satz 1 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.
e) In Absatz 9 wurde die Angabe "30. Juni 2021" durch die Angabe "30. 6. 2021" ersetzt.
Abschnitt 18.7b wurde wie folgt geéndert:

a) In der Uberschrift wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.
b) InAbsatz 1 Satz 1 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.

Absatz 7 wurde wie folgt gedndert:

) aa) In Satz 1 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.

bb) In Satz 2 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.
d) In Absatz 8 wurde die Angabe "30. Juni 2021" durch die Angabe "30. 6. 2021" ersetzt.

In Abschnitt 18.11 Abs. 4 Satz 4 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.
In Abschnitt 18a.5 Abs. 2 wurde das Wort "Absatz" durch das Wort "Abs." ersetzt.

In Abschnitt 18g.1 Abs. 4 sechster Spiegelstrich Buchstabe d wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021"
" und die Angabe "30. Juni 2021" durch die Angabe "30. 6. 2021" ersetzt.

Abschnitt 18h.1 wurde wie folgt gedndert:

a) In der Uberschrift wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.
b) In Absatz 1 Satz 1 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.

Absatz 7 wurde wie folgt geéndert:

) aa) In Satz 1 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.
bb) In Satz 2 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.
d) In Absatz 10 wurde die Angabe "30. Juni 2021" durch die Angabe "30. 6. 2021" ersetzt.

In Abschnitt 18i.1 Abs. 1 Satz 1 wurde die Angabe "30. Juni 2021" durch die Angabe "30. 6. 2021" ersetzt.

Abschnitt 18j.1 Abs. 1 Satz 1 wurde wie folgt geéndert:

a) In Nummer 1 wurde die Angabe "30. Juni 2021" durch die Angabe "30. 6. 2021" ersetzt.

b) In Nummer 2 wurde die Angabe "30. Juni 2021" durch die Angabe "30. 6. 2021" ersetzt.

In Abschnitt 18k.1 Abs. 1 Satz 1 wurde die Angabe "30. Juni 2021" durch die Angabe "30. 6. 2021" ersetzt.

Abschnitt 22.3a wurde wie folgt gedndert:

42.



a) In Absatz 1 Satz 1 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.
b) InAbsatz 2 Satz 1 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.
¢) InAbsatz 3 Satz 1 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.

d) InAbsatz 3a Satz 1 wurde die Angabe "30. Juni 2021" durch die Angabe "30. 6. 2021" ersetzt.

Abschnitt 22f.1 Abs. 2 wurde wie folgt geéndert:

a) In Satz 1 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.

b) In Satz 2 wurde die Angabe "1. Juli 2021" durch die Angabe "1. 7. 2021" ersetzt.

43.
c) InSatz 4 wurde jeweils die Angabe "30. Juni 2021" durch die Angabe "30. 6. 2021" ersetzt.

In Satz 5 wurde die Angabe "15. August 2021" durch die Angabe "15. 8. 2021" und die Angabe "30. Juni 2021" durch die
d) Angabe "30. 6. 2021" ersetzt.

Abschnitt 24.2 wurde wie folgt gedndert:

In Absatz 1 Satz 12 wurde die Abkurzung "ggfs." durch die Abklrzung "ggf." ersetzt.

a)
Absatz 2 wurde wie folgt geéndert:
" aa) InSatz 3 wurde die Angabe "z. B." durch die Angabe "z.B." ersetzt.
by bb) In Satz 4 wurde der Fettdruck der Satznummerierung entfernt.

cc) InSatz 5 wurde der Fettdruck der Satznummerierung entfernt.

dd) In Satz 6 wurde der Fettdruck der Satznummerierung entfernt.

Abschnitt 24.3 wurde wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 erster Spiegelstrich wurde die Abkirzung "ggfs." durch die Abkurzung "ggf." ersetzt.

45,
In Absatz 12 neunter Spiegelstrich wurde der Klammerzusatz wie folgt gefasst:

b
) "(vgl. BFH-Urteil vom 12. 11. 2020, V R 22/19, BStBI 2021 I S. 544)".

In Abschnitt 27.1 Abs. 4 wurde die Angabe "8. Dezember 2010" durch die Angabe "8. 12. 2010" und die Angabe "31. Dezember

46. 2010" durch die Angabe "31. 12. 2010" ersetzt.

Dieses Schreiben steht ab sofort fiir eine Ubergangszeit auf den Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen (http:/
www.bundesfinanzministerium.de) unter der Rubrik Themen - Steuern - Steuerarten - Umsatzsteuer - Umsatzsteuer-Anwendungser-
lass zum Herunterladen bereit.

Im Auftrag

van Nahmen

1) BStBI | S. 550

2) BStBI | S. 335



	Bundessteuerblatt
	2021 / Nr. 25

	Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetz
	Doppelbesteuerung
	Doppelbesteuerung
	Doppelbesteuerung
	Doppelbesteuerung
	Einkommensteuer
	Einkommensteuer/Abgabenordnung
	Finanzverwaltung
	Gewerbesteuer
	Internationales Steuerrecht
	Körperschaftsteuer
	Umsatzsteuer
	Umsatzsteuer
	Umsatzsteuer
	Umsatzsteuer
	Umsatzsteuer
	Umsatzsteuer
	Umsatzsteuer
	Umsatzsteuer
	Umsatzsteuer

